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Abstract: 

Die vorliegende Arbeit untersucht das diplomatische Handeln des Kaisertums Österreichs auf 

den Wiener Konferenzen während des Krimkrieges (1853-56). Diese Treffen mit Vertretern 

aller Kriegsparteien erhielten durch Telegrafen neue Dynamiken und sollten den Krimkrieg 

nach mittels Kongressdiplomatie lösen, jedoch wurden sie zu einem politischen Mittel vor 

allem für Österreich, um die eignen Ziele zu erreichen und neue Partner zu gewinnen. Dieses 

berief sich auf eine bewaffnete Neutralität und besetzte die 1854 die Donauprovinzen, was 

eine Pufferzone zwischen den Kontrahenten, Russland sowie den Alliierten schuf. Die 

Neutralität Wiens war jedoch stark von Schwankungen behaftet und so stand man 

abwechselnd Russland oder den Westmächten näher. Dieses wechselhafte Verhalten wird 

durch die Wechselwirkung der drei politischen Ebenen Österreichs, Innenpolitik, 

Bundespolitik und Außenpolitik sowie dem Hintergrund des Konzertes der Mächte als 

internationales System mit seinen Wirkungen begründet. Österreich versuchte auf einer der 

drei Ebenen Erfolge zu erzielen, nahm aber nicht in Kauf Nachteile in einer anderen Ebene 

hinzunehmen.  Die Folge für Wien war der Verlust sämtlicher alten und möglicher neuen 

Verbündeter, was den Status als Großmacht gefährdete und letztendlich die außenpolitische 

Isolation Österreichs einleitete, welche nicht nur zur Machtlosigkeit während der Pariser 

Friedensverhandlung führte, sondern sich fatal auf die Außenpolitik bis zum Untergang des 

Habsburgerreiches 1918 auswirken sollte. 

 

Abstract - English Version: 

This paper analyses the diplomatic action of Austria during the Vienna Conferences which tired 

to end the Crimean War (1853-56). These meeting with representatives of all waring parties 

were shaped by new dynamics which came the newly developed telegraphs. However, Austria 

used these conferences not only to arrange an armistice but also to gain new partners. That 

was its primary political aim. The policy chosen was the armed neutrality. Austrian troops 

occupied the Danube Principalities in 1854 and created a buffer zone between Russia and the 

allies. However, the neutrality was not a stable one, Austria tended to shift towards Russia or 

the allied several times in its favors. The reasons for these actions are to be found in the 

interaction between the three spheres of Austrian policy: the interior, the policy concerning 
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the German Federation and the foreign policy with the background of the international system 

of that time the European Concert. Austria tried to reach a gain on one of the three spheres 

without accepting a loss at one of the other spheres. In consequences Vienna lost its old 

partners without gaining new ones; therefor, the status of a Great power was endangered, 

and Austria isolated in foreign policies. That would not only have consequences during the 

Paris Peace Treaty of 1856 but also for the time until its downfall in 1918.
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1. Einleitung 
 

„Man sagt, Louis Bonaparte habe der österreichischen Regierung zu verstehen 

gegeben, dass die französische Regierung - falls es zu einem Konflikt mit Russland 

komme und Österreich dessen Partei ergreifen sollte - sich die aufständischen Elemente 

zunutze machen werde, die in Italien und Polen nur eines Funkens bedürften, um wieder 

zur verheerenden Flamme angefacht zu werden, und dass Frankreich alsdann die 

Wiederherstellung der italienischen und polnischen Nation anstreben werde. Die 

österreichische Regierung jedoch, dessen können wir sicher sein, wird sich mehr durch 

ihre eigenen finanziellen Schwierigkeiten als durch die Drohungen Bonapartes 

beeinflussen lassen.“1  

Diese Aussage von Karl Marx aus dem Januar 1854, welche im März des selben Jahres in einer 

südafrikanischen Zeitung erschien, stellt eine erstaunlich treffende Analyse zur Lage 

Österreichs in dieser Zeit dar, obwohl sie von einem außenstehenden und weitab des 

politischen Geschehens lebenden Intellektuellen verfasst wurde. Seine Worte verdeutlichen 

die Problematiken, vor denen Österreich in dieser Zeit stand, dass es zu vermeiden versuchte 

in einen Konflikt zu geraten und was drohte, wenn die Großmacht nicht aktiv in den seit 

einigen Monaten zwischen Russland und dem Osmanischen Reich tobenden Krimkrieg 

eingreifen würde. 

Seit dem Wiener Kongress von 1814/15 kam es zu keinem direkten militärischen Konflikt 

zwischen den fünf europäischen Großmächten (Frankreich, Großbritannien, Österreich 

Preußen und Russland). Das als Konzert der Mächte oder als Wiener Ordnung bezeichnete 

multilaterale System in Europa, welches 1815 nach dem Wiener Kongress etabliert wurde, war 

mit seiner Konferenzdiplomatie zu einem Garanten des Friedens geworden. Im Herbst 1853 

trafen sich Vertreter der fünf Großmächte erneut in Wien, dieses Mal zur Friedenserhaltung 

und mit Blick das mögliche Verhalten des Gastgebers: Österreich.  

Wien sollte eine Seite im Konflikt wählen, dabei stand es – wie von Marx beschrieben – vor 

zahlreichen Fragen: Sollte es ein Bündnis mit Russland aufrechterhalten, welches seit den 

napoleonischen Kriegen bestanden und während der Revolution 1848 mit zur Rettung der 

                                                             
1 S. Marx, Karl: „Der orientalische Krieg“, Artikel vom 15.01.1854, erschienen am 06.03.1854 im „Zuid Afrikaan“, 
in Karl Marx - Friedrich Engels - Werke, Band 10, S. 20-30 Berlin (DDR) 1961, S. 21. 
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Kaiserkrone beitrug oder sollte man doch ein Bündnis mit dem Westen eingehen, nicht nur 

um etwaige Aufstände zu vermeiden, sondern auch um neue Partner für die Zukunft zu 

gewinnen? Wie war mit dem Deutschen Bund zu verfahren und was belastet die 

angespannten Staatskassen am wenigsten? 

Ziel dieser Arbeit ist die Analyse der Umsetzung österreichischer Interessen während der 

Friedenskonferenzen zum Beenden des Krimkrieges innerhalb des multilateralen 

Mächtekonzerte. Die Konferenzen und das Vorgehen der österreichischen Vertreter in und 

um die Verhandlungen herum werden betrachtet. Dabei werden die Auswirkungen, welche 

die politischen Manöver Österreichs auf seine Interessen in den verschiedenen politischen 

Ebenen hatte, analysiert. 

Die verschiedenen Ebenen sind dabei dreierlei: Die erste ist die innenpolitische, wobei  

Österreich vor allem die Auswirkungen seines Handelns auf die Wahrscheinlichkeit möglicher 

Aufstände ethnischer Minderheiten wie der Ungarn, Polen und Italiener zu berücksichtigen 

hatte. Die zweite sind die deutsch-österreichischen Beziehungen. Wien wollte seine 

Vormachtstellung vor allem gegenüber Preußen aufrechterhalten und versuchte, die 

Mitteldeutschen Staaten für sich zu gewinnen. Die letzte Ebene ist die des Mächtekonzertes: 

Wien brauchte Verbündete, um weiter als Großmacht bestehen zu können, da die alte Heilige 

Allianz nicht mehr zukunftsfähig war.2 

Damit das Habsburgerreich seine Interessen umsetzen konnte, wurden Konferenzen in Wien 

abgehalten. Dabei wurden die besondere geografische Lage der Stadt zwischen den 

Kontrahenten sowie die Tatsache, dass Wien direkt mit allen Hauptstädten via 

Telegraphenlinien direkt verbunden war, als Argument für den Verhandlungsort genutzt.3 

Diese Konstellation schuf völlig neue Dynamiken und Möglichkeiten in den Verhandlungen. 

Die Abgesandten vor Ort konnten schneller Rücksprachen mit ihren Regierungen halten, was 

sie auch in ihrer Autonomie einschränkte, der Kreis der Verhandelnden erweiterte sich somit 

und auch die Nachrichten neuer Ereignisse während des Krieges erreichten die Unterhändler 

schneller und beeinflusste deren Vorgehen. Diese Herausforderungen waren ungewohnt, da 

sie nun schnelleres Handeln erforderten und das bei steigender Zahl von Mitredenden. 

                                                             
2 Vgl. Traeger, Robert F.: „Long-Term Consequences of Agggressiv Diplomacy – Europeon Relations after Austran 
Crimean War Threats“, in Security Studies Band 21/2, 2012, S. 232-265. 
3 Schroeder, Paul W.: „Austria, Great Britain, and the Crimean war - the Destruction of the European Concert“, 
Ithaca 1972. 
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Österreich als Gastgeber hatte den Vorteil, dass es durch den direkten telegraphischen 

Kontakt zu seinen Botschaftern in den europäischen Hauptstädten, schneller erfahren konnte, 

wie seine Vorschläge und Handlungen von den anderen Großmächten bewertet wurden, 

wenn es seine Interessen umzusetzen vermochte. 

Die politische Haltung als Mittel zum Zweck, welche Österreich wählte, war die Neutralität, 

welche sich in der Zeit des Konfliktes verändert und abwechselnd ein Bündnis mit einer Seite 

bevorzugte. Der heutige völkerrechtliche Begriff der Neutralität wird im Haager Protokoll von 

1907 definiert: Das Grundkonzept4 ist, dass sich ein Staat nicht an Kampfhandlungen zwischen 

mindestens zwei Staaten oder Bündnissen beteiligt. Schon hier findet sich die Differenz 

zwischen der permanenten Neutralität, welche etwa die Schweiz praktiziert und somit eine 

klare außenpolitische Agenda verfolgt, und einer temporären Neutralität in einem Konflikt.5 

Bis zum Jahr 1945 und vor allem bis 1914 war der Krieg ein legitimes Mittel der Außenpolitik, 

die Neutralität war in dieser Zeit ein Schutzmechanismus vor allem für kleinere Staaten.6 Diese 

konnten so etwaigen Verwicklungen in einen Krieg, auch nur als Unterstützer einer der 

Parteien, entgegenwirken und auf Unterstützung hoffen, wenn ihre Neutralität durch eine 

andere Nation gebrochen wurde. Belgien ist ein Beispiel dafür. Dessen Neutralität wurde 1914 

durch das Deutsche Kaiserreich, welches durch das neutrale Belgien nach Frankreich 

marschierte, gebrochen. Dieses völkerrechtswidrige Verhalten Berlins bewog den 

Kriegseintritt Großbritanniens, welche die belgische Neutralität und Unabhängigkeit 

garantierten. Durch das Gewaltverbot nach 1945, manifestiert in der UN-Charter, hat sich 

dieser Mechanismus der Neutralität als ein besonderer Status innerhalb eines Konfliktes, wie 

er noch im langen 19. Jahrhundert und frühen 20. Jahrhundert der Fall war, verkehrt.7 Nun 

wurde die Neutralität in Konflikten zur Regel nicht zum Sonderstatus. Dabei zeigt sich schon 

die enge Verschränkung von Kriegsrecht und Neutralität, welche in dieser Arbeit näher 

beleuchtet wird. Die heutige Interpretation von Neutralität, die reine Nicht-Intervention in 

Konflikten mit Ausnahme der humanitären Hilfe oder des Einsatzes von Blauhelmsoldaten, ist 

für die Zeit des 19. Jahrhunderts und somit für den Krimkrieg nur in Teilen anwendbar. 

                                                             
4 Auf die Details in Kapitel 2 eingegangen werden. 
5 Vgl. Höflechner, Barabra: „Herkunft und Zukunft der Neutralität Österreichs“, Graz 1998, S. 5. 
6 Abbenhuis, Maartje Maria: „A Most Useful Tool for Diplomacy and Statecraft - Netrality and Europe in the ‚lon‘ 
Ninteenth Ventury, 1815-1914“ in International History Review, Band 35, 2013, S. 5-8. 
7 Vgl. Höflechner, Barabra: „Herkunft und Zukunft der Neutralität Österreichs“, Graz 1998.S. 7-8. 
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Folglich wird nach Vorstellung des aktuellen Forschungstandes sowie der Thesenerläuterung 

eine Definition der Neutralität im völkerrechtlichen Sinne des 19. Jahrhunderts präsentiert. 

Zum Ende des zweiten Kapitels werden die Quellen zur Prüfung der These kurz vorgestellt. 

Daran anschließend werden im Kapitel 3 die wichtigsten Akteure, Staaten sowie deren 

Regierungsverantwortlichen und Repräsentanten in Wien, skizziert. Dabei liegt der 

Schwerpunkt auf ihren Interessen am Krimkrieg unter der besonderen Berücksichtigung ihrer 

Haltung zu Österreich, dessen politische Lage im Jahr 1852 detailliert untersucht wird. Darauf 

folgt eine kurze Zusammenfassung der militärischen und politischen Ereignisse des 

Krimkrieges zur Übersicht und besseren Verständlichkeit des Hauptanalysekapitels, Kapitel 4. 

Hierbei sollen die außenpolitischen Handlungen und Einwirkungsversuche Österreichs, die es 

unternahm, um seine Interessen umzusetzen, beleuchtet werden. Der Schwerpunkt liegt auf 

dem Kriegsjahr 1854 mit ersten multilateralen Treffen und Telegrammwechseln sowie dem 

Konferenzjahr 1855. Am Ende steht es zu beantworten, wie Österreich die Neutralität als ein 

Mittel zur Umsetzung seiner Politik im multilateralen System des Mächtekonzerts während 

des Krimkrieges genutzt hat und welche Folgen sein Handeln hatte.  
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2. Forschungsstand, Quellen, Theorie und These 

2.1. Forschungsstand 

Das Thema des Krimkrieges ist ein immer wieder unter verschiedenen Aspekten von 

deutschsprachigen als auch internationalen ForscherInnen beachtetes Thema. Die letzten 

Monografien zu dem Thema des Krimkrieges als Gesamtheit stammen aus den 1960ern und 

70ern und nur wenige behandeln die Rolle Österreichs oder Preußens. Als einziger 

deutschsprachiger Autor ist hier Bernhard Unckel mit seinem Beitrag „Österreich und der 

Krimkrieg8 zu den Historischen Studien“ (Band 145) von 1969 zu nennen. Darin werden die 

geopolitischen sowie geostrategischen Positionen Österreichs untersucht. Neutralität wird 

anhand des Verhaltens verneint und die Nachteile der zaghaften Beteiligung am Konflikt, vor 

allem das Nicht-Teilnehmen an Kämpfen, analysiert. In eine ähnliche Richtung geht der 

amerikanische Historiker Paul Schroeder, er untersucht in seiner Monographie „Austria, Great 

Britain, and the Crimean war“9 von 1972 vor allem die internationalen Beziehungen Wiens mit 

den zwei wichtigsten Kriegsteilnehmern Russland und Großbritannien. Schroeder stellt 

Österreichs Neutralität in Frage, die Rahmenbedingungen, für das verwirrende Verhalten, vor 

allem die Politik Großbritanniens und des Mächtekonzertes werden aufgezeigt und die 

Nachteile untersucht. Dieses Werk ist das Resultat eines Jahrzehntes an Forschung zu diesem 

Thema und ihm folgten mehrere Artikel.10 Damit endete jedoch das primäre Interesse an 

Österreichs Rolle im Krimkrieg.  

Der Krimkrieg wurde auch in den Ländern, welche aktiv am Krieg beteiligt waren, nach den 

1970er-Jahren wenig untersucht. Erst mit den 1990er Jahren und den 2000ern wurde das 

Thema wieder bearbeitet. Die drei wichtigsten Vertreter mit allgemeinen und 

                                                             
8 Unckel, Bernhard: „Österreich und der Krimkrieg - Studien zur Politik der Donaumonarchie in den Jahren 1852 
– 1856“ Stuttgart 1969. 
9 Schroeder, Paul W.: „Austria, Great Britain, and the Crimean war - the Destruction of the European Concert“ 
Ithaca 1972. 
10 Die wichtigsten zu nennenden Artikel Schroeders sind hierbei: „Did the Vienna Settlement Rest on a Balance 
of Power“ (American Historical Review 97 ]1992] S. 683-706) sowie „The nineteenth century system. Balance of 
power or political equilibrium“ (Review of International Studies 15 [1989] S. 135-153). Wieso nicht kursiv? 
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allumfassenden11 Monographien sind der deutsche12 Historiker Winfried Baumgart, welcher 

eine Unterscheidung zwischen nicht-kriegsteilnehmenden Ländern, Preußen und Österreich 

und neutralen Staaten vornimmt. („The Crimean War 1853-1856“, London 1999)13 und die 

Briten Royle, Trevor („Crimea. The Great Crimean War, 1854-1856”, London 2003)14 sowie 

Orlando Figes (,,Crimea. The Last Crusade”, London 2010)15 mit dem aktuellsten Werk zur 

Thematik. Der zurzeit wichtigste französische Autor ist Alain Gouttman mit der dritten Auflage 

von „La guerre de Crimée – 1853-1856“ aus 2006.16 Alle Autoren erwähnen Österreich nur am 

Rande und betrachten dessen Neutralität sehr kritisch, vor allem Winfried Baumgart betont 

die Ambivalenz des österreichischen Verhaltens. Figes erkennt aber im Verhalten der 

Kriegsteilnehmer im globalen Kontext, wie dieser Versuch unterminiert werden sollte., 

betrachtet in diesem Kontext aber vor allem das Verhalten der aktiven Kriegsteilnehmer auch 

in einem globalen Kontext, welche diese Bemühungen mit unterminierten. Gouttman legt 

seinen Fokus auf die Verbindungen zwischen Frankreich und Österreich sowie deren 

Konfliktlinien und bejaht eine Neutralität. Anzumerken ist, dass politikwissenschaftliche und 

zeithistorische Autoren, welche sich mit der Neutralität der Republik Österreich ab 1955 

auseinandersetzen, keine Verbindung zum 19. Jahrhundert herstellen und somit 

Kontinuitäten im Verhalten verneinen. Ein Beispiel dafür sind die Werke von Alfred Verdross 

(1967)17 Brigit Hollnbuchner (1999). 18 

In den letzten Jahren sind nur wenige einzelne Artikel zum Krimkrieg erschienen, diese wurden 

dann meist in später folgende Monographien der Autoren verarbeitet. Die wichtigsten Artikel 

zur Thematik der Diplomatie des Krimkrieges stammen von Robert Traeger mit seinem Artikel 

„Long-Term Consequences of Aggressive Diplomacy – European Relations after Austrian 

                                                             
11 Diese stehen im Kontrast zu Werken, die sich mit einzelnen Aspekten beschäftigen. So werden die 
technologischen Aspekte des Krimkrieges in einzelnen Werken oder Kapiteln aufgegriffen, as gleiche gilt vor 
allem für die Armeestrukturen und nachfolgenden Reformen der Briten. Die britische Militärhistorie sieht diese 
Zeit als einen der beiden entscheidenden Wendepunkt in einem Transformationsprozess der britischen Armee 
von 1808 bis 19014 an. Florence Nightingale sowie die medizinhistorischen Entwicklungen erhalten ebenfalls viel 
Aufmerksamkeit im angelsächsischen Raum. Im französischen Raum ist das Thema weniger behandelt. Über den 
russischen Forschungsstand kann auf Grund von sprachlichen Barrieren keine Auskunft gegeben werden. 
12 Damit ist er der einzige Vertreter aus dem deutschsprachigen Raum, der dieses Thema untersucht hat. Die 
österreichische Geschichtsforschung hat dieses Thema bis jetzt vernachlässigt. 
13 Baumgart, Winfried: „The Crimean War“, London-Sydney-Auckland 1999. 
14 Royle, Trevor: „Crimea - The Great Crimean War, 1854-1856“, London 2003. 
15 Figes, Orlando: ,,Crimea - The last Crusade”, 3. Auflage, London, 2011. 
16 Goutmann, Alain: „La guerre de Crimée - 1853-1856“, 3. Auflage, Paris 2006. 
17 Verdross, Alfred: „Die immerwährende Neutralität der Republik Österreich“ Wien 1967. 
18 Hollnbuchner, Birgit: „Österreich und die Neutralität - politische Dimension oder historische Illusion? : 
Konstanten und Brüche in der Bedeutung und Interpretation der Neutralität in Österreich vom Staatsvertrag 
1955 bis zur Diskussion eines NATO-Beitritts 1999“ Wien 1999. 
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Crimean War Threats“19 (2012), welcher vor allem die Folgen der österreichischen 

Außenpolitik beleuchtet in Bezug auf Russland, sowie der Artikel von Michaele Munteanu: 

„The Danube Question during the Period of the Vienna Peace Conference and Congress of 

Paris (1855-1856)“20 (2013), welcher nur die Streitfrage der Donau während Verhandlungen 

beleuchtet, aber diesen in einen größeren Kontext einbettet. Weiters ist zu bemerken, dass 

der Krimkrieg aufgrund des Einsatzes neuer Technologien der Informationsübermittlung vor 

allem als erster Medienkrieg der Geschichte betrachtet wird. Die neu aufgekommene 

Fotografie boten einen Einblick in das Kriegsgeschehen und inszenierten ein Bild des Kriegs für 

die Menschen zuhause, welches in den Tageszeitungen, vor allem in Großbritannien wo diese 

schon in großer Zahl bestanden, verbreitet wurde. Die wichtigsten Werke hierzu sind von Ann 

Pottinger: „Foreign Affairs and New Tories. Disraeli, The Press and the Crimean War“21 (1997) 

sowie der von Georg Maag und Wolfgang Pyta herausgegebene Sammelband „Der Krimkrieg 

als erster europäischer Medienkrieg“22 (2010), welcher die verschiedenen Aspekte der 

Medien im Krimkrieg beleuchtet, und „The Crimean War as a Technological Enterprise“23 

(2017) von Yousuf Bektas über Fotografie während des Konfliktes. Der Artikel von Lucian 

Ciupei „Censorship in the Crimean War Photography. A Case Study: Carol Pop de Szathmari 

and Roger Fenton“24 (2012) verbindet die Themen Medienkrieg und Fotografie. Gleiches ist 

über die Arbeit von  Dominik Feldmann mit dem Titel: „Von Journalisten und Diplomaten : die 

Entdeckung der Presse für die Außenpolitik in Preußen und Österreich 1849-1879“25 (2016) zu 

sagen, welcher seinen Schwerpunkt auf die medialen Wirkungen des Krieges in Preußen legt, 

aber auch die anderen Nationen als Kontrast beleuchtet. 

Dieser kurze Abriss über den Forschungsstand zum Thema Krimkrieg verdeutlicht die 

Vernachlässigung des Themas in der Geschichtswissenschaft. Sich diesem Thema genauer 

anzunehmen wäre dem Verständnis nationaler, aber auch internationaler 

                                                             
19 S. Traeger, Consequences, S. 1. 
20 S. Munteanu, Michaela: „The Danube Question during the Period oft he Vienna Peace Conference and Kongress 
of Paris (1855-1856)“ in Revista Hiperboreea, 2012 Band 2/1, S. 108-132. 
21 Vgl. Pottinger Saab, Ann: „Foreign Affairs and New Tories -Disraeli, The Press and the Crimean War“, The 
International History Review (19,2) 1997, S. 287-288. 
22 Vgl.  Maag, Georg (Hg) u.a.: „Der Krimkrieg als erster europäischer Medienkrieg“ Berlin 2010. 
23 Vgl. Bektas, Yousuf:„The Crimean War as a Technological Enterprise“ in Notes and Records, 2017, Band 71(3), 
S. 233-262. 
24 Vgl. Ciupei, Lucian: „Censorship in the Crimean War Photography –  A Case Study: Carol Pop de Szathmari and 
Roger Fenton“ In: Journal of Media Research, 2012, Band 5, S. 61-77. 
25 Feldmann, Dominik : „Von Journalisten und Diplomaten : die Entdeckung der Presse für die Außenpolitik in 
Preußen und Österreich 1849-1879“ Berlin 2016. 
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Transformationsprozesse des 19. Jh. dienlich und sollte daher von großem Interesse sein. 

Besonders Österreichs Rolle ist geeignet, um mit dem Kontext aktueller internationaler 

Konflikte reflektiert zu werden, vor allem in der Frage von Neutralität von bewaffneter 

Neutralität. Die historischen Erkenntnisse, die man aus einer Analyse der Position Österreichs 

ziehen kann, könnten bei diesen Fragen herangezogen werden. Besonders der 

österreichischen Geschichtswissenschaft sollte es ein Anliegen sein, diese Lücke zu schließen 

und die Bedeutung Österreichs herauszuarbeiten. 

 

2.2. Theoriegrundlagen und These 

Die theoretischen Grundlagen der Analysen aktueller Konflikte können auch adaptiert auf die 

untersuchte Epoche angewendet werden. Hierbei sollen die Akteure, vor allem die Vertreter 

Österreichs sowie die Entscheidungsträger im politischen System, und ihre geopolitischen 

Interessen im Mittelpunkt stehen. Dabei hat vor allem Winfried Baumgart in seiner Arbeit 

„Europäisches Konzert und nationale Bewegung – Internationale Beziehungen 1830-1878“26 

Grundlagen zur Analyse gelegt und wichtige Hintergrundinformationen geliefert. 

Zum einen muss berücksichtigt werden, dass es sich bei den Diplomaten auf der Konferenz 

bereits um professionelle Vertreter handelt. Die Diplomatiegeschichte vom westfälischen 

Frieden, dem ersten modernen multilateralen Friedenskongress der Neuzeit mit dem Streben 

nach einer globalen27 Friedensordnung28, bis hin zum Wiener Kongress 1815 zeigt die 

Entwicklung des modernen Diplomaten. Die höfischen Gesandten als Repräsentanten, welche 

sich durch ihre Geburt29 und nicht durch eine Ausbildung qualifizierten, wurden in dieser Zeit 

                                                             
26 Baumgart, Winfried: „Europäisches Konzert und nationale Bewegung: internationale Beziehungen 1830-1878“ 
Schönhing 2007. 
27 Unter global wurde in jener Zeit klar nur der europäische Raum verstanden, für die damals schon existierenden 
Kolonien sollte dies nicht gelten. Das Völkerrecht, welches mit dieser westfälischen Ordnung entstanden war, 
galt nur für die christlich-westlichen Staaten und deren Interaktion untereinander. Auch war das osmanische 
Reich noch ausgenommen, was sich allerdings in den darauffolgenden 200 Jahren ändern sollte. So wurde die 
Pforte im 19. Jahrhundert als gleichrangiger Vertreter im Kreis der Völkerrechtssubjekte anerkannt.  (vgl.  
Frotscher, Werner: „Verfassungsgeschichte“, München 2003 & vgl. Tuncer, Hüner: „Osmanische Reich und 
Metternichs Politik“, Berlin 2014). 
28 Vgl. Münkler, Herfried: „Der Dreißigjährige Krieg – Europäische Katastrophe, deutsches Trauma – 1618-1648“, 
2. Auflage, Berlin 2017, S. 796-798.  
29 Auch im 19. Jahrhundert waren die Diplomaten vorrangig Adelige, allerdings durchliefen sie Laufbahnen und 
Ausbildungen, welche zu größeren Teilen institutionalisiert waren, was sie von ihren Vorgängern der frühen 
Neuzeit unterscheidet. Es war eine eigene Berufsgruppe entstanden. (vgl. Uthmann, Jörg von: „Die Diplomaten 
– Affären und Staatsaffären von den Pharaonen bis zu den Ostverträgen“ Stuttgart, 1985, S. 145). 
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zum professionellen Diplomaten, welcher einem Beamten ähnlich eine Ausbildung sowie eine 

Laufbahn absolvierte. Ab 1815 kann von einer professionellen Diplomatie gesprochen 

werden.30  

Die Epoche des Vormärzes wurde diplomatiehistorisch von der so genannten Generation 

Metternich geprägt. Sie ist durch einen aktiven Personenkreis gekennzeichnet, welcher 

innenpolitisch restaurativ und repressiv wirkte, auf dem internationalen Parkett war die 

Sicherung des Friedens in Europa und die Beilegung von Streitigkeiten mittels Konferenzen 

oberste Handlungsmaxime31. Diese Generation Metternich verbrachte ihre Jugend und 

Ausbildungszeit in einem relativ friedlichen Europa in den Jahren zwischen dem Ende des 

Siebenjährigen Krieges 1763 und dem Beginn der Französischen Revolution von 1789. Dieser 

Frieden war vor allem durch die Allianz der ehemaligen Erzfeinde Frankreich und Österreich,32 

welche unter anderem durch die Hochzeit von Marie-Antoinette, der Tochter Maria-

Theresias, und dem späteren französischen König Ludwig XVI. verfestigt wurde.33 

Als Folge dieser Verbindung überkamen die beiden Länder ihre Rivalitäten zum Zweck der 

Friedenssicherung sowie der Stabilität. Gemeinsam garantierten so die zwei stärksten 

Großmächte ihrer Zeit den Frieden. Einerseits zogen sie nicht gegeneinander ins Feld, 

andererseits vermieden andere Nationen den Krieg gegen sie, der nun nicht mehr lukrativ 

erschien.34  

Erst der Kollaps der Monarchie des Ancient Regimes in Frankreich, der Übergang zur Republik 

und damit das Aufbrechen des Bündnisses führten wieder zu Konflikten in Europa. So 

begannen die ersten Revolutionskriege zwischen Österreich und Frankreich. Beide Länder 

                                                             
30 Vgl. Anderson, Matthew: „The Rise of Modern Diplomacy – 1450-1919“ London 1993, S. 110-112. 
31 Vgl. Externbrink, Sven: „Kulturtransfer, Internationale Beziehungen und die Generalaten Metternich zwischen 
Französischer Revolution, Restauration und Revolution 1848, in: Wolfgang Pyta (Hg): „Das europäische 
Mächtekonzert – Friedens- und Sicherheitspolitik vom Wiener Kongress 1814 bis zum Krimkrieg 1853“ München 
1988, S. 70-72. 
32 Gemeint ist hier das Reich der österreichischen Habsburger, welches zu dieser Zeit nicht nur Territorien am 
Balkan und in Italien, sondern auch etwa das heutige Belgien umfasste und welche den Kaiser des Heilligen 
Römischen Reiches Deutscher Nation stellten.  
33 Hochzeiten waren im 18. Jahrhundert weiterhin ein wichtiges Mittel zur Knüpfung von diplomatischen 
Verbindungen und Allianzen. Ihre Wichtigkeit nahm zwar mit der Professionalisierung der internationalen 
Beziehungen ab, war aber weiterhin ein probates Mittel. Familienbande boten bis 1914 Kanäle und Basen für 
bilaterale und in begrenztem Maße multilaterale Gespräche. (vgl. Duchhardt, Heinz: „Dynastizismus und 
dynastische Heiratspolitik als Faktoren europäischer Verflechtung“ in: „Jahrbuch für Europäische Geschichte“ 
Band 8, Oldenburg 2007, S. 1-4). 
34 Vgl. Externbrink, Kulturtransfer, S. 74. 
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blieben bis zum Ende der Napoleonischen Kriege Feinde und fochten zahlreiche Kriege 

gegeneinander.35 

Nachdem die Generation Metternich diese zweite Phase ihres Diplomatendaseins erlebt hatte, 

waren sie gewillt, den Frieden in Europa nach dem Vorbild der Allianz zwischen Wien und Paris 

aus der prä-revolutionären Zeit zu sichern. Daher waren sie hier erneut restitutiv. Die 

Erkenntnis lautete, dass zur Sicherung eines gesamteuropäischen Friedens alte Rivalitäten 

erneut überkommen werden mussten und die Kooperation von langjährigen Erzfeinden 

notwendig war, um dieses Ziel zu erreichen. Ein neuer Aspekt war dabei die multilateralen 

Konferenzen, die zum ersten Mal während der Koalitionskriege gegen Napoleon ab 1812 

abgehalten wurden. Die Koordinierung der militärischen und diplomatischen Handlungen 

gegen Frankreich erforderte solche Treffen und trug weiter zur Professionalisierung36 der 

internationalen Beziehungen bei. Sie brachten Übung und Vertrauen in die Wirksamkeit 

solcher Strukturen.  

Ein weiterer und logischer Schritt war die Einbeziehung der ehemaligen Feinde in den 

Friedenschaffungs- sowie den Friedenserhaltungsprozess. So erkannte Metternich es als 

unabdingbar an, dass Frankreich eine aktive Rolle auf dem Wiener Kongress zu spielen hatte 

und als ein, wenn auch besiegter, aber gleichrangiger Akteur fungieren sollte.37 Es galt eine 

gemeinsame Friedens- und Sicherungsordnung zu schaffen, wie sie bereits ähnlich vor 1789 

bestand, sie sollte aber erweitert und verbessert werden. Diese neue Ordnung, als Wiener 

Ordnung oder als Konzert der Mächte38 bezeichnet,39 war die erste ihrer Art. 

                                                             
35 Vgl. Externbrink, Kulturtransfer, S. 76-77. 
36 Dies betraf nicht nur die Diplomaten, sondern auch die Monarchen an sich.  So wurde das Zeremoniell durch 
die regelmäßigen und nicht mehr bilateralen Treffen des Königs von Preußen, Zaren von Russland und Kaisers 
von Österreich stark verringert und die Handlungen rationalisiert, pragmatisiert und professionalisiert. Dies trug 
nicht nur zur Akzeptanz und Etablierung dieser Art von Treffen bei, sondern auch zur Steigerung ihrer Effizienz.  
(vgl. Schulz, Mathias: „Internationale Politik und Friedenskultur – Das Europäische Konzert in 
politikwissenschaftlicher Theorie und historischer Empirie“ in: Wolfgang Pyta (Hg): „Das europäische 
Mächtekonzert – Friedens- und Sicherheitspolitik vom Wiener Kongress 1814 bis zum Krimkrieg 1853“ München 
1988, S.  56-57). 
37 Vgl. Schulz, Politik, S. 54. 
38 Dieser Begriff wurde schon von den Zeitgenossen verwendet, hierbei dient der Begriff Konzert als ein Symbol 
für den Einklang und die Koordination – wie in einem Orchester (vgl. Durchhardt, Heinz: „Wiener Kongress – 
Neugestaltung Europas 1814/15“, München 2013, S. 28-30). 
39 Vgl. Doehring-Manteufel, Anselm: „Vom Wiener Kongress zur Pariser Konferenz - England, die deutsche Frage 
und das Mächtesystem 1815-1856“, Göttingen, Zürich 1991, S. 25-27. 
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Die Gründer und Gestalter40 dieses internationalen und multilateralen Systems prägten 

anfangs die Regeln dieses Konzertes selbst und blieben seine wichtigsten Akteure. Mittels 

Konferenzen und Mediation sollte hier nun die Einhaltung der Verträge überwacht werden 

und damit der Frieden in Europa gewahrt werden. Zentral war dabei die Einbeziehung der 

Streitparteien sowie der Großmächte. Die Konflikte sollten mittels Konferenzen und 

Mediation unter Einbeziehung der Streitparteien beigelegt werden. Die Großmächte waren 

die Garanten für die Einhaltung der Verträge aus diesen Konferenzen. Die 

Völkergewohnheitsrechtsnorm pacta servanda sunt sollte nicht nur wiederbelebt, sondern 

mittels der Garantien der Großmächte in ihrer Wirksamkeit gestärkt werden. Denn 

Vertragsverletzungen vor allem in Fragen territorialer Integrität und Souveränität41 eines 

Staates würde durch die Großmächte sanktioniert werden. Diese Sanktionen waren in dieser 

Zeit ebenfalls oft militärischer Natur.  

Trotz der Friedensbemühungen des Konzertes und seiner Gründer blieb auch im 19. 

Jahrhundert „Krieg eine [legitime] Fortsetzung der Politik mit anderen Mitteln“42, wie es der 

Militärtheoretiker Carl von Clausewitz 1825 statuierte. Selbst der Kriegstheoretiker zeigt, dass 

die Diplomatie durchaus einen Teil des Krieges darstellt, so schreibt er auch: „Diplomaten 

müssen nicht schweigen, während die Kämpfe andauern.“43 Die Aussage zeigt, dass selbst die 

Militärs erkannten und akzeptierten, dass die Diplomatie den Krieg begleitet und er somit am 

Verhandlungstisch zu einem schnellen Ende gebracht werden konnte.  

Der Krieg wird also nicht als Ganzes verdammt, aber er soll vermieden und wenn 

ausgebrochen schnellst möglich beendet werden. Daher ist ein Kriegsausbruch kein Grund für 

das Ende von diplomatischen Beziehungen, sondern kann eher als eine Aufforderung für eine 

Verstärkung dieser gesehen werden. Während des Krimkrieges nutzte vor allem das Konzert 

der Mächte diesen Antrieb und verhandelte auch bei Konflikten weiter, um diese zu beenden, 

wenn es auch nicht gelang diese zu vermeiden.  

                                                             
40 Zu nennen sind hier vor allem Metternich, Talleyrand, Castlereagh und der Freiherr zum Stein. 
41 Dieser Begriff wurde ebenfalls bereits im westfälischen Frieden geschaffen und mit dem Wiener Kongress 
erneuert, seine Wichtigkeit für die internationalen Beziehungen des 19. Jahrhunderts kann kaum hoch genug 
angesetzt werden. Daher ist diese Norm im Mächtekonzert stets hoch angesetzt, auch wenn die Realität 
verschwommener war offiziell durften Souveränitäten nur mit Einvernehmen eingeschränkt werden wie etwa 
die Nutzung von Seewegen oder die Behandlung religiöser Minderheiten im Land.  
42 S. Clausewitz, Carl von: ,,Vom Kriege”, in Engelbert, Ernst (Hg.): ,,Vom Kriege – Hinterlassenes Werk des 
Generals Carl von Clausewitz”, Berlin 1957 (Original postum 1832), S. 47. 
43 S. Clausewitz, Krieg, S. 134. 
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Diese Staaten waren in der Zeit von 1815-1853 weniger belligerent als noch zu Zeiten der 

napoleonischen Kriege. Das Konzert der Mächte sorgte in Europa für den Frieden und die Pax 

Britannica vermied Konflikte um Kolonien,44 die auch in Europa ausgetragen werden könnten, 

wie es noch im 18. Jahrhundert der Fall war.45 Dabei musste das Konzert auch auf neue Frage 

reagieren, um den Frieden zu bewahren, etwa Revolutionen. 

Die Frage der Revolution wurde vom Konzert zwiegespalten betrachtet. Anfangs waren alle 

Staaten strikt gegen die radikalen Umwälzungen von Nationen von innen, jedoch folgten 

Großbritannien und ab 1830 auch Frankreich dieser Leitlinie nicht mehr dauerhaft und sorgen 

etwa dafür, dass Griechenland (1830) und Belgien (1832) mittels Sezession eigenständige 

Nationalstaaten wurden. Deren Souveränität garantierte das gesamte Konzert.46 Im Falle der 

Polen griffen die Großmächte nicht ein, da das Territorium einer anderen Großmacht 

betroffen war.  

Hier zeigt sich eine Eigenschaft des Konzertes, die Großmächte besitzen einen Sonderstatus, 

was die Frage von Revolutionen betrifft, diese dürfen ihre inneren Problematiken selbst regeln 

und ein Eingriff der anderen Großmächte gegen die bedrohte Macht wird nicht als probates 

Mittel angesehen. Die Unterstützung bei der Niederschlagung von Erhebungen etwa im 

Rahmen der Heiligen Allianz war hingegen legitim.47  

Die Generation Metternich wurde spätestens danach abgelöst. Gründe dafür waren nicht nur 

die Revolution selbst, wodurch manche Politiker des Typs Metternich entlassen wurden, wie 

der Namensgeber selbst, sondern auch ihr Alter sowie die Veränderung vom politischen 

System und die Antritte neuer Herrscher.48 

Die Generation an Diplomaten, welche nun antrat und noch von besagten Vorgängern 

ausgebildet worden war, mag die erste rein professionelle gewesen sein, jedoch unterschied 

sie sich von ihren Lehrern. Sie war mehr in Fraktionen zerteilt als vor der Revolution. So 

wollten die Mitglieder der Heiligen Allianz, Österreich, Preußen und Russland, Revolutionen 

                                                             
44 Darauf wird im Kapitel 3.2.1. näher eingegangen. 
45 Vgl. Vgl. Externbrink, Kulturtransfer, S. 69-70. 
46 Vgl. Gruner, Wolf: „Der Beitrag der Großmächte in der Bewährungs- und Ausbauphase des europäischen 
Mächtekonzertes: Österreich 1800/53/56“ in: Wolfgang Pyta (Hg): „Das europäische Mächtekonzert – Friedens- 
und Sicherheitspolitik vom Wiener Kongress 1814 bis zum Krimkrieg 1853“ München 1988, S. 180-182. 
47 Vgl. Externbrink, Kulturtransfer, S. 76-77 & vgl. Blanning, Tim: „The European states- system at the time oft he 
French Revolution and Napoleonic Wars“ in: Wolfgang Pyta (Hg): „Das europäische Mächtekonzert – Friedens- 
und Sicherheitspolitik vom Wiener Kongress 1814 bis zum Krimkrieg 1853“ München 1988, S. 82-83. 
48 Vgl. Schulz, Politik, S. 55. 
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verhindern, während England und Frankreich ihnen positiver gesinnt waren.49 Hintergrund der 

Erhebungen jener Zeit war auch der aufkommende Nationalismus. Bereits während der 

napoleonischen Kriege war diese Bewegung vor allem im deutschen Raum zu beobachten. 

Stellten sich ihr jedoch bis 1848 zwar alle Großmächte entgegen, wurden Frankreich und auch 

Großbritannien nach 1849 waren Förderer nationaler Bewegungen, etwa in Italien oder Polen. 

Die Vielvölkerstaaten hingegen versuchten diese Entwicklungen zu verhindern.50 

Der Einfluss des Nationalismus zeigte sich in den internationalen Beziehungen im Verhalten 

der Diplomaten. Sie strebten nicht mehr nach Zusammenarbeit im Konzert und hatten nicht 

mehr Friedenswahrung als oberstes Ziel, sondern priorisierten die eigenen nationalen 

Interessen, damit wurde das Konzert mehr zum Mittel der eigenen Interessen als vom Zweck 

der Friedenssicherung in Europa. 

Nach 1849 griff der Nationalismus als Mittel der Identifikation51 nach innen und außen, er 

diente auch den Großmächten, vor allem Frankreich und Großbritannien. Sie unterstützten 

diese Bewegungen nicht nur, sondern schlossen sich den politischen Bestrebungen ihrer 

Bevölkerungen an. Teilweise kann dies auch über Preußen gesagt werden, welches den 

deutschen Nationalismus teilweise befürwortete.52 Die Bestrebungen der nationalistischen 

Großmächte Frankreich und Großbritannien gingen soweit, dass das Konzert als solches zu 

hinterfragt wurde. 

Für diese Arbeit bedeutet dies, dass alle diese beschriebenen Akteure auf ihre Bestrebungen 

hin untersucht werden. Im Fokus dieser Arbeit steht aber Österreich sowie die These nach 

seiner Handlungsunfähigkeit in dem multilateralen System des Mächtekonzertes aufgrund 

seiner zahlreichen innen- und außenpolitischen Fragen geprägt von dessen Angst um den 

möglichen Verlust der Großmachtstellung, von Territorien und innenpolitischer Macht.  

Dabei muss die Habsburgermonarchie das multilaterale System nutzen, um seine eigene 

Position und den Frieden in Europa zu sichern und dies mittels Konferenzendiplomatie auf 

mehreren Treffen in Wien zwischen 1853-56.  

                                                             
49 Vgl. Black, Jeremy: „A History of Diplomacy“ London 2010, S. 160-162 & vgl. Anderson, Rise, S. 243-244. 
50 Mehr dazu im Kapitel 3. 
51 Zuvor war es die Konfessionszugehörigkeit, welche elementare Verbindungen schuf, nun wurde diese durch 
Eigenschaften wie gemeinsame Ethnie und Sprache als Medium der Identifikation ersetzt (vgl. Extenbrink, 
Kulturtransfer, S. 9´68-69). 
52 Dazu mehr in den Kontextkapitel.  
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Diese Arbeit verortet sich somit im Bereich der internationalen Geschichte als Teil der neuen 

Diplomatiegeschichte, einem Forschungstrend, welcher im letzten Jahrzehnt deutlichen 

Aufschwung erfahren hat. Dies zeigt etwa der Beitrag von Martin Graf und Elisabeth Röhrlich: 

„Von der Diplomatiegeschichte zur International History“53 (2016) in der Festschrift zum 

fünfzigjährigen Bestehen des Institutes für Zeitgeschichte der Universität Wien. Ebenfalls sind 

die Vorträge von Hariett Rudolf auf dem 26. österreichischen Historikertag 201554 sowie 

Miriam Rürup auf dem Deutschen Historikertag 201255 zu erwähnen, welche die Entwicklung 

der Diplomatiegeschichte hin zur Internationalen Geschichtsschreibung verdeutlichen und 

auch die Renaissance dieses Forschungsbereiches unterstreichen. 

Ziel ist es in dieser Arbeit dieser Stoßrichtung der Diplomatiegeschichte zu folgen und die 

Geschichte Österreichs in einem internationalen Kontext zu untersuchen und dabei vor allem 

die internationalen Strukturen und System in Form des Konzertes der Mächte stellen. 

 

2. 3. Neutralitäten und Ehre der Nation 

Um diese These nach der politisch bedingten Beschränkung von Österreichs 

Handlungsspielraum im Rahmen der Neutralität zu untersuchen, benötigt es einer kurzen 

Definition des Begriffs Neutralität: Im modernen Völkerrecht wird die Neutralität eines 

souveränen Staates als eine Nichtteillahme an einem Konflikt oder einen Krieg definiert, wobei 

die Rechte und Pflichten eines solchen neutralen Staates im Abschlussprotokoll der Haager 

Friedenskonferenz von 1907 in den Sektionen 5 und 13 festgelegt wurden.56 Der für diese 

                                                             
53 Graf, Martin und Röhrlich, Elisabeth: „Von der Diplomatiegeschichte zur International History“ in: Perz, 
Bertrand: „50 Jahre Institut für Zeitgeschichte der Universität Wien 1966-2016“ Wien 2016. 
54 Rudolph, Harriet: „Die Renaissance der Diplomatiegeschichte“ im „Tagungsbericht des 26. Österreichischen 
Historikertages“ St. Pölten, 2015. 
55 Rürup, Miriam: „Historikertag 2012: Transnationale Geschichte / Neue Diplomatiegeschichte, in: H-Soz-Kult, 
12.02.2013. 
56 Vgl. Haager Landkriegsordnung. 
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Arbeit relevante Punkt ist der,  sich eine neutrale Nation57 an Kampfhandlungen zwischen zwei 

anderen Konfliktparteien oder Allianzen in keiner Weise beteiligen darf.58  

Auch wenn diese Definition erst mehr als ein halbes Jahrhundert nach dem Ausbruch des 

Krimkrieges festgelegt wurde, so können sie für diese Epoche Anwendung finden, da die 

Akteure des 19. Jahrhunderts bereits mit Staaten vertraut waren, welche permanente oder 

allgemeine59  Neutralität ausübten, die on der Staatengemeinschaft anerkannt wurden. Der 

erste Staat war dabei die Schweiz, ihre Neutralität wird im Wiener Kongress auch von den 

Großmächten international anerkannt und abgesichert. Die zweite Nation war das 1830 

gegründete Belgien, wo das Konzert der Mächte die Neutralität akzeptierte und garantierte.60 

Aufgrund dieser beiden Neutralitätsabsicherungen durch die Großmächte ist festzustellen, 

dass sie eine klare Vorstellung von permanenter Neutralität besaßen. Dieses Konzept konnte 

auch auf Nationen übergeleitet werden konnte, welche sich nur für die Dauer eines Konfliktes 

neutral erklärten. Zwar handelte es sich dabei nicht um kodifiziertes Recht, aber 

institutionalisiertes Gewohnheitsreicht und das Ziehen von Rechtsanalogien.61 

Jedoch kann die Art der Neutralität variieren:62 Der permanenten wird die temporäre oder 

bedingte Neutralität63 gegenübergestellt, diese soll hier kurz näher erläutert werden. Die 

ersten historischen Nachweise der politischen Verwendung des Begriffes bedingter 

Neutralität finden sich im Spätmittelalter in der Erklärung des französischen Königs Karl VI., 

der sich 1407 im Päpstestreit für neutral erklärte.64 Die ersten Theoretiker, welche sich mit 

der temporären Neutralität beschäftigten, waren Machiavelli und Bodin. Sie betrachteten die 

Neutralität aus der vertragsrechtlichen Sicht und kamen zu dem Schluss, dass die Neutralität 

von Fall zu Fall – also für jeden Kriegsfall – neu zu verhandeln sei. Dabei gilt Vertragsfreiheit, 

                                                             
57 Hier ist anzumerken, dass die Frage der Neutralität vor allem relevant war für die Nationen, welche sich in 
unmittelbarer Nähe zu den Kampfhandlungen befanden oder etwa durch ihre Handelswege zu Kriegsparteien in 
einen Krieg verwickelt werden könnten. Weiter entfernte Nationen und ihre Neutralität waren daher für 
Konflikte weniger von Interesse, da auch aufgrund der technischen Möglichkeiten des Transportes kaum Einfluss 
genommen werden konnte. Dies sollte sich erst im 20. Jahrhundert ändern. Im 19. Jahrhundert relevant sind 
allerdings Nationen, welche die Kontrollen über Meerengen besaßen, welche passiert werden müssten, um zum 
Kriegsschauplatz zu gelangen. Hier bestanden allerdings schon im 19. Jahrhundert bereits oft Verträge, welche 
Passagerechte regeln.   
58 Vgl. Düfler, Frieden, S. 67. 
59 Vgl. Grewe, Wilhelm G.: „Epochen der Völkerrechtsgeschichte“, 2. Auflage, Baden-Baden 1988, S. 440-441. 
60 Vgl. Grewe, Epochen, S. 443-444. 
61 Vgl. Bothe Völkerrecht, S. 178. 
62 In dieser Arbeit werden vorrangig die Varianten der Neutralität behandelt, welche relevant sind. Es besteht 
kein Anspruch, alle zu erfassen. 
63 Vgl. Grewe, Epochen, S. 440. 
64 Vgl. Grewe, Epochen, S. 429. 
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Neutralität bedeutet nur die Abwesenheit vom aktiven Kriegsgeschehen. Sympathien sind 

theoretisch erlaubt, vor allem wenn solche Befürwortungen und Unterstützungen für eine 

kriegsführende Partei aus Verträgen vor dem Kriegsbeginn hervorgehen. Die 

Neutralitätserklärungen des 16. und 17. Jahrhunderts weisen jedoch oft die Unparteilichkeit 

als Merkmal auf.65 Im Laufe des 18. Jahrhunderts bis zum Ende des Wiener Kongresses festigte 

sich die Neutralität innerhalb des Völkerrechts aufgrund von Gewohnheit, wobei die Verträge 

von vergangenen Einzelfällen als Quellen dafür dienten. Die drei wichtigsten Vertreter dieser 

Institutionalisierung sind der Niederländer Cornelis van Bynkershoek, der Schweizer Emerich 

de Vattel und der Däne Martin Hübner.66 Trotz einiger Unstimmigkeiten sind die 

Mindestanforderungen an die Neutralität, im engeren Sinne, dass man in einem einzelnen 

Konflikt die Kriegsparteien gleichmäßig und unparteilich behandelt, wobei der neutrale Staat 

sich auch auf das Kriegsrecht berufen kann ohne am Kampf teilzunehmen. Diese 

institutionalisierten Neutralität im engeren Sinne deckt sich mit dem allgemeinen Verständnis 

der Neutralität auch heute.67 Jedoch gibt es auch die Neutralität im weiteren Sinne, welche 

vor allem de Vattel thematisiert, er nennt sie auch die beschränkte Neutralität, welcher die 

vollkommene oder engere Neutralität gegenübersteht. Die beschränkte Neutralität lässt die 

Begünstigung einer Kriegspartei etwa durch Geld, Subsidien oder der Möglichkeit von 

Truppenanwerbungen zu, vor allem wenn diese aus Prä-Kriegsverträgen resultieren. Van 

Bynkershock lehnt für solche Staaten die Bezeichnung neutral ab und nennt sie 

Bundesgenossen. Jedoch setzten sich die Ansichten Vattels und des sich ihm anschließende 

Hübner, welcher einen Fokus auf das Seekriegsrecht hat, durch. Diese Vorstellungen der 

Neutralität werden zum legalen institutionalisierten Spielraum und Verständnis für 

Neutralität im 19. Jahrhundert.68 Dieser Rahmen Vattels gestattet also neutralen Staaten 

Kriegsteilnehmer zu unterstützen. 

Vor allem die beschränkte Neutralität ist für diese Arbeit relevant, da im untersuchten 

Zeitraum von den Akteuren nur solche Arten des Verhaltens praktiziert wurden. Neutralität 

wurde nur für die Dauer des Krimkrieges erklärt. 

                                                             
65 Vgl. Grewe, Epochen, S. 442-443. 
66 Hierbei zeigt sich, dass alle drei aus Nationen stammten, welche in dieser Zeit bereits oft oder gar permanente 
Neutralität beharrten. Folglich ist auch ein staatliches Eigeninteresse und auch staatsrechtliche Erfahrung Teil 
ihrer Arbeiten (vgl. Grewe, Epochen, S. 445-446). 
67 Vgl. Grewe, Epochen S. 439. & vgl.  
68 Vgl. Grewe, Epochen, S. 450-451. 
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Die souveräne Neutralität ist eine weitere Form der Neutralität. Dieses Verhalten eines 

Staates basiert auf dem völkerrechtlich seit dem westfälischen Frieden anerkannten Prinzip 

der Souveränität. Zum einen bedeutet Souveränität idealtypisch die absolute Autorität der 

Regierung und des Monarchen nach innen, in welche sich kein außenstehender Staat 

einzumischen hat und zum anderen bedeutet sie nach außen die nominelle Gleichrangigkeit 

gegenüber anderen Staaten oder Staatsoberhäuptern und garantierte die Freiheit in der 

Außenpolitik ohne hegemoniale Einschränkungen durch andere Staaten.69 Das Handeln soll 

nur durch das Völkergewohnheitsrecht beschränkt sein.70 Folglich ist die souveräne 

Neutralität zeitlich begrenzt und erlaubt dem Staat, sich für die Zukunft alle Optionen einer 

Allianzbindung oder eines Einschreiten in den Konflikt offen zu halten. Im Wesentlichen 

handelt es sich um eine abwartende Haltung. 

Eine weitere Verhaltensweise ist die bewaffnete Neutralität. Ursprünglich stammt dieser 

Terminus aus dem Seekriegsrecht des 17. Jahrhunderts und betraf vor allem Handelsschiffe 

und deren Recht auf Verteidigung, wenn sie unter neutraler Flagge in den Gewässern von 

kriegsführenden Nationen verkehrten. Wie oft in der Rechtsfortbildung wurden die 

Regulierungen in einem Analogieschluss auf das Landkriegsrecht übergeleitet71. 

Diese Haltung kann vor allem Staaten in unmittelbarer Nähe zum Kampfgeschehen betreffen. 

Hierbei bleibt diese Nation zwar neutral, hält sich aber militärisch bereit für die Verteidigung 

des eigenen Territoriums im Falle eines Angriffs durch eine Kriegspartei. Soweit handelte es 

sich auch für die Zeitgenossen um ein normales Verhalten eines souveränen Staates. Der 

Unterschied bestand darin, dass das Land, welches diese Form der Neutralität erklärte, 

militärische Maßnahmen ergreifen konnte.72 Der Terminus bewaffnet kann daher so 

verstanden werden, dass die Streitkräfte in erhöhter Alarmbereitschaft sind, Reservisten 

einberufen werden und vor allem Truppen an Grenzregionen verlegt werden konnten, wo es 

zu Konfrontationen kommen hätte können. Eine ähnliche Haltung betrifft die Sicherung von 

                                                             
69 Hierbei wird darauf verwiesen, dass es sich in dieser, wie allen hier beschriebenen Konzeptionen, um 
Idealtypen im Sinne Max Webers handeln. Diesen Idealtypus führt er unter anderem auch in seinem Werk 
„Wirtschaft und Gesellschaft“ (1914) bei der Analyse von Herrschaftsstrukturen ein. Dabei handelt es sich 
lediglich um eine Betrachtungsweise eines politischen oder anderen gesellschaftlichen Konstruktes, welches 
lediglich abstrakt betrachtet wird in dem Wissen, dass es so in der Realität nicht vorkommt. Die Vereinfachung 
ermöglicht jedoch die Analyse. (vgl. Weber, Max: „Wirtschaft und Gesellschaft“ Tübingen 1914, S. 211-216). 
70 Vgl. Köhler, Völkerrecht, S. 123. 
71 Vgl. Grewe, Epochen, S. 461. 
72 Vgl. Abbenhuis, Maartje Maria: „A Most Useful Tool for Diplomacy and Statecraft: Netrality and Europe in the 
‚lon‘ Ninteenth Ventury, 1815-1914“ in International History Review Band 35, 2013, S. 7-8. 
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Handelsschiffen, welche durch militärische Begleitung sowie mögliche eigene Bewaffnung 

zusätzlich vor möglichen Angriffen in Blockadezonen oder Kriegsgewässer geschützt werden 

konnten.73 

Einer Nation, welche bewaffnete Neutralität ausübt, ist es ferner durchaus erlaubt, mit 

anderen neutralen Staaten Allianzen einzugehen, vor allem Defensivbündnisse. Umstritten 

war und ist es bis heute jedoch, ob es auch solche Verträge mit kriegführenden Parteien 

schließen kann, ohne seine Neutralität damit aufzugeben. Ebenfalls wären 

Durchmarschrechte keine neutrale Haltung. Strittig ist ferner, ob das Entsenden von Truppen 

über die eignen Grenzen hinaus in Pufferzonen oder in fremdes Territorium ohne Erlaubnis 

des Souveräns jenes Gebietes neutralen Haltungen entsprachen.74 Durchaus kann die These 

aufgestellt werden, dass bewaffnet neutrale Staaten lediglich keinen Angriffskrieg führen 

dürfen. In der völkerrechtlichen Lehre des 18. Jahrhunderts wird laut Vattel und Hübner sogar 

die Pflicht zur Verteidigung beim Bruch einer Neutralität durch eine kriegsführende Nation 

statuiert. Diese konnte nicht nur militärischer, sondern im Falle kleinerer Verletzungen 

territorialer Integrität auch diplomatischer Art sein, aber auf keinen Fall waren 

Grenzübertretungen zu dulden.75 

In den untersuchten Quellen lassen sich die Begriffe der bewaffneten und der souveränen 

Neutralität finden, sie sind augenscheinlich den Akteuren bekannt. Dies ist dadurch zu 

erklären, dass die theoretischen und rechtlichen Grundlagen zur Zeit des Krimkrieges bereits 

entstanden waren und durch Staatsrechtler analysiert wurden. In ihrer Bedeutung müssen sie 

jedoch von dem Begriff der Neutralität im heutigen Völkerrecht differenziert werden, da sich 

die Auslegungen dieser Rechtsbegriffe unter anderem durch Rechtsfortbildungen und 

teleologische Reduktionen verändert haben. Die Begriffe der temporären oder dauerhaften 

Neutralität scheinen nicht in den Quellen auf, doch war den Zeitgenossen das Konzept 

bekannt, die Begriffe müssen als analytische Kategorien betrachtet werden. 

                                                             
73 Ein Beispiel dafür ist die Erklärung Russlands und anderer Staaten ab 1780 im Amerikanischen 
Unabhängigkeitskrieg, welche ihre Schiffe militärisch schützten, damit diese sicher durch britische Seeblockaden 
gegen Verbündete der USA segeln konnten. Dabei griff man nicht aktiv in die Kampfhandlungen ein, zeigte aber 
die Bereitschaft zur Verteidigung im Falle eines Angriffs. Begründet wurde dieser Akt vor allem mit der Berufung 
auf freien Handel (vgl. Hochgeschwender, Michael: „Die Amerikanische Revolution -Geburt einer Nation 1763–
1815“, München 2016, S. 134-137). 
74 Vgl. Grewe, Epochen, S. 449-450. 
75 Vgl. Grewe, Epochen, S. 462. 
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Diese Formen der Neutralität sind allesamt nicht kodifiziert, sie entsprechen nur dem 

Gewohnheitsrecht oder Vertragsrecht und waren für die Zeitgenossen vermutlich weiter 

auslegbar, als es die Begriffe der Neutralität heutzutage sind, da es im 19.  Jahrhundert außer 

dem Völkergewohnheitsrecht und einigen Verträgen wie der Wiener Schlussakte kein 

geschriebenes internationales Recht gab.76 Ferner fehlten Institutionen wie der internationale 

Gerichtshof, welcher solche Fragen klärte.  

Noch mehr als im 21. Jahrhundert handelte es sich daher beim Völkerrecht im 19. Jahrhundert 

und damit bei den Verbindlichkeiten zur Erklärung zur Neutralität um lex imperfecta, Recht, 

dem die Sanktion fehlt. Es ist den Akteuren selbst überlassen, ob und wenn ja, wie ein 

Fehlverhalten sanktioniert wird.77 Trotz dieser Situation können Neutralitätserklärungen 

durchaus als solide wahrgenommen werden, denn ein Wortbruch würde die Ehre der Nation, 

ein durchaus wichtiges Konstrukt der Zeit, beflecken. Bei aller Unsicherheit einer solchen 

Erklärung konnte sie verlässlich sein, aber ein neutraler Staat konnte trotzdem jederzeit in den 

Krieg eintreten, außer bei der permanenten Neutralität. 

So lange ein Staat jedoch neutral blieb, konnte er eine weitere wichtige Funktion 

wahrnehmen. Er konnte den Ort, Initiator und Mediator von Verhandlungen vor allem zum 

Waffenstillstand und zum Frieden stellen.78 Vor allem transformierten sie so bilaterale 

Gespräche in multilaterale und konnten innerhalb eines multilateralen Systems, wie dem 

Mächtekonzert des 19. Jahrhunderts, mehr Wirkung für die Friedensschaffung entfalten. 

Diese Aufgabe konnte vor allem von neutralen Großmächten übernommen werden, da sie die 

Stärke besitzen, dieser Konferenz Einfluss und die Garantie der Beschlussdurchsetzung zu 

verleihen.79 

Ein weiterer Aspekt, welcher berücksichtigt werden muss, auch in solchen Verhandlungen ist 

die Ehre der Nation. Solche Konferenzen boten die Möglichkeit, dass für alle Kriegsparteien 

ehrenhafte Lösungen für Konflikte oder ehrenhafte Friedensverträge mit Garantien 

ausgearbeitet werden konnten.80 Für die Akteure des 19. Jahrhunderts spielte die Ehre der 

Nation eine entscheidende Rolle. Sie hatte sich durch den Nationalismus in einigen Staaten 

bereits weg vom Souverän hin zum gesamten Land verlagert und Schmähung der Ehre war zu 

                                                             
76 Vgl. Grewe, Epochen, S. 524-525. 
77 Vgl. Völkerrecht, Köhler, S. 26. 
78 Vgl. Abbenhuis, Tool, S. 7-8. 
79 Vgl. Traeger, Consequences, S. 12-14. 
80 Vgl. Schulz, Politik, S. 45-46. 
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vermeiden. Dieser Gedanke beeinflusste alle Akteure eines Konfliktes, die Kriegsparteien 

sowie die neutralen Kräfte. 

 

2.3. Quellen  

Die Quellen, welche zur Beantwortung der Fragestellung herangezogen werden, sind vor 

allem die Protokolle der Wiener Diplomatenkonferenzen zwischen 1853 und 1856. Hierbei 

suchten die anwesenden Botschafter eine Lösung des Konfliktes. Zentrale Problematiken 

waren die orientalische Frage und später der daraus resultierende Krimkrieg. Ziel war es 

zunächst den Krieg zu verhindern und später ihn zu beenden. 

Die Protokolle sind fast alle handschriftlich81 überliefert und auf Französisch82 verfasst. 

Ausnahme sind dabei die Protokolle von 1855 und 1856, welche in einer abgetippten und 

gebundenen Version vorliegen. Im selben Band befinden sich auch die Protokolle der Pariser 

Friedenskonferenz von 1856, aber ohne die Schlussakte. Alle Akten sind in sehr guter 

Verfassung und mit einigen Kopien in einem Karton den Haus-, Hof- und Staatsarchives 

Österreich in Wien gelagert. Dort ist dieser Bestand den Auslandsabteilungen und dort 

wiederum dem Bereich Türkei zugeordnet.83 Den Protokollen beigefügt sind Unterlagen, 

welche die Teilnehmer zur Kenntnis nehmen sollten, wie etwa Antworten auf die 

gemeinsamen Noten der Konferenz an St. Petersburg oder die Pforte, Verträge zwischen den 

Konferenzteilnehmern oder von Teilnehmern, sowie Kriegserklärungen.84 Hier sollen die 

Motive und Einschränkungen Österreichs mittels der klassischen Quellenanalyse 

herausgearbeitet werden.  

Zusätzlich sollen noch weitere Quellen herangezogen werden, um die Hintergründe und 

Interaktionen von Österreich außerhalb der Konferenz nachzuvollziehen. Hierbei liegt der 

                                                             
81 Alle französischen Texte sind in Kurrentschrift verfasst, während die Dokumente der Osmanen in arabischer 
Schrift und alle deutschsprachigen Teile in Sütterlinschrift verfasst sind. 
82 Aufnahmen sind die Vollmachten und Bündnisverträge, welche den Konferenzen übermittelt wurden. Sie sind 
meistens in den jeweiligen Landessprachen sowie im Französischen verfasst. 
83 Zu erklären ist dies mit der speziellen strukturellen Geschichte des Wiener Hofes und seiner ursprünglichen 
Behörden. Die Türkei besaß stets einen Sonderstatus und so wurden bis 1815 alle Angelegenheiten mit der Pforte 
nicht über den Staatsrat, welcher für die Außenpolitik zuständig war, sondern vom Hofkriegsrat geregelt. Daher 
erhielten alle Angelegenheiten, welche die Türkei betrafen, bis zum Ende der Habsburgermonarchie einen 
Sonderstatus und wurden daher stets dort gelagert.   
84 Auf die einzelnen Dokumente wird an den jeweiligen Passagen in Kapitel 4 genauer eingegangen. 
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Fokus auf dem Briefwechsel der Vertreter Österreichs, Buol und von Osten, mit dem Kaiser 

und anderen Politikern. Diese sekundären Quellen befinden sich im selben Archiv wie die 

Protokolle, jedoch wird für diese Arbeit die gesammelte und edierte Form der Unterlagen, 

welche von Winfried Baumgart und Werner Zürrer unter dem Titel „Österreichische Akten zur 

Geschichte des Krimkriegs“85 erstellt und kommentiert wurde, herangezogen. 

Im Folgenden sollen die Akteure, die Nationen und die in sowie um die Konferenzen aktiven 

Politiker, sowie die geopolitische Lage in Europa kurz vorgestellt werden. Ferner wird ein 

kurzer Überblick über den Verlauf des Krimkrieges gegeben werden. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

  

                                                             
85 S. Baumgart, Winfried (Hg): „Österreichische Akten zur Geschichte des Krimkriegs - Serie I Band 2 30 März 1854 
bis 9. September 1855“ Wien 1980. 
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3. Untersuchungen der wichtigsten Akteure im Kontext der 

internationalen Strukturen und des Konfliktes 

3.1. Die Akteure und Europa 

Die wichtigsten Akteure des Konfliktes sowie deren regionaler und diplomatischer Kontext ist 

hier zu erläutern. Dabei wird mit vier der fünf Großmächten begonnen, gefolgt von den 

kleineren Nationen des Konfliktes sowie dem Deutschen Bund. Da Österreichs diplomatisches 

Ringen während des Konfliktes im Zentrum dieser Arbeit steht, wird es an den Schluss dieses 

Kapitels gestellt werden und eine detailreichere Untersuchung erfahren. Die anderen 

Unterkapitel dienen nur der Darstellung grundlegender Informationen für das Verständnis des 

Handels und der Problematiken der anderen involvierten Nationen. Dabei werden die 

Beziehungen zum Habsburgerreich hervorgehoben. Es wird auf die regierenden Personen und 

Gremien der Staaten eingegangen. Am Ende dieses Kapitel wird eine Zusammenfassung der 

Namen und Ämter wichtiger Akteure bereitgestellt, welche zur Übersicht dient. 

3.1.1. Großbritannien 

Im Jahr 1853 wuchs das britische Empire erneut.86 Nach der Niederlage im amerikanischen 

Unabhängigkeitskrieg und den großen Aufwendungen der napoleonischen Kriege hatte sich 

das Zentrum des Weltreiches von der Karibik und Amerika nach Asien verlagert. Indien war 

dort die wichtigste Besitzung.87 Das Kolonialreich wurde mehr und mehr gefestigt, der Garant 

für seine Sicherheit war die Royal Navy, welche in dieser Zeit unangefochten die Weltmeere 

beherrschte und somit globale Handelswege vor allem vor Piraten schützte.88  

                                                             
86 Die Phase ab 1815 wird in der Forschung vor allem in der Imperientheorie als zweiter Zyklus des britischen 
Empires beschrieben, dieser unterschied sich in einigen Wesensmerkmalen vom ersten Empire. Hier soll nur auf 
für die Arbeit relevante Charakteristika eingegangen werden (vgl. Münkler, Herfried: “Imperien – Logik der 
Weltherrschaft – Vom Alten Rom bis zu den Vereinigten Staaten”, 3. Auflage, Berlin 2005). 
87 Bis 1857 waren alle ‚britischen‘ Besetzungen in Indien durch die East India Trading Company erfolgt, eine 
Gesellschaft mit dem Monopol über den Handel zwischen Großbritannien und dem indischen Subkontinent. 
Ferner besaß sie das Recht, Truppen und Kriegsschiffe auszurüsten und zu besitzen, ein eigentliches 
Staatsmonopol. Diese Gesellschaft wurde jedoch von den britischen Regierungen unterstützt, da man durch sie 
Indien und damit dessen Ressourcen kontrollierte, welche für das Empire wichtig waren. 
88 Vgl. Moyse-Barlett, Henry: ,,The British Army in 1850” in: Harold E. Rough Jr. (Hg.): ,,The British Army 1815-
1914”,  Aldershot-Burlington 2006, S. 50. 
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Großbritannien nahm eine besondere Stellung unter den Großmächten ein.89 Dies ist zunächst 

in seiner geographischen Lage als Insel begründet, diese schützte das Empire vor militärischen 

Angriffen und gab ihm damit Freiraum für militärische Interventionen. Zudem räumte diese 

Lage London einen größeren diplomatischen Handlungsspielraum ein, da es in 

Kontinentaleuropa keinerlei territorialen Ansprüche hatte und so vermitteln konnte. Londons 

Schwerpunkt lag in den Garantien von territorialer Integrität vor allem von neu gegründeten 

und unabhängigen Staaten wie Belgien ab 1830 oder Griechenland, welches ab 1832 mittels 

Verhandlungen90 der Großmächte seine Unabhängigkeit vom osmanischen Reich erlangte.91 

In der Mitte des 19. Jahrhunderts war Großbritannien die am stärksten industriell entwickelte 

92 Nation in der Welt. Die englische Textilindustrie bildete seit einhundert Jahren das Rückgrat 

der sich weiter entwickelnden Industrie im Land. Durch die Erfindung und die Verbesserung 

der Dampfmaschinen im 18. Jahrhundert konnte nicht nur die Produktion in diesem und 

anderen Zweigen der Ökonomie93 gesteigert werden, es entstanden auch neue Sparten der 

Produktion: Die Eisen- und die Eisenverarbeitungsindustrie.94 

Die Zeiten zwischen 1820 und 1850 werden als gute Jahre in der Entwicklung der britischen 

Industrie Großbritanniens95 gewertet. Die Gründe hierfür lagen zum einen in der 

ausbleibenden Konkurrenz auf dem europäischen Festland und zum anderen in Amerika,96 

wohin die Briten billigere Waren, vor allem aus der Textilindustrie, exportieren konnten. Mit 

der Erfindung und Kommerzialisierung der Eisenbahn und dem Aufkommen des Fabrikwesens 

                                                             
89 Vgl. Baumgar, War, S. 77-78. 
90 Zunächst wurden die Aufständischen mit Waffen unterstützt, dann übte man politischen Druck auf das 
osmanische Reich aus, welches die Unabhängigkeit Griechenlands miteroberte. Bei der Wahl der Staatsform 
konnte sich Großbritannien durchsetzen und einen Wittelsbacher auf den Thron setzen und diesen zur Festigung 
seiner Herrschaft mit Subventionen und Waffen unterstützen. Folglich wuchs der Einfluss London auf die Region 
(vgl. Brewer, David J.: „The Flame of Freedom - The Greek war of Independence, 1821-1833“, London 2001, S. 
43-45). 
91 Brewer, Flame, S. 47-48. 
92 Die Beschreibung von Großbritannien als eine ‚Industrienation‘ findet in dieser Epoche noch keine Anwendung, 
da das Land zwar weiterentwickelt war als seine Konkurrenten, aber dennoch nicht klassisch industrialisiert. (vgl. 
McCord, British, S. 232). 
93 Die Förderung von Kohle etwa war eine der Industriezweige, welche sogar durch die neue Entwicklung 
zwangsläufig gesteigert werden musste. Die Steinkohle wurde zum Treibstoff der Industrialisierung während 
dieser Epoche. 
94 Vgl. McCord, British, S. 233-234. 
95 Vgl. Knowles, Industrial S. 136. 
96 In beiden Regionen der Welt setzte die Industrialisierung erst ab Beginn der 1830er bzw. 1850er Jahre ein. Den 
hundertjährigen Vorsprung Großbritanniens sollten aber die USA und das 1871 gegründete deutsche Kaiserreich 
noch vor der Jahrhundertwende ein- und überholt haben. 
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bestand eine hohe Nachfrage zunächst in England und später in Europa nach Eisen, Kohle und 

Eisenwaren, von Lokomotiven über Schienenschwellen bis hin zu kleinsten Maschinenteilen.97  

Neben wirtschaftlichen Erfolgen und industriellen Fortschritten bildete die politische Situation 

Großbritanniens die andere Voraussetzung für die konjunkturelle Entwicklung des Landes. 

Gegenüber der Wirtschaft wurde die Haltung des Laissez-faire bei niedrigen Steuern durch 

London vertreten, sodass sich Entwicklungen im privaten Sektor ungehemmt vollzogen.98 Die 

Außenpolitik des Parlamentes galt der Sicherung und der Ausweitung des Kolonialreiches, 

welches Märkte und Rohstoffe für das Mutterland bot, sowie der Erhaltung der Warenströme 

innerhalb des Empires, welche der Garant des Wohlstandes und der Stärke Großbritanniens 

waren.99 So galt es durch gute Beziehungen zu Handelspartnern wie dem Osmanischen Reich 

zuerst Märkte und erst dann den Frieden zu sichern. 

Im Konzert der Mächte stellte Großbritannien, neben Russland, eine der beiden 

‚Supermächte‘ dar. Hierbei handelte es sich zwar um einen Begriff für den Ost-West-Konflikt 

des 20. Jahrhundert, er wird jedoch in dieser Arbeit verwendet, da die machtpolitischen Lage 

die der globalen Situation des 20. Jahrhunderts ähnelte und der Begriff daher treffend ist. So 

stellt Winfried Baumgart die These auf, dass im Falle einer Allianz dieser beiden konträren 

Mächte die anderen Großmächte und Mittelmächte in einem Wettstreit chancenlos gewesen 

wären. Diese These ist durchaus valide, der Krimkrieg zeigte, wie schwer Russland zu besiegen 

war. Die Stärke dieser theoretischen Allianz wäre aber vor allem darin gelegen, dass sich die 

beiden militärischen Schwerpunkte der Nationen ergänzten. War ein solches Bündnis wegen 

der ideologischen Unterschiede zwar unwahrscheinlich, waren sich beide Mächte aber ihrer 

besonderen Stellung bewusst und nutzten diese im und gegen das Konzert bei diplomatischen 

Bemühungen.100 

Dem klassischen Seeimperium Großbritannien stand die Landmacht Russland gegenüber.101 

Bereits zu erkennen war die Furcht Londons, dass Russland sich nach Süden ausdehnen würde, 

                                                             
97 Vgl. Creveled, War, S. 157-159. 
98 Vgl. Knowles, Economy, S. 112-116. 
99 Vgl. Münkler, Imperien, S. 85-86. 
100 Vgl. Baumgartner, War, S. 79-81. 
101 Dies ist ein welthistorisch oft auftretender Dualismus von der Antike bis zur Neuzeit und zeigt einmal mehr 
das forschungstechnische Potential in dem Thema. Die globalhistorischen Auswirkungen solcher Konflikte 
könnten etwa im Kontext mit anderen solchen Konflikten gestellt und durch den Vergleich neu Erkenntnisse 
gekommen wurden. Vor allem wäre dabei von Interesse, wie ein internationales System diese 
Konfliktkonstellationen beeinflusste und wie diese beeinflusst oder verändert werden. Ein gut bearbeitetes 
Vergleichsbeispiel ist der Kalte Krieg des 20. Jahrhunderts oder der englisch-französische Dualismus des 18. 
Jahrhunderts. Dies sind jedoch Fragen weit außerhalb dieser Arbeit.  
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wenn es das Osmanische Reich zerschlägt, und somit einen wichtigen Weg nach Indien 

blockieren würde. Durch Russlands Streben nach Süden in Richtung Zentralasiens könnte 

sogar Indien selbst bedroht werden, hier sollte ein direktes Angrenzen zu Russland verhindert 

werden. Dies ist der Beginn des Great Game, dem Wettstreit der beiden Supermächte um 

Territorien und die Vorherrschaft in Zentralasien, welcher ihre diplomatischen Beziehungen 

bis ins 20. Jahrhundert prägen würde.102 

Beide Länder standen auch ideologisch im Kontrast zueinander. War Großbritannien ein Land 

geprägt von Liberalismus und Parlamentarismus, so war Russland ein Staat mit absoluter 

monarchischer Herrschaft und Leibeigenschaft. Dieser idiologische Konflikt wurde vor allem 

von den Medien aufgeheizt und so entstand in Großbritannien eine Russophobie.103 

Die Existenz einer freien Presse unterschied Großbritannien ebenfalls von den anderen 

Nationen, denn hier wurden öffentliche Debatten von einer vergleichsweise breiten 

Personengruppe ausgetragen.104 Diese öffentliche Meinung konnte Druck auf die Regierungen 

sowie das Parlament ausüben und dort politische Entscheidungen beeinflussen. Daher war es 

für Westminster stets relevant, die Presse und Stimmung im Land zu beobachten und die 

Politik teilweise danach auszurichten, um Wiederwahlen zu garantieren.105 Dies stellte keine 

Notwendigkeit dar, und der  Einfluss der von der Presse geprägten öffentlichen Meinung auf 

auch auf die Außen- und Kriegspolitik wird in dieser Arbeit berücksichtigt. Die Dynamik war 

den Politikern, welche mit Diplomaten aus London verhandelten, ebenfalls bewusst. 

Dass die öffentliche Meinung eine solche Wichtigkeit hatte, lag am britischen 

Regierungssystem, denn Großbritannien war zu jener Zeit die einzige parlamentarische 

Monarchie in Europa. Die Regierung musste sich nicht nur alle fünf Jahren Wahlen stellen, 

sondern auch der parlamentarischen Opposition. Diese konnte die Regierung stets mittels 

Motion befragen und auch ihre Absetzungen beantragen. Da es in dieser Zeit weniger radikale 

fraktionelle Grenzen und weniger Fraktionsdisziplin gab, war dies oft leichter als in heutiger 

                                                             
102 Vgl. Ewans, Martin: „The Great Game: Britain and Russia in Central Asia“ Band 1, Oxon 2004, S. 1-2. 
103 Vgl. Stenzel, Oliver: „The Mad Czar and King Clicquot – Russland und Preußen als Feindbilder in den 
Karikaturen des Punch“ in Maag, Georg u.a. (Hg): „Der Krimkrieg als erster europäischer Medienkrieg“, Kultur 
und Technik Band 14, Berlin 2010, S. 145-146 & vgl. Baumgart, War, S. 84-86. 
104 Hierbei ist zu sagen, dass sich die Zahl der Wahlberechtigten stark von der heutigen unterschied, sie war viel 
kleiner. Aber das Unterhaus wurde gewählt und die Wahlberechtigten, vor allem Bürger, bildeten das Gros dieser 
öffentlich-debattierenden Gruppe. Diese stellt einen gravierenden Unterschied zu anderen Staaten dar, wo es zu 
diesem Zeitpunkt es kaum bis keine freie Presse und damit keinen öffentlichen Diskurs gab. 
105 Vgl. Pottinger Saab, Affairs, S. 287-288. 
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Zeit. Damit wurden Regierung sowie Diplomaten in Ihrem Handeln eingeschränkt, sie mussten 

Rücksprache halten und sich dem Parlament und der Monarchin erklären.106 Dieser zentrale 

Unterschied zu Kontinentaleuropa sorgte dafür, dass die Inselnation von den Revolutionen 

1848/49 verschont blieb. Die Regierung genoss dadurch zwar größere Stabilität durch die 

Bevölkerung als die kontinentaleuropäischen Staaten, musste aber mögliche Absetzungen in 

Kauf nehmen.107 

Königin Victoria regierte das Land seit 1837. Zwar lag die Hauptlast der Regierungsarbeit beim 

Premierminister und seinem Kabinett, aber die Monarchin stellte vor allem für die 

Außenpolitik ein wichtiges Organ dar. Sie konnte mit den anderen Monarchen direkt reden 

und hatte auch aufgrund ihrer weit verbreiteten familiären Verbindungen Einfluss. Bei 

Verhandlungen mit anderen Staaten blieb der Hof daher ein wichtiges Element der direkten 

Kommunikation und eines, was de jure Druck auf ihre Regierung ausüben konnte.108 

Die amtierende Regierung bestand 1853 um den Premierminister Lord Aberdeen. Er gehörte 

den Whigs an, hatte jedoch den konservativen Palmerston als Außenminister. Beide waren 

keine überzeugten Anhänger des Mächtekonzertes, sie sahen es als Hemmnis für ihre 

Interessen an. Stets sollte die Großmacht Großbritannien die Politik in und nahen Europas mit 

den anderen vier Mächten absprechen. Veränderungen auf dem Kontinent konnte London 

nicht einfach durchsetzen und dies galt noch stärker für den Vorderen Orient. Dahe wurde das 

Konzert oft nur als ein Mittel zur Machterweiterung Russlands in Europa und zum Machterhalt 

der anderen drei kleineren Mächte betrachtet.109 Ferner bestand in London die Befürchtung, 

das Konzert könnte sich in Kolonialfragen einmischen, was das Empire in seiner Expansion 

gefährden könnte.  

In der Mitte des 19. Jahrhunderts blieb die europäische Konstellation jedoch für die 

Londoner110 Regierung ein notweniges Übel, was aber ausgehebelt werden sollte, damit 

England vor allem im Orient freie Hand hätte. Dabei zeigte sich, dass die Inselnation bereit war 

Kriege zu führen. Die Bereitschaft, diesen Schritt zu gehen, lässt sich mit der sicheren Insellage 

                                                             
106 Vgl. Uthman, Diplomat, S. 69-71. 
107 Vgl.  Botzenhart, Manfred: „1848/49. Europa im Umbruch“ Paderborn 1998, S. 87-89. 
108 Vgl. Schroeder, Austria, S. 56-57. 
109 Vgl. Baumgart, War, S. 66-69. 
110 Es gab auch eine Opposition, die dem entgegenstand, die konservative Partei der Tories. Aber die Regierung 
Lord Aberdeens aus Peelites, eine temporäre Abspaltung der Konservativen, und Whigs hatte eine Mehrheit 
womit sie auch außenpolitische Fragen durchsetzen konnte.  
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Großbritanniens begründen, es würde keine Kämpfe auf einem Territorium befürchten 

müssen.111 Die größte Belligerenz hatten die Inselnation und Russland. Auch wurden Vorteile 

des Mächtekonzertes, wie die Friedenssicherung, unterschätzt.112 

Aktiv wurde das Bündnis mit Frankreich gesucht, da man so hoffte, die größte direkte 

kontinentale Gefahr zu bannen. Preußen stand man auch durch die Tatsache, dass beide 

protestantische Länder waren, näher als Österreich, dies zeigte sich vor allem in der 

Deutschen Frage. In London sah man dabei zu den Habsburgern die geringsten Verbindungen, 

weder religiöser, politischer, familiärer noch traditioneller Art. Eher suchte man, das 

Habsburgerreich in Zentraleuropa zu schwächen und seine Interessen nach Osten vor allem 

gegen Russland und weg vom Osmanischen Reich zu lenken.113 Die Intensität dieser 

Verbindungen und die Gründe dafür können mit dem ihm zugeordneten Zitat des späteren 

Premierministers (1855-58) und damaligen Außenministers (1846-1852) Palmerston 

beschrieben werden: „Britain has no friends, just interests.“ Dieses Zitat verdeutlicht den 

Vorteilsgedanken bei der Schließung von Bündnissen zeugt jedoch auch vom Willen, andere 

Verbindungen, die nicht im britischen Interesse waren, zu verhindern oder zu beenden. 

Großbritannien stellte für den Frieden in Europa und der Welt trotz seiner Belligerenz einen 

wichtigen Stützpfeiler dar. Die Pax Britannica, die Sicherung und gleichzeitige Offenhaltung 

der internationalen Seewege für alle Nationen, sorgte mittels Handels für den Erhalt des 

Friedens auch in Europa, da dadurch keine Konflikte mehr um dieselben Routen am Kontinent 

ausgetragen wurden, wie noch im 18. Jahrhundert.114 

In den Konflikt und die Verhandlungen ging die ‚Supermacht‘ also mit dem Wissen um ihre 

Kraft auf den Weltmeeren und ihre, im Vertrauen auf den neuen Verbündeten Frankreich, 

vermeintliche militärische Stärke zu Lande. London war auf einen Kampf vorbereiteter als auf 

eine diplomatische Lösung. Österreich war im Gegensatz zu Frankreich ein unbeliebter 

                                                             
111 Vgl. Otte, T.G.: „A Janus-like Power: Great Britain and the European Concert, 1814-1653“, in: Wolfgang Pyta 
(Hg): „Das europäische Mächtekonzert – Friedens- und Sicherheitspolitik vom Wiener Kongress 1814 bis zum 
Krimkrieg 1853“ München 1988, S. 128-129. 
112 So stellte ein stabiles und friedliches Europa ein Garant für eine bessere wirtschaftliche Entwicklung dar, vor 
allem durch den freien Handel, welche für die Inselnation als führende Exportnation von Vorteil wäre. (vgl. 
Schroeder, Austria, S. 85). 
113 Vgl. Schroeder, Austria, S. 90. 
114 Vgl. Barnett, Britain, S. 289. 
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Partner, den man aber mittels Preußen im Deutschen Bund unter Druck setzen konnte für 

Zugeständnisse. 

3.1.2 Kaiserreich Frankreich 

Wurde Großbritannien von den Revolutionen 1848/49 verschont, so wurde es Frankreich 

nicht, erneut wie bereits 1789 war das Land Epizentrum der Aufstände und Umstürze. Die 

Julimonarchie115 von 1830 wurde durch die Zweite Republik ersetzt. An ihrer Spitze stand Louis 

Bonaparte, der Neffe Napoleon Bonapartes, als Staatspräsident und stützte seine Macht 

zunächst auf die Konservativen und vor allem auf das Militär. Da eine Wiederwahl als 

Staatsoberhaupt gegen die Verfassung war, setzte Louis im Dezember 1851 durch einen 

Staatsstreich die Verfassung sowie die Nationalversammlung ab und ließ den Staatsstreich 

mittels Plebiszits legitimieren. Im Frühjahr 1852 erhob ihn der Senat zum Kaiser Napoleon III., 

was erneut durch eine Volksabstimmung mit fast vollständiger Zustimmung116 bestätigt 

wurde. Die alte Monarchie war binnen weniger Jahre durch eine neue ersetzt worden.117 

Der neue Kaiser war laut seiner Verfassung Staats- und Regierungschef, es gab kein Kabinett, 

nur direkt von Napoleon III. ernannte Ressortminister sowie Diplomaten, welche ihm allein 

verantwortlich waren. Das Parlament hatte lediglich die Befugnisse, über Gesetzesanträge des 

Kaisers oder der Minister abzustimmen, nicht aber eigene einzubringen, damit war es 

innenpolitisch gelähmt.118 

In der Außenpolitik hatte der Kaiser noch größere Handlungsspielräume, da sein 

Außenminister, Drouyn de Luyhs, und seine Diplomaten jederzeit durch ihn abgesetzt werden 

konnten. Ferner schaltete er sich häufig direkt in die Außenpolitik ein. Dies geschah über 

Staatsbesuche von und bei anderen Monarchen, das Empfangen von Diplomaten und 

Gesandten in Paris oder durch direkte Anweisungen an seine Diplomaten und Minister. Mit 

                                                             
115 Bei der Julimonarchie handelt es sich um die Herrschaft in Frankreich zwischen 1830-1848 unter dem, wegen 
seiner liberalen Ideen als Bürgerkönig bezeichneten, Monarchen Louis-Phillipe I. Die Revolution 1848 war Grund 
für seine Absetzung und die Schaffung der zweiten Republik (vgl. Marcowitz, Reiner: „Frankreich – Akteur oder 
Objekt des europäischen Mächtekonzerts 1814-1848?“ in: Wolfgang Pyta (Hg): „Das europäische Mächtekonzert 
– Friedens- und Sicherheitspolitik vom Wiener Kongress 1814 bis zum Krimkrieg 1853“ München 1988, S. 104-
105). 
116 Alle Volksabstimmungen dieser Zeit sowie die Ernennung des Senates werden in der Forschung als höchst 
kontrovers betrrachtet, vor allem natürlich die Frage, wie freiwillig und frei diese Abstimmungen nach dem 
Staatsstreich noch waren, da das Militär die Straßen bewachte und Oppositionelle festgesetzt wurden. (vgl. Roux, 
Georges. „Napoléon III.“ Flamarion 1969, S. 162-163). 
117 Vgl. Roux, S. 165. 
118 Vgl. Baumgart, Konzert S. 69. 
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den neuen Telegraphen war er direkt mit seinen Botschaftern verbunden.119 Diese neue 

Entwicklung nutzt der technophile Kaiser, der einen eigenen Anschluss in seinem Palast besaß, 

häufig120 und wünschte im Gegenzug sofortige Rückmeldungen und Berichte.121 

Durch diese Einmischungen waren die Freiheiten der französischen Diplomaten erheblich 

geringer als die ihrer Kollegen aus anderen monarchischen Nationen.122 Doch konnten starke 

charismatische Personen im diplomatischen Dienst trotz sich verändernder Technik und 

aktiver Monarchen in den persönlichen Verhandlungen Einfluss nehmen. Es blieb aber zu 

bedenken, dass jede Entscheidung eines Botschafters binnen Stunden aus Paris durch den 

Kaiser gekippt werden konnte. Dies verringerte die Glaubwürdigkeit der Grande Nation bei 

diplomatischen Aktionen aller Art, letztendlich war Napoleon ein Militär und Monarch, der 

seinem Onkel vor allem im Militärischen nacheiferte, und kein professioneller Diplomat.123 

Seine Machtstützen waren neben der zurechtgeschneiderten Verfassung vor allem das Militär 

und die breite Masse der Bevölkerung. Die Unterstützung von beiden suchte Napoleon III. vor 

allem durch militärische und diplomatische Siege sowie dem Aufbau eines Kolonialreiches.124 

Der Ruhm der Nation kann als Staatsziel angesehen werden. Somit hatte die öffentliche 

Meinung auch in Frankreich Einfluss auf die Politik in Form der Stimmung in der Bevölkerung, 

weniger jedoch als in England mit seiner freien Presse.125 Aber auch der französische Kaiser 

durfte das Volk nicht erzürnen, da auch er einen Umsturz fürchtete.126 Die Außenpolitik war 

                                                             
119 Vgl. Creveld, Technology S. 148. 
120 Bei militärischen Auseinandersetzungen vertraute er ebenfalls auf diese Technologie, so kommandierte er die 
Truppen auf der Krim mittels Telegraphen von Paris aus, indem er Tagesbefehle ausgab. Die Technologie erlaubte 
jedoch nicht, das Kommando in den Feldschlachten zu übernehmen, dies blieb den Generälen vor Ort überlassen. 
Napoleon ließ sich jedoch als Feldherr inszenieren, welcher die Truppen kommandierte und gleichzeitig die 
Nation nach innen und nach Außen lenkte. Der Vater der Nation, als welchen er sich gab, suchte so seine Position 
im Volk zu stärken und damit die Krone zu sichern. Sein Handeln schränkte im Gegenzug die Freiheit seiner 
Diplomaten, Minister und Generäle ein (vgl. Figes, Crimea, S. 267-269). 
121 Vgl. Baumgart, War, S. 189. 
122 Tendenziell ließen die anderen Monarchen ihren Ministern mehr freie Hand als Napoleon, auch wenn sie in 
einem ähnlichen Mächteverhältnis standen. Dies ist auch auf konservativere Haltungen, was das Vorgehen und 
Verhalten während diplomatischer Konferenzen betrifft, seitens der Monarchen zurück zu führen. Ihre Formen 
der Einflussnahme waren eher klassischer Natur. Gleiches kann über Großbritannien gesagt werden, was andere 
Methoden kannte. (vgl. Kapitel 3.1.1 und vgl. Kapitel 3.1.7). 
123 Dies kann aber ebenfalls über die anderen Monarchen gesagt werden, allerdings überstimmten sie ihre 
Diplomaten und Minister seltener oder setzten sie weniger häufig ab, als Napoleon dies tat. (vgl. Baumgart, 
Konzert, S. 75). 
124 Dieser hat bereits seit 1830 mit der Eroberung Algeriens begonnen und wird unter Napoleon III. in Afrika und 
später Südostasien fortgesetzt werden. 
125 In Frankreich war die Zensur nicht weniger intensiv als in anderen Nationen nach den 1848er Revolutionen 
wieder eingeführt worden, um den Machterhalt zu sichern wenn auch abgeschwächter als im Vormärz. (vgl. 
Goutman, Guerre, S. 157.) 
126 Vgl. Roux, Napoleon, S 172. 
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wegen ihrer Wichtigkeit für das innenpolitische Klima noch anfälliger für die Einflussnahme 

durch Napoleon III. als die Innenpolitik. 

In den internationalen Beziehungen befand sich Frankreich 1853 wieder127 in einer ähnlichen 

Situation wie nach dem Wiener Kongress 1815, es war isoliert. Das Land galt als Unruheherd 

für Revolutionen, welche dort entstehen oder von dort entfacht werden konnten. Napoleon 

III. galt als wankelmütiger, unsicherer Partner und als Gegner des Konzertes. Seine 

Verwandtschaft zu Napoleon I. sowie der Weg zur Kaiserkrone war für die anderen Monarchen 

problematisch, die sich als Herrscher von Gottes Gnaden betrachteten.128 

Diese Isolation wollte Paris durchbrechen. Ziel war der Status als gleichrangiger Großmacht 

des Mächtekonzertes. Das multilaterale Konzert war dafür das Mittel zum Zweck, da 

Frankreich hier ein vollwertiger Teil war und seinen Einfluss ausbauen konnte.129 Napoleon 

strebte sogar die erneute Vormacht in Europa durch die Nutzung des Konzertes an. 

Der wichtigste Partner in dieser Zeit war London, welches den schärfsten Konkurrenten um 

Kolonien und die direkte Gefahr vom Kontinent an sich binden wollte. Die anderen 

Großmächte hatten eher angespanntere Verhältnisse zu Paris. Preußen fürchtete erneute 

Revolutionen und Frankreichs Streben rechts des Rheins. Russland sah in Frankreich eine 

Nation, welche verschiedene ethnische Gruppen im Land zu Aufständen antreiben und dabei 

militärisch unterstützen könnte, vor allem die Polen und Finnen.130 Eine solche Drohung 

wurde nicht selten durch die Franzosen ausgesprochen. 

Ferner betrachtete man Zar Nikolaus I. Paris als einen Konkurrenten im Orient, wo beide 

Nationen vor allem als Schutzherren verschiedener christlicher Konfessionen Einfluss 

suchten.131 Daher waren die beiden Nationen verfeindet, allerdings war Frankreich weniger 

entschlossen zum Waffengang gegen St. Petersburg als London. 

Gegenüber Österreich hatte Paris ein ambivalentes Verhältnis, zwar stand man sich in Italien 

feindselig gegenüber und es bestand die Gefahr von Aufständen ethnischer Minderheiten, vor 

                                                             
127 Im Jahr 1820 trat Paris sogar der Heiligen Allianz gegen Revolutionen bei, da aber erneut in Frankreich 
Aufstände ausbrachen und sich verbreiteten, war das Land gefürchtet. Vor allem der nationalistische Napoleon 
III. könnte in anderen Ländern Ethnien zu Widerständen anregen.  (vgl. Marcowitz, Frankreich, S. 84-84.) 
128 Vgl. Baumgartner, Konzert, S. 78. 
129 Vgl. Schulz, Normen, S. 165. 
130 Vgl. Meyer, Philippe, Frankreich und Preußen -Vier Jahrhunderte gemeinsamer Geschichte“, Berlin 2009, S. 
150. 
131 Vgl. Baumgart, Konzert, S. 56. 
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allem Ungarn, aber doch wurde versucht, Wien als einen Partner gegen Russland zu gewinnen, 

um somit wieder vollwertiges Mitglied des Konzertes zu werden. Dabei knüpfte man an 

Bündnisse vor den Zeiten der Französischen Revolution an und hoffte auf eine pragmatische 

Haltung Österreichs wie zu Zeiten Metternichs. Bei den Versuchen zur Schaffung einer solchen 

Allianz war die Bedrohung Russlands ein entscheidender Faktor der Argumentation.132 

Waren die Verhältnisse zu den anderen vier Großmächten zwar angespannt, hatte Frankreich 

unter den mittleren Nationen gute Partner. Besonders gute Verbindungen bestanden zu 

Sardinien-Piemont, welches die Einheit Italiens anstrebte und vom nationalistisch geprägten 

Frankreich unterstützt wurde.133 Ähnliches galt für Bayern und Griechenland. Diese 

freundliche Haltung, vor allem die gegenüber Turin, erzeugte wiederum Spannungen mit 

Österreich und verdeutlichte die Bereitschaft Frankreichs, seine Außenpolitik so anzupassen, 

dass seine eigene Position gestärkt werden würde, auch wenn dies hieße, mit Partnern zu 

brechen.  

Die Diplomatie mag für den Wiederaufstieg Frankreichs eine wichtige Institution gewesen sein 

und die Ausbildung der Fachleute war weit fortgeschritten, allerdings war vor allem Napoleon 

III. vorrangig daran interessiert, mittels militärischer Siege die Nation an die Spitze Europas zu 

führen. Dies plante er auch, um seine Krone auf Dauer zu sichern, ohne dabei die Fehler seines 

Onkels zu wiederholen. Daher war Paris für viele Konstellationen im Konzert offen, schreckte 

nicht vor Krieg und Revolutionen zurück, blieb jedoch abwägend. 

3.1.3. Preußen  

Preußens Großmachtstatus war um 1850 umstritten. Dies gilt für die Forschung134 und für die 

Zeitgenossen, jedoch blieb Preußen ein fester und akzeptierter Bestandteil der Pentarchie und 

der Heiligen Allianz. 

                                                             
132 Vgl. Schroeder, Austria, S. 88-89. 
133 Vgl. Michaelis, Herbert: „Die Einigung Italiens, -Triumph und Verhängnis Napoleon III.“, Oldenburg 1960, S. 
35-37. 
134 So hinterfragt vor allem Winfried Baumgart den Status von Preußen als Großmacht, da es territorial verglichen 
zu den anderen vier Nationen klein ist und von potenziellen Feinden umringt ist. Auch sieht er den einstigen 
militärischen Ruhm aus der Zeit Friedrich des Großen seit den napoleonischen Kriegen als verblasst an. Daher 
wird die These aufgestellt, dass Preußen allein gegen keine andere Großmacht im direkten Kampf bestehen 
würde. Etwas was das Land 1866 widerlegen wird, aber für die 1850er Jahre kann dies durchaus behauptet 
werden. (vgl. Baumgart, Winfried: „Österreich und Preußen im Krimkrieg 1853-1856 - Neue 
Forschungsergebnisse auf Grund der österreichischen Akten“ in: Oswald Hauser (Hg), „Vorträge und Studien zur 
preußisch-deutschen Geschichte“, Köln/Wien 1983, S. 43-45). 



 

32 

Die Revolution von 1848 hatte Preußen zunächst innenpolitisch geschwächt, die durch den 

König Friedrich Wilhelm IV. oktroyierte und 1850 veränderte Verfassung gab dem Land 

Stabilität nach innen zurück. Zwar war dies eine als nur halbliberal gekennzeichnete 

Konstitution, doch führte sie ein Wahlrecht und Grundrechte ein. In Ihrem Wesen blieb sie 

jedoch eine frühkonstitutionelle135 Verfassung zur Sicherung der traditionellen Herrschaft des 

Monarchen.136 

Außenpolitisch bewegte sich Berlin, ähnlich wie Österreich, auf mehreren Ebenen. Zum ersten 

und kleineren Rahmen zählte der Deutsche Bund.137 Seit dessen Gründung 1815 hatte 

Österreich die Vormacht in diesem völkerrechtlichen Verein inne, gefolgt von Preußen. Damit 

wurde dieser alte Dualismus, welcher noch im 18. Jahrhundert in Kriegen ausgetragen wurde, 

institutionalisiert und pazifiziert, da Streitigkeiten vor dem Bundestag in Frankfurt am Main 

ausdebattiert werden sollten.138 

Seit der Revolution 1848 war Preußens Position im Bund gestärkt. So zeigten die Bemühungen 

der Gesandten aus den deutschen Teilstaaten in der Frankfurter Paulskirche während der 

Revolution,  Friedrich Wilhelm IV. zum deutschen Kaiser zu krönen, dass Preußen in einer 

kleindeutschen Lösung gegenüber den Habsburgern bevorzugt würde. Dieses Wissen nutzte 

vor allem ein junger Gesandter in Frankfurt: Otto von Bismarck, der im Bund Preußens 

Interessen vertreten und vor allem dessen Macht ausbauen sollte. 

Bismarcks politisches Programm kann wie folgt beschrieben werden: Österreich sollte im Bund 

weiterhin139 isoliert werden und somit die Vormacht Preußens ausgebaut werden. Bismarck 

                                                             
135 Frühkonstitutionelle Verfassungen mit Monarchen sind Verfassungen, welche bereits im 17. Jahrhundert 
auftraten. Wesentliche Merkmale sind ein untergeordnetes Zweikammersystem und vor allem hat der Monarch 
ein absolutes Vetorecht. Ein Beispiel wäre England im 17. Jahrhundert oder die oktroyierte Märzverfassung 
Österreichs 1849. Dem Gegenüber steht die hochkonstitutionelle Verfassung mit einem Einkammersystem und 
einem suspensiven Veto des Monarchen, etwas die Julimonarchie in Frankreich (vgl. Olechowski, Thomas (u.a.): 
„Rechts- und Verfassungsgeschichte“ 4. Auflage, Wien 2016, S. 186-188). 
136 Vgl. Olechowski, Rechtsgeschichte, S. 190. 
137 Der Deutsche Bund wird in seinem Wesen noch detailliert beleuchtet werden. 
138 Vgl. Müller, Jürgen: „Deutscher Bund und deutsche Nation 1848-1866“, Frankfurt, 2003, S. 43-44. 
139 Bereits vor der Revolution gab es hierzu Ansätze etwa den Deutschen Zollverein von 1835, welcher einen 
Binnenmarkt ohne Zölle und mit einheitlichen Maßen schuf. Teil dieses Vereins waren alle Staaten des Deutschen 
Bundes mit der Ausnahme Österreichs. Er erstreckte sich aber über das Bundesgebiet hinaus, da die Teile 
Preußens integriert waren, welche nicht zum Teil des Bundes gehörten. Damit verdeutlichte er die scheinbare 
Unvereinbarkeit Österreichs als Gesamtheit in einem deutschen Nationalstaat, welcher in der kleindeutschen 
Variante unter Preußischer Führung leichter gewesen wäre. Dies ist auch zu erklären damit, dass Preußen kein 
Vielvölkerstaat war wie Österreich (vgl. Müller, Bund, S. 36-37). 
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war bekannterweise ein Verfechter der deutschen Einheit unter der Vorherrschaft Preußens 

und hat zahlreiche Anhänger in Berlin,140 jedoch stimmten nicht alle Politiker dieser Politik zu. 

Der König selbst war kein überzeugter Anhänger dieser Idee. Friedrich Wilhelm IV. lehnte 1848 

die Kaiserkrone nicht nur wegen ihrer Herkunft,141 sondern wegen seiner Abneigung 

gegenüber der Idee eines deutschen Nationalstaates ab. Preußens Interessen waren sein 

oberstes Staatsziel in Anlehnung an seinen Vorfahren Friedrich II., dabei war er sich jedoch 

bewusst, dass der Deutsche Bund ein Mittel und eine Notwendigkeit für den Erhalt der 

Großmachtstellung war142. Denn mit den deutschen Mittelstaaten konnte man wichtige 

Partner in Konflikten und vor allem diplomatischen Disputen gewinnen, welche gemeinsam 

Druck auf andere Akteure ausüben konnten. Der Bund sollte in seiner bestehenden Form 

erhalten bleiben und Österreich darin geschwächt werden. Ähnlich wie der König betrachtete 

der seit 1850 im Amt stehende preußische Ministerpräsident143 Otto Freiherr von Manteuffel 

die Bundespolitik.144 Daher ließ man Bismarck in seiner anti-habsburgischen Politik in 

Frankfurt freie Hand und begrüßte diese, die Interessen deckten sich weit genug. 

Im Konzert der Mächte setzte man vor allem auf die Diplomatie, denn Friedrich Wilhelm IV. 

war nach den Revolutionen an keinem Konflikt interessiert. Ein etwaiger Krieg würde sich 

aufgrund der geografischen Lage Preußens zu einem Mehrfrontenkrieg entwickeln. Im Westen 

übernahm man seit dem Wiener Kongress mit dem Erhalt der rheinischen Gebiete um Köln 

die so genannte Wacht am Rhein145 gegen Frankreich, Preußen sollte einen möglichen 

Einmarsch in das Bundesgebiet stoppen. Deshalb suchte man auch zu Frankreich die 

diplomatischen Beziehungen zu verbessern, dabei allerdings nicht zu enge Bande zu 

knüpfen.146 

                                                             
140 Vgl. Clark, Christopher: „Preußen – Aufstieg und Niedergang 1600-1947“, München 2008, S.  540-541. 
141 Diese Krone sah er als eine Krone aus der Gosse mit dem Gestank der Revolution an und somit als nicht 
akzeptabel an (vgl. Clark, Preußen, S. 5 49-550). 
142 Kraus, Hans-Christoph: „Wahrnehmung und Deutung des Krimkrieges in Preußen – Zur innenpolitischen 
Rückwirkung eines internationalen Großkonfliktes“ in Maag, Georg u.a. (Hg): „Der Krimkrieg als erster 
europäischer Medienkrieg“, Kultur und Technik Band 14, Berlin 2010, S. 239-242. 
143 Freiherr von Manteuffel übernahm in dieser Position auch die Rolle des Außenministers, dies ist eine 
Preußische Besonderheit. Diplomaten und Gesandten mehr Freiheiten genossen, da sie die bilateralen 
Beziehungen pflegen sollten, während der Gesandte beim Deutschen Bund sich vorrangig auf multilateraler 
Ebene bewegte. (vgl. Müller, Bund, S. 49). 
144 Vgl. Baumgart, Österreich, S. 56. 
145 Dieser pathetisch stark aufgeladene Begriff stammt aus der Zeit und wurde natürlich im Laufe der Zeit von 
deutschen Nationalisten als Kampfbegriff verwendet. Hier soll allerdings vorrangig die Zeitgenössische sowie 
politisch pragmatische Sicht betrachtet werden. 
146 Vgl. Clark, Preußen, S. 587-588. 
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Russland war für Berlin seit der Mitte des 18. Jahrhunderts ein wichtiger Partner, die 

Verhältnisse zu St. Petersburg waren auch 1853 positiv. Preußen strebte nicht nach einer 

Erweiterung seines Territoriums Richtung Osten147 und damit nicht nach russischem Gebiet. 

Folglich gab es wenig Konfliktpotential zwischen den beiden.148 Seit ihrer Gründung 1814 

waren beide Nationen Teil der Heiligen Allianz und unterstützen sich während der Revolution 

von 1848/49 vor allem in Polen gegenseitig gegen die dortigen Nationalisten. Eine wichtige 

Stütze Russlands gegen die polnischen Aufstände im 19. Jahrhundert war vor allem Preußens 

Neutralität,149 welche dem Zaren freien Handlungsspielraum in Polen ermöglichte und die 

Erfolgsaussichten solcher Erhebungen minderte.150 Die Wertebasis innerhalb der Allianz war 

zu dieser Zeit vorhanden und zwischen den alten Bündnispartnern gefestigt, ferner lag dies 

daran, dass es sonst keine Areale gab, wo sich die politischen Interessen überschnitten oder 

überhaupt beide welche besaßen.151 Ein Beispiel für letzteres ist die Orientalische Frage, 

welcher Preußen neutral gegenüber stand, da es absolut kein Interesse152 in den relevanten 

Region, Balkan oder Levante, hatte. 

Ein weiterer Grund für die guten Verbindungen zwischen den Staaten beruht auf der Tatsache, 

dass Zar Nikolaus I. ab 1817 mit der Schwester Friedrich Wilhelm IV. verheiratet war. Dieses 

alte Mittel zur Festigung von Allianzen hatte im 19. Jahrhundert weiterhin Bestand und 

zementierte die Verbindung der beiden Länder. Des Weiteren bedeuteten das Einheiraten in 

                                                             
147 Allerdings kann gesagt werden, dass Preußen mit dem Ausgang der polnischen Frage während des Wiener 
Kongresses durchaus unzufrieden ist. So verlor man Gebiete in Polen an Russland, welche man in den drei 
Teilungen zuvor erhalten hatte. Dafür würde Berlin mit den Gebieten im Deutschen Bund vor allem die am Rhein 
‚entschädigt‘. Damit einher ging auch ein Wandel in der Politik, das Wiener Konzert sah vor, die territorialen 
Ordnungen nicht zu ändern, eine Einstellung von der die preußischen Monarchen und Politiker geprägt waren, 
selbst Bismarck wie sich nach den Konflikten mit Dänemark 1864 und Österreich 1866 zeigte. Viele Politiker 
kritisierten etwa die Annexion Elsass-Lothringens 1871 und verdeutlichen den Esprit dieser Zeit vom frühen bis 
späte Hälfte des 19. Jahrhunderts. Folglich blieb es gab weniger Konfliktpotential mit Russland. (vgl. Buxbaum, 
Gerda: „Der Wiener Kongress“, Dortmund 1983, S.68). 
148 Vgl. Clark, Preußen, S. 590. 
149 Das gleiche gilt für die Neutralität und Absprachen mit Österreich bei den polnischen Aufständen 1830 und 
1846. 
150 Vgl. Baumgart, Österreich, S. 45. 
151 Hier soll dies an zwei Beispielen erläutert werden. Russland hatte wenig Interesse gegenüber Dänemark und 
Konflikte dort würden Russland wohl nicht zum Verbündeten werden lassen, aber die Nation wäre neutral und 
somit wäre Preußen an den dortigen Grenzen nicht bedroht. Im Gegenzug hat Preußen kein Interesse an 
Schweden und in einem Konflikt zwischen Stockholm und St. Petersburg würde Berlin ebenfalls neutral bleiben 
und Russland nicht bedrohen (vgl. Clark, Preußen, S. 578.). 
152 Es bestand auch kein großes Interesse seitens des Preußischen Königs, als Patron der evangelischen Christen 
im Heiligen Land aufzutreten, auch wenn es Unterstützungen aus Berlin für die zahlenmäßig wenigen Gläubigen 
dort gab. Eine Rolle wie Napoleon III. für die Katholiken oder Nikolaus I. für die Orthodoxen sie anstreben, sucht 
Friedrich Wilhelm IV. nicht (vgl.  Schroeder, Austria, S. 98-99). 
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andere Herrscherhäuser die Möglichkeit der Einflussnahme über direkte Briefe der Schwäger 

oder mittels der Zarin, welche vermitteln könnte.153 

Großbritannien war ebenfalls ein alter wichtiger Verbündeter Berlins und die Beziehungen zu 

London waren aus ähnlichen Gründen wie bei Russland gut, es gab keine gegensätzlichen 

territorialen Ansprüche154 und die Interessenfelder der Politik lagen weit auseinander. London 

sah Berlin als einen wichtigen Partner auf dem Kontinent hinter Frankreich an, während 

Preußen London zwar schätzte, aber erkannte, dass die Allianz zu anderen Staaten wichtiger 

war, aufgrund seiner geographischen Lage.155 

Preußens Armee hatte in Europa weiterhin ein hohes Ansehen und galt als schlagkräftig trotz 

seiner relativ kleinen Größe verglichen zu den anderen Staaten. Friedrich Wilhelm IV. vertrat 

eine ähnliche156 Linie wie sein Namensvorgänger Friedrich Wilhelm I., er ist kein belligerenter 

Herrscher und ein Freund der Diplomatie. Folglich war Berlin ein Unterstützer der 

Konzertdiplomatie. Die multilateralen Konferenzen sollten Konflikte vermeiden oder sie 

gegebenenfalls möglichst schnell beenden. Dabei wurde meistens auf die absolute und 

souveräne Neutralität seitens Preußens gesetzt, wo man sich als Vermittler anbot, vor allem 

innerhalb der heiligen Allianz und auf dem Balkan, wo keine eigenen Interessen bestanden.157  

Berlin würde daher ein wenig kriegsbereiter, aber verhandlungsoffener Akteur im Konflikt 

sein, allerdings für Österreich ein durchaus undurchsichtiger Partner, denn – wenn auch nicht 

durch Krieg – sollten die Habsburger im Deutschen Bund geschwächt und die Vormacht der 

Hohenzollern ausgebaut werden. 

 

                                                             
153 Vgl. Meyer, Frankreich, S. 178. 
154 Dies war vor allem dadurch der Fall, dass mit der Thronbesteigung der Königin Victoria, diese das 
Kurfürstentum Hannover aufgeben musste, da hier laut des Salischen Gesetzes, der dortigen Thronregelung, 
keine Frau berechtigt war diesen Titel zu tragen und sie die einzige Erbin des Hauses Hannovers war. (vgl. Roll, 
Hans-Achim: „Zur Geschichte der Lex Salica-Forschung“ Aalen 1972, S. 45-46). 
155 Vgl.  Figes, Crimea, S. 167. 
156 Allgemein war Friedrich Wilhelm IV. kein Militarist und kein Befürworter von Investitionen in die Armee, ganz 
anders als der bekannte Soldatenkönig.  
157 Vgl. Clark, Preußen, S. 586. 
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3.1.4. Russland 

Seit 1825 regierte Zar Nikolaus I. das Kaiserreich Russland als absolutistischer Herrscher, seine 

Politik kann in zwei Schlagwörtern zusammengefasst werden: Expansion und Repression. 

Seit dem Ende der napoleonischen Kriege erweitert Russland sein Territorium stetig. Durch 

die Wiener Note konnte man Teile Polens gewinnen und weiter nach Europa hineinwachsen. 

Nach 1815 lagen die Ziele der russischen Expansionen im Süden und Südosten.158 In 

Zentralasien wurden von 1817 bis 1863 die großen zentralasiatischen Steppen erobert. Das 

Reich dehnte sich immer weiter nach Süden Richtung Hindukusch aus, eine Direktion, welche 

vor allem Großbritannien mit der Sorge beobachtete, dass Indien und damit der Einfluss in der 

Region in Gefahr sein könnte.159 

Die anderen Ziele der russischen Expansionspolitik lagen im Einflussgebiet des osmanischen 

Reiches. Den südlichen Kaukasus hatte Russland im türkisch-russischen Krieg von 1828/29160 

erobern können. Ferner erlangte Russland ab 1830 die Oberhoheit über die Donauprovinzen, 

welche de jure zum osmanischen Reich gehörten, aber de facto unter russischem Protektorat 

standen. Hintergrund waren Aufstände der slawischen, rumänischen und griechischen 

Bevölkerung in den Donauprovinzen, welche zeitgleich mit dem griechischen 

Unabhängigkeitskrieg 1830 aufflammten. Russland strebte auch weiterhin nach der 

Ausweitung seiner Macht am slawischen Balkan und lies seine Privilegien als Schutzherr der 

orthodoxen Christen im osmanischen Reich bestätigen.161  

Damit die Interessen weiter umgesetzt werden konnten, wurde der Meerengenvertrag, 

welcher Teil des Friedens von Küçük Kaynarca (1774) war, bestätigt. Dieser besagte, dass alle 

russischen Handels- und Kriegsschiffe jederzeit den Bosporus und die Dardanellen 

durchqueren konnten.162 Da die Westmächte und vor allem Großbritannien keinen erhöhten 

                                                             
158 Vgl. Doering-Manteufel, Konzert, S. 67-68. 
159 Vgl. Kapitel 3.1.1. 
160 Aus diesem Konflikt konnte auch die Unabhängigkeit Griechenlands erlangt werden, welches einen weiteren 
Erfolg für den Zaren darstellte, da somit das osmanische Reich weiterhin geschwächt wurde und ein möglicher 
alliierter im Kampf gegen die Pforte gewonnen werden konnte. Allerdings unterstützen vor allem die westlichen 
Großmächte diese Unabhängigkeit, um damals noch den Sultan zu schwächen. Eine politische Leitlinie, welche 
sie ändern sollten in den kommenden Jahrzehnten. (vgl. Baumgart, Handbuch, S. 78.) 
161 Vgl. Figes, Crimea, S. 35-36. 
162 Alle anderen Großmächte hatten im 18. Jahrhundert ähnliche Verträge mit der Pforte abgeschlossen. 
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Präsenz der russischen Flotte im Mittelmeer dulden wollten, trieb London eine Veränderung 

dieser bilateralen Verträge voran. 

Mit dem Dardanellen-Vertrag163 1841 gelang es Großbritannien einen multilateralen Vertrag 

zu schaffen, welcher die Bestrebungen Russlands einschränkte. Die Konvention sah vor, dass 

keine Kriegsschiffe die Meerengen164 zwischen Schwarzem Meer und Mittelmeer passieren 

dürften mit der Ausnahme osmanischer Schiffe oder deren Verbündeter. Unterschrieben 

wurde die Konvention von den fünf Großmächten und dem Osmanischen Reich. Damit war 

dieser Weg für Russland blockiert, die Revidierung dieser Verträge war fortan ein Ziel des 

Zaren.165 

Diese Verträge verschärften die Spannungen zu den beiden Westmächten vor allem 

Großbritannien wurde fortan mehr denn je als Gegner in der Orientpolitik betrachtet. 

Frankreich sah man als Partner an dessen Seite und fürchtete Napoleon III. vor allem wegen 

seiner Bereitschaft Aufstände und Revolutionen zu fördern.  

Die beiden alten Verbündeten der Heiligen Allianz, Preußen und Österreich sah St. Petersburg 

weiterhin als seine wichtigsten Partner an, da sie auch an die eigenen Grenzen stießen und 

man somit Bedrohungen vermeiden wollte. Man war um gute Beziehungen und Bündnisse 

und im Kriegsfall zumindest um absolute Neutralität bemüht. 

Zu Berlin hielt man traditionell gute Beziehungen und war durch die Zarin Aleksandra mit dem 

Preußischen König verschwägert. Bei Revolutionen standen sich die Nationen bei. Gegenüber 

Österreich sah Zar Nikolaus I. die Verbindung aus demselben Grund gefestigt. So hatten 

russische Truppen 1849 den Aufstand der Ungarn blutig niedergeschlagen und damit am 

energischsten das Hauptziel der Heiligen Allianz, das Bewahren der monarchischen Macht, 

umgesetzt.166  

Dieses Handeln zeigt bereits den zweiten Aspekt der russischen Politik, welche sich nach 

Außen sowie nach Innen zeigen sollte: Repression. Im Land selbst wurden nationale 

                                                             
163 Der Vertrag wird ebenfalls oft als Meerengenvertrag oder London Strait Convention bezeichnet.  
164 Die Meerengen bestehen hierbei aus drei Teile. Erster Teil ist der Bosporus bei Istanbul, von welchen man in 
das Marmara Meer zu dem zweiten Part gelangt. Zu Letzt müssen noch die Dardanellen vor allem Gallipoli 
umschifft werden, um in die Ägäis und das Mittelmeer zu gelangen. Dieser Weg kann leicht für Schiffe gesperrt 
werden, da es sich um mehrere enge Durchfahrtswege handelt. Solche Verträge sind also essenziell im Völker- 
und Kriegsrecht.  
165 Vgl. Schulz, Martin: „Normen und Praxis – Das europäische Konzert als Sicherheitsrat“, Oldenburg 2009, S. 
310-311. 
166 Vgl. Kappeler, Andreas: „Russische Geschichte“, München 2003, S. 13. 
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Minderheiten, welche nicht loyal zum Zaren standen,167 mit militärischen Maßnahmen 

unterdrückt. Dies traf vor allem die Polen, welche nach dem niedergeschlagenen Aufstand von 

1830/31 ihren Staus als eigenes Königreich verloren hatten und nur noch eine Provinz des 

Zarenreiches waren, was weitere Rechtseinschränkungen zur Folge hatte.168 

Repressiv und mit militärischen Mitteln ging Nikolaus I. nicht nur gegen die eigenen 

Untertanten, sondern auch im Rahmen der Heiligen Allianz oder bei Aufforderungen gegen 

rebellierende nationale Gruppen in anderen Ländern vor. So war er 1831 bereit eine Armee in 

die Niederlande zu entsenden, um den Aufstand der Belgier niederzuschlagen. Dies wurde 

allerdings vom Konzert – vor allem den Westmächten – in einer multilateralen Konferenz 

abgelehnt, somit kam es nicht zum Einmarsch.169 Anders verläuft dies 1849, als die Ungarn 

gegen die Habsburger rebellierten. Der Kaiser bat den Zaren um Unterstützung und 60.000 

russische Soldaten beendeten den Aufstand.170 Sein Handeln brachte Nikolaus I. den 

Spitznahmen Gendarm Europas171 ein, welchen schon sein Vorgänger Alexander I. getragen 

hatte. Diese Position vertrat er auch selbst, aber dies ließ ihn nicht davor zurückschrecken, 

selbst mit Revolutionsanfeuerungen gegen Kontrahenten zu drohen.  

Die repressive und expansionistische Haltung von Nikolaus I. brachte Russland in Konflikt mit 

den Westmächten. Doch blieb er ein Befürworter des Konzertes der Mächte, denn er sah mit 

dem Konzert nicht nur die Möglichkeit, Russlands Macht auszubauen und die anderen Mächte 

einzuschränken, sondern auch eine Möglichkeit, außenpolitische Maßnahmen zu 

legitimieren.172 Ambivalent blieb seine Beziehung dazu, wenn ihn selbiges multilaterales 

Konstrukt in seinen Bestrebungen vor allem im Orient zu hemmen versuchte. 

                                                             
167 Allerdings können Ethnien auch, wenn sie denn loyal waren, gefördert werden. Baltendeutsche steigen 
deshalb oft in hohe militärische und politische Ämter auf. Sie waren wie andere Ethnien im Westen des Reiches 
oft höher gebildet als der russische Adel, was für Ämter geschätzt wurde. Zwei Namen aus der Zeit sind hier zu 
nennen, der Außenminister des Zaren Graf Nesselrode und der Verteidiger von Sebastopol der General und 
Ingenieur Oberst von Todtleben (vgl. Figes, Crimea, S. 230). 
168 Vgl. Kappeler, Geschichte, S. 14. 
169 Vgl. Schulz, Normen, S. 280. 
170 Vgl. Traeger, Consequences, S. 242. 
171 Der Begriff findet sich bereits in der Epoche des Vormärzes. Die Herkunft war unklar doch wurde er schon in 
den Zeitungen der damaligen Zeit verwendet und auch in der Korrespondenz von Politikern. Auch gibt es die 
Vermutung, dass Nikolaus sich diese Bezeichnung selbst gab. Von ihm und den Anhängern der konservativen 
Lager Europas wurde er nicht als Beleidigung, sondern eher als Ehrung aufgefasst. Er verdeutlicht dabei seine 
Vorreiterrolle beim aktiven anti-revolutionären und vor allem militärischen Vorgehen der restitutiven Staaten 
gegen Aufstände, ob nun im eigenen Machtbereich wie gegen die Polen 1831/48 oder im Gebiet eines anderen 
Herrschers die Ungarn 1859. Der Begriff findet in der Forschung weite Anwendung (vgl. Baumgart, War, S. 58). 
172 Vgl. Schulz, Normen, S. 290. 
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Letztendlich war Russland eine expandierende Supermacht, welche versuchte, seine 

traditionellen Verbündeten an sich zu binden, sich aber auch mit deren Neutralität 

zufriedengab. Zar Nikolaus I. war von der militärischen Stärke seines Landes überzeugt und 

neigte dazu, sie zu überschätzen, was vor allem seine Diplomaten und Berater dazu geneigt 

zeigte, sich auf Verhandlungen zur Friedensschaffung einzulassen und somit vor allem die 

Konzertdiplomatie zum eigenen Vorteil zu nutzen. 

3.1.5. Das Osmanische Reich 

Seit der Niederlage vor den Toren Wiens im Jahr 1683 hatte das osmanische Reich seinen Zenit 

überschritten. Das 18. Jahrhundert und die frühe Phase der napoleonischen Kriege brachten 

zahlreiche Niederlagen mit sich. Der Niedergang setzte sich in der ersten Hälfte des 19. 

Jahrhunderts fort. So verlor man vor allem in den 1830er Jahren Griechenland, Einfluss auf die 

Donauprovinzen sowie den Südkaukasus an Russland. Bereits zur Zeit des Krimkrieges war 

vom Kranken Mann am Bosporus,173 als Metapher für das Osmanische Reich in Europa, die 

Rede. Diese Niederlagen brachten die Pforte dazu Reformen einzuleiten.174  

So wurden die Verwaltung und das Militär modernisiert. Für ersteres nutzte man französische 

und preußische Beamte als Vorbild und als Ausbilder für die Truppen des Sultans wurden 

preußische Offiziere175 angeworben und ausgeliehen. Des Weiteren wurden modernere 

Waffen gekauft. Der Erfolg der Reformen sollte sich durch Siege auf dem Schlachtfeld zeigen.  

Innenpoltisch lag es am Sultan, die verschiedenen Ethnien und vor allem Konfessionen des 

Reiches zusammenzuhalten. Vor allem die Christen hatten im Ausland mächtige Verbündete, 

die deren Interessen umsetzen konnten oder behaupteten, für diese einzutreten. Ägypten war 

zwar nominell Teil des osmanischen Reiches, aber sezessionsartige Tendenzen wurden 

                                                             
173 Der Begriff wurde vor dem Krimkrieg geprägt und wird dem russischen Zaren Nikolaus I. zugesprochen, 
welcher diese Bezeichnung 1852 in einem Gespräch gegenüber dem englischen Botschafter verwendet und 
beschreibt zynisch die Lage des osmanischen Reiches und den Umgang der europäischen Großmächte mit ihm. 
Der Begriff ist in der Forschung weit verbreitet und beschreibt durchaus passend die Lage der Hohen Pforte im 
19. Jahrhundert (vgl. Herm, Gerhard: „Der Balkan - Das Pulverfass Europas“, Düsseldorf 1993, S. 278). 
174 Vgl. Badem, Candan: „The Ottoman Crimean War (1853–1856)“ Brill 2012 & vgl. Figes, Crimea, S. 254. 
175 Das prominenteste Beispiel hierfür ist der später berühmte Feldmarschall Helmut von Moltke, welcher in der 
1830er Jahren türkische Truppen und vor allem Offiziere ausbilden lässt. Diese militärische Verbindung zwischen 
Berlin und Istanbul war der Anfang einer Allianz bis hin in den ersten Weltkrieg. 
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sichtbarer und vor allem in dieser Provinz wächst der Einfluss der Westmächte, was 

Spannungen nach sich zog.176 

Auch die Art der Außenbeziehungen versuchte man zu modernisieren, so wurden die 

Diplomaten des Osmanischen Reiches in Frankreich in Funktionalität, Etikette, Regeln und 

Sprache der Diplomatie geschult.177 Damit verbunden war ein neues Auftreten der Pforte auf 

dem diplomatischen Parkett, was neue Möglichkeiten eröffnete.  

Das Mächtekonzert realisierte die besondere Position des Osmanischen Reiches und seine 

Wichtigkeit für die Stabilität in der Region. Hierbei wollte allerdings Russland diese Situation 

verändern. Allerdings besaß Istanbul mit Frankreich und Großbritannien zwei wichtige 

Verbündete, welche diesen Staat am Leben erhalten auch als Bollwerk gegen Russland 

wollten. Folglich hatte die Pforte gute Beziehungen zu London und Paris.178 Gleiches galt auf 

Grund der Kooperationen in Modernisierungsfragen für Berlin. Allerdings, da diese Macht 

keine eigenen Interessen verfolgte, war direkte militärische Hilfe nicht zu erwarten, da 

Preußen keine eigenen Interessen in der Levante hatte, sondern nur diplomatische.  Der 

ehemalige Erzfeind Wien war in dieser Zeit bereits ein friedlich koexistierender Nachbar. Die 

Konflikte der Nationen schienen ausgefochten, allerdings bestand seitens der Pforte die 

berechtigte Furcht, Österreich könnte versuchen, sich auf den Balkan auszuweiten wie auch 

Russland, welches die größte Bedrohung darstellte.179 

Das Osmanische Reich stand in enger Verbindung mit den Westmächten und sah das 

Mächtekonzert als eine wichtige Institution an, um Russland Einhalt zu gebieten, daher 

nahmen die osmanischen Diplomaten auch stets aktiv daran teil. 

3.1.6. Sardinien-Piemont 

Mit dem Wiener Kongress wurde durch den Zusammenschluss des Königreich Sardinien und 

Regionen im Nordwesten Italiens das Königreich Sardinien-Piemont geschaffen. Es sollte unter 

                                                             
176 Vgl. Matuz, Josef: „Das Osmanische Reich - Grundlinien seiner Geschichte“, 2. Auflage, Darmstadt 1990, S. 67-
68. 
177 Vgl. Baumgart, Crimea, S. 93-94 & vgl. Badem, Ottoman, S. 67-69. 
178 Vgl. Matuz, Reich, S. 70. 
179 Vgl. Figes, Crimea, S. 64. 
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anderem eine Sicherung gegen mögliche Bestrebungen Frankreichs in Italien oder bei Bedarf 

ein Gegengewicht gegen die Habsburger im Norden der Apenninenhalbinsel sein.180 

Nach der Zeit der Restauration brachte die Revolution von 1848 innen- sowie außenpolitische 

Veränderungen mit sich. Der sardische König Karl Albert von Savoyen zog 1848 und 1849 

gegen Österreich in den Krieg. Begründet wurde dies mit der Unterstützung der Aufstände in 

der Lombardei und Venetien gegen die Habsburger. Beide Feldzüge endeten mit der 

Niederlage Sardinien-Piemonts und der Abdankung des Königs zu Gunsten seines Sohnes 

Victor-Emanuel II. Mit ihm wurde das Land eine konstitutionelle Monarchie. Die Kriegszüge 

seines Vaters zeigten, dass Turin den Anspruch erhob, an der Spitze das Risorgimento, der 

Einigung Italiens, zu stehen.181 

Dafür war ein erneuter Konflikt mit den Habsburgern unvermeidlich, da dieses Italien nicht 

aufgeben wollten.182 Aus eigener militärischer Kraft war ein Sieg gegen die Österreich nicht 

möglich,183 daher benötigte Turin Verbündete. So sah es auch der 1852 erkannte 

Ministerpräsident Camillo Benso von Cavour. Daher suchte er mit Victor-Emanuel II. 

gemeinsam nicht nur nach externen Fachleuten und Investoren für Modernisierungen vor 

allem in der Armee, sondern bemühte sich dabei um verbesserte diplomatische Beziehungen 

zu Preußen und Frankreich, denn beide Nationen hatten Interesse an der Schwächung der 

Habsburger und Einigung Italiens, besonders Frankreich.184   

Ein weiterer Grund für die enge Bindung mit Paris war Kaiser Napoleon III. Dieser zeigte sich 

selbst als ein Förderer nationalistischer und vereinigender Bewegungen185 in Europa, so wollte 

er Frankreichs Position in Europa stärken. Mit dieser Großmacht als Unterstützung sah Turin 

die beste Möglichkeit, seine Interessen auch militärisch umsetzen zu können.  

                                                             
180 Vgl. Heinz, Kongress, S. 56. 
181 Vgl. Michaelis, Einigung, S. 54. 
182 Vgl. dazu Kapitel 3.1.7. 
183 Trotz ihrer Niederlagen während der Revolution von 1848/49, welche hier auch als erster italienischer 
Unabhängigkeitskrieg bezeichnet wird, sowie durch die folgenden Reformen hatte die sardinische Armee einen 
exzellenten Ruf in Europa und galt als eine moderne Streitmacht, welche mit der Hilfe von Preußen und vor allem 
Frankreich aufgebaut und modernisiert wurde. Alle drei Nationen suchten den Einfluss er Habsburger in Italien 
zu schwächen (vgl. Ertel, Manuela: „Die österreichische Herrschaft in der Lombardei und Venetien vom Wiener 
Kongress bis 1866, im Zusammenhang mit dem Risorgimento und der Einigung Italiens“, Wien 1985, S. 54-56). 
184 Vgl. Ertel, Herrschaft, S. 60. 
185 Eine Ausnahme dafür war lediglich Deutschland. An einem Nationalstaat der Deutschen vor allem unter 
preußische Führung hatte Napoleon III. kein Interesse, da er ihn als Bedrohung für sein eigenes Land ansah. (vgl. 
Mayer, Frankreich, S. 103). 
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Das Konzert der Mächte sah Sardinien, wie auch andere Mittelstaaten, als ein Mittel zum 

Zweck seine Politik auf diplomatischen Weg umzusetzen. Ein solcher Mittelstaat brauchte und 

suchte starke Partner für seine eigenen Politik und oft waren dies Großmächte. Einen 

wichtigen Verbündeten hatte man in Paris gefunden und zu London wie zu Berlin hielt man 

gute Beziehungen, allerdings war sich Turin bewusst, selbst etwas leisten zu müssen, um seine 

Position zu stärken und seine Vorstellungen umsetzen zu können.186 Eine mögliche Allianz 

sollte jedoch stets kritisch betrachtet werden, vor allem wenn sie im Gegenzug in Italien keine 

Verbesserung der Situation oder Gebietsgewinne einbrachte: Eine Allianz mit Österreich auch 

in indirekter Form. 

3.1.7. Österreich 

Das Kaisertum Österreich befand sich 1853 in einer noch relativ stabilen außen- sowie 

innenpolitischen Lage, jedoch wirkten die Krisen der Revolution noch nach und sich 

anbahnende Probleme warfen ihre Schatten voraus. Für den jungen erzkonservativen Kaiser 

Franz Josef und seine Minister galt es viele politische Fragen zu beantworten. 

Die innenpolitische Frage um die Verfassung schien vorerst gelöst zu sein. Im Rahmen der 

Revolutionen von 1848/49 hatte sich Kaiser Ferdinand zunächst dem Druck der 

Demonstranten und Aufständischen beugen müssen, sodass eine hochkonstitutionelle, liberal 

geprägte Verfassung für Cisleithanien187, die Pillersdorfer Verfassung, ausgearbeitet worden 

war. Durch erneute Aufstände hatte Ferdinand jedoch zu Gunsten seines Neffen Franz Josef 

abgedankt. Dieser akzeptierte diese Konstitution nicht und ließ diese an seine Vorstellungen 

anpassen.188 

Im März 1849 ließ er diese frühkonstitutionell geprägte Verfassung im gesamten 

Herrschaftsgebiet oktroyieren, vor allem zum Missfallen der Ungarn.189 Die Verfassung war 

zwar in Kraft, wurde jedoch nicht umgesetzt, so trat etwa der geplante Reichsrat nicht 

zusammen. Diese Phase des Scheinkonstitutionalismus wurde mit dem Silvesterpatent 1851 

                                                             
186 Vgl. Ertel, Herrschaft, S. 64. 
187 Dieser Begriff wird ab dem Ausgleich 1867 geläufig, jedoch findet er in dieser Arbeit Anwendung, da er sich 
auf die gleichen Regionen bezieht wie nach dem Ausgleich. Dabei ist Cisleithanien die später österreichische 
Reichshälfte und Transleithanien die ungarische. 
188 Vgl. Olechowski, Rechtsgeschichte, S. 202. 
189 Diese hatten seit dem April 1848 eine eigene Verfassung bestehend aus 31 Artikeln, welche nur für die 
ungarische Reichshälfte gelten sollten und damit die Autonomie der Region und die ungarische Vorherrschaft in 
dieser sichern sollten. (vgl. Olechowski, Rechtsgeschichte, S. 205). 
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beendet und die Verfassung zum 1. Januar 1852 aufgehoben, von da an herrschte der Kaiser 

neoabsolutistisch nach seinen Vorstellungen.190 

Seine Minister ernannte er selbst und diese waren nur ihm gegenüber verantwortlich, daher 

konnte er diese jederzeit absetzen. Dies galt auch für seinen Regierungschef: Seit 1848 war 

Felix Fürst zu Schwarzenberg, ein liberal-konservativer Offizier, Ministerpräsident von 

Österreich. Er stand teilweise in Opposition zur Politik des Kaisers, sodass Franz-Josef ihn 

stürzen wollte, doch starb Schwarzenberg am 5. April 1852. Sein Posten als Ministerpräsident 

wurde jedoch nicht neu besetzt, stattdessen übernahm der neue Außenminister Karl 

Ferdinand Graf von Buol-Schauenstein den Vorsitz im Ministerrat. Schwarzenberg hatte zuvor 

beide Posten, Außenminister und Ministerpräsident, inne, Buol erhielt nur einen dieser 

Posten.191 Damit war das Amt des Regierungschefs de facto abgeschafft und die Regierung 

gegenüber dem Kaiser geschwächt. 

Diese Schritte Franz Josefs zeigten seine Bereitschaft, aktiv in die Politik einzugreifen und vor 

allem, dass er der Gestalter einer solchen Politik sein wollte und Oppositionen nicht duldete. 

Dies galt für die Innen- und Außenpolitik.192 De jure war das Amt des Außenministers daher 

aufgrund der Abhängigkeit zum Monarchen schwach. Es lag am Amtsinhaber, wie weit er seine 

Befugnisse nutzte und die Außenpolitik selbstständig, auch gegen den Kaiser gestaltete. Eine 

starke und vor allem diplomatisch erfahrende Person war notwendig, um den erst 

dreiundzwanzigjährigen, unerfahrenen Kaiser politisch zu beraten, zu leiten und 

gegebenenfalls einzudämmen.  

Der neue Außenminister Buol193 wies diese Eigenschaften auf. Er war ein Schüler und teilweise 

Anhänger des ehemaligen Ministerpräsidenten Schwarzenbergs, auch wenn er nicht dessen 

Charisma besaß und nicht ganz dessen Durchsetzungsvermögen.194 Vor allem sprach seine 

jahrelange Erfahrung als Diplomat und seine professionelle Ausbildung für ihn. Seine 

professionelle Ausbildung für Diplomatie war ein Novum, er gehörte zu den ersten, die diese 

erhalten haben.195 Seine Diplomatenlaufbahn führte ihn nach Karlsruhe (Großherzogtum 

                                                             
190 Vgl. Unckel, Österreich, 26-27. 
191 Vgl. Matsch, Erwin: „Geschichte des Auswärtigen Dienstes von Österreich(-Ungarn) - 1720 – 1920“ Böhlau 
1980, S. 80-81. 
192 Vgl. Unckel, Österreich, S. 37. 
193 Der Einfachheit halber wird sein Name ab hier in dieser Arbeit so abgekürzt werden.  
194 Vgl. Schroeder, Austria, S. 43. 
195 Diplomaten in dieser Zeit hatten zwar meistens einen adligen Hintergrund, jedoch begann eine 
Professionalisierung einzusetzen, da die angehenden Diplomaten nach einem Studium, oft Rechtswissenschaften 
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Baden), Darmstadt (Großherzogtum Hessen), Stuttgart (Königreich Württemberg), Turin 

(Königreich Sardinien-Piemont), Sankt Petersburg (Kaiserreich Russland) und London 

(Königreich Großbritannien und Irland).196 Damit war er seinem Kaiser an Erfahrung und 

Professionalität weit überlegen und konnte somit versuchen, den jungen Monarchen zu 

beeinflussen. Da er sich noch nicht gegen ihn gestellt hatte, besaß er im Jahr 1853 nach einem 

Jahr Amtszeit noch dessen Vertrauen und konnte sich einen weiteren Umstand zu Nutzen 

machen. Aufgrund seiner Heirat im März des Jahres 1853 war der Kaiser zusätzlich auch nicht 

in Wien, was dem Minister freien Handlungsspielraum bei Verhandlungen gab.197 

Der Außenminister war ein Verfechter des europäischen Konzertes und arbeitete für gute 

Beziehungen zu allen Großmächten. Buol bemühte sich stets darum, Österreichs Situation im 

Konzert zu stärken. Wie sein Vorgänger war er sich bewusst, dass Wien, um als Großmacht 

bestehen zu bleiben, Verbündete brauchte. Bei der Frage, wer diese sein sollten, zeigte sich 

der Außenminister flexibler als der konservative Kaiser, welcher vor allem in den klassischen198 

Monarchen der heiligen Allianz die wichtigsten Partner für die äußere Sicherheit und innere 

Stabilität des alten Habsburgerreiches sah.199 Letztere wurde durch verschiedene ethnische 

Gruppen bedroht, besonders durch die Ungarn. 

Die sogenannte Ungarnfrage war daher eine weitere zentrale Aufgabe für die Politik in Wien. 

Die Niederschlagung der Revolution in Transleithanien erfolgte mit massiver und brutaler 

russischer Hilfe.200 Die Verfassungspläne der Magyaren konnten somit vorerst unterbunden 

werden. Die oktroyierte Märzverfassung sowie der Neoabsolutismus wurden von breiten 

Schichten der Ungarn abgelehnt, jedoch zeigte die Furcht aufgrund der Niederschlagung noch 

Wirkung und die Ungarn blieben geschwächt. Die Angst Wiens vor einem erneuten 

Aufflammen der Aufstände und damit verbunden einer Einschränkung der Macht des Kaisers 

                                                             
oder auch einer Militärlaufbahn an verschiedene Botschaften arbeiten musste, erst nach vielen Dienstjahren 
konnte eine Berufung zum Botschafter erfolgen wie es bei Buol der Fall war. Eine Alternative waren lange 
militärische Dienstzeiten, ein Beispiel wäre der ehemalige Feldmarschall Colloredo welcher am Vorabend des 
Krimkrieges österreichischer Botschafter in London war, noch während der Revolution 1848/49 hatte er 
Aufstände in Ungarn niedergeschlagen und zuvor in Italien gekämpft. (vgl. Die Diplomaten, S. 57). 
196 Vgl. Unckel, Österreich, S. 52-54.  
197 Vgl. Unckel, Österreich, S. 86. 
198 Er selbst sah sich als ein Kaiser von Gottes Gnaden und stellte sich gegen konstitutionelle Bewegungen, die im 
Gegensatz zur Monarchie standen. Elemente wie eine Verfassung oder ein Parlament, die seine Macht 
einschränken könnten, lehnte er ab. Ähnlich sahen es die anderen beiden Monarchen, wobei der preußische 
König, der wohl liberalste der drei Monarchen war, da es in Preußen eine Verfassung gab. (vgl. Olechowski, 
Rechtsgeschichte, S. 231). 
199 Vgl. Heinz, Wiener Kongress, S. 56 
200 Vgl. Schroeder, Austria, S. 65-66. 
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oder gar die Sezession der gesamten Region vom Habsburgerreich blieb aber bestehen. 

Österreich war bereits 1848 auf externe Hilfe angewiesen und war wohl kaum im Falle einer 

erneuten Erhebung in der Lage, etwaige Rebellionen aus eigener Kraft zu beenden. Als Folge 

wären Zugeständnisse gegenüber der Ungarn unausweichlich gewesen.201  

Eine weitere für Rebellionen anfällige Gruppe202 waren die Polen, ein solcher Aufstand könnte 

auch die anderen Großmächte mit polnischen Minderheiten treffen und zu nationalistischen 

und sezessiven Bewegungen führen. Hier wäre es dem Militär wohl eher möglich, erneuten 

Erhebungen wie 1830, 1846 und 1848 niederzuschlagen.203 

Eine andere Erhebung während der Revolution konnte aus eigener Kraft niedergeschlagen 

werden: die Aufstände in der Lombardei und Venetien. Die Italienfrage war für Österreich 

ebenso brisant wie die Ungarnfrage, die Bewegung zur Gründung eines italienischen 

Nationalstaates richtete sich direkt gegen Österreich.  Hierbei handelte es sich nicht nur um 

innere Kräfte der ethnischen Gruppen, diese Bestrebungen werden auch von außen 

unterstützt und angetrieben. Das Königreich Sardinien-Piemont konnte in seinen Ambitionen 

1849 noch durch Feldmarschall Radetzky besiegt werden, aber das bedeutete kein Ende für 

deren Bestrebungen. Auch mit Napoleon III. hatten die Italiener einen Verbündeten, welcher 

möglichen Aufständen und Kriegen gegen Österreich neuen Aufwind geben konnte. Wien 

wollte seine norditalienischen Gebiete, welche ökonomisch sehr wertvoll waren, nicht 

aufgeben, brauchte aber wohl zu seiner Sicherung weiterhin Verbündete und musste vor 

allem seine Position zu Frankreich sorgfältig prüfen und adaptieren. Da Napoleon III. nicht nur 

die Italiener unterstützte, sondern war als Protegé nationaler Bewegungen in Europa bereit, 

auch andere Aufstände zu unterstützen, was im Desinteresse des habsburgischen 

Vielvölkerstaates lag.204 

Die einflussreichste und zahlenmäßig am stärksten vertretene Ethnie dieses Vielvölkerstaates, 

die Deutschen, brachte Österreich auf eine spezielle außenpolitische Ebene, die Beziehungen 

zum Deutschen Bund. Dieser völkerrechtliche Verein205 stellte Chance und Belastung der 

                                                             
201 Vgl. Unckel, Österreich, S. 38. 
202 Es gab jedoch auch dem Kaiser gegenüber loyale ethnische Gruppen,  wie etwa die deutschsprachigen 
Gruppen, welche eine privilegierte Position im Reich hatten oder die Kroaten, welche Teil des Königreichs Ungarn 
waren und im Kaiser eine wichtige Unterstützung sahen ihre Position in diesem Königreich zu stärken. So waren 
sie ebenfalls an der Niederschlagung des ungarischen Aufstands beteiligt. (vgl. Baumgart, War, S. 95-96). 
203 Vgl. Schroeder, Austria, S. 71. 
204 Vgl. Kapitel 3.1.2. 
205 Vgl. Traeger, Consequences, S. 239-240. 
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externen Beziehungen Wiens dar. So waren die Mitglieder des Bundes und der Bund selbst als 

Gesamtheit wichtige Verbündete vor allem in sicherheitspolitischen Fragen und stärkten 

somit die Großmachtposition206 Österreichs. Der ehemalige Ministerpräsident Schwarzenberg 

versuchte vor allem die süddeutschen Staaten an Wien zu binden. Nach der Revolution 

1848/49, wo eine Einigung zu einem Nationalstaat von unten scheiterte, versuchten die 

beiden Großmächte im Bund, Preußen und Österreich, eine nationalstaatliche Konstruktion 

zu kreieren. Für Österreich war dies ein Großdeutschland von 80 Millionen Einwohnern,207 in 

das auch die nicht deutschen Gebiete des Habsburgerreiches integriert werden sollten. 

Österreich würde diesem föderal geprägten Staat, in dem auch Preußen ein Teil gewesen 

wäre, vorsitzen und somit einen neuen Machtblock in der Mitte Europas etablieren. Dieser 

deutsche Staat hätte auch den Dualismus zu Preußen208 beendet und dessen Großmachtstatus 

verschwinden lassen. Diese Idee war utopisch, jedoch verdeutlicht sie, dass Österreich 

besonders versuchte, die deutschen Mittelstaaten zu gewinnen und enger an sich zu binden, 

vor allem die südlicheren,209 nachdem der Bund 1851 wieder in seiner vorrevolutionären 

Konstellation hergestellt wurde.  

Die zweite Herausforderung im Bund war der Dualismus mit Preußen. Dieses strebte ebenfalls 

die Vormacht im Bund an und wollte Österreich dabei komplett ausschließen.210 Dies wäre für 

Österreich im Gegenzug viel schwerer möglich gewesen sowie auch die eigenen, nicht 

deutschen Gebiete in den Bund zu integrieren. Berlin war jedoch auch ein wichtiger 

Verbündeter in der Heiligen Allianz oder gegen eine Bedrohung, welche von Frankreich 

ausging.211 Dieses ambivalente Verhältnis zu Berlin bot daher Chance und Herausforderung 

für die Interessen Wiens, wo man sich der Notwendigkeit deutscher Verbündeter auch auf 

dem internationalen Parkett deutlich bewusst war. Diese Position vertrat auch der 

Außenminister Buol, der zu Preußen gute Verbindungen suchte.212 Ein Mittel dafür war der 

Deutsche Bund und folglich sollte Österreichs Position in selbigen nicht gefährdet, sondern 

                                                             
206 Autoren wie Winfried Baumgart und Schroeder gehen sogar davon aus, dass Österreich nur durch den 
Deutschen Bund seinen Großmachtstatus bewahren konnte und ohne diesen seinen Status als eine in der 
Pentarchie verlieren würde. Daher wurde eine Bindung an den Bund zur Notwendigkeit. 
207 Vgl. Matsch, Geschichte, S. 83. 
208 Preußen hatte mit den Ideen der Erfurter Union seine eigenen, wenn auch nicht realisierten Pläne für die 
Zukunft des Bundes, hierbei wäre es zu einer kleindeutschen Lösung ohne Österreich gekommen, was Preußens 
Macht gestärkt hätte. (vgl. Müller, Bund, S. 107-108.) 
209 Vgl. Doehring-Manteuffel, Konzert, S. 165. 
210 Ein bereits erwähntes Beispiel ist der Zollverein von 1835.  
211 Vgl. Schulz, Normen, S. 315-316, 
212 Vgl. Schroeder, Austria, S. 88-89. 
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eher verbessert werden, um die Vormacht in Europa zu erlangen, welche man vor der 

Revolution besaß. 

Eine andere Möglichkeit für Verbündete und eine weiter zentrale Frage der österreichischen 

Außenpolitik blieb der dritte Partner der Heiligen Allianz: Russland. Die Verbindungen nach St. 

Petersburg reichten lange zurück und auch der Kampf gegen die Osmanen oder Franzosen 

vereinte die beiden Staaten. Nun war der gemeinsamen Hauptgegner ein anderer, kein Staat, 

sondern die Revolution. Hier hatte sich das Bündnis als fähig erwiesen, diese mit militärischen 

Mitteln niederzuschlagen, wie in Ungarn 1849.213 Der Kaiser selbst und der Baron Prokesch 

von Osten, ein Diplomat und Gesandter Österreichs in Russland, waren russophil und um gute 

Beziehungen nach St. Petersburg bemüht. Dies betraf vor allem auch die Balkanfragen, denn 

dort suchte Wien am ehesten zu expandieren 214 und war Konfliktpotential mit Russland und 

dem Osmanischen Reich gegeben.  

Frankreich unter Napoleon III. wirkte auch auf Grund der jüngeren Geschichte als ein wenig 

attraktiver Partner, vor allem, weil von dort Revolutionen ausgehen konnten. Jedoch war es 

Teil des Konzertes. Buol sah vor allem in Frankreich einen potenziellen neuen Partner auch für 

Fragen auf den Balkan und gegen Russland. Ferner hoffte er durch einen Ausgleich mit Paris 

Österreichs Position in Italien zu stärken, indem Sardiniens wichtigster Verbündeter für sich 

eingenommen werden könnte. Der französische Außenminister Dryoun de Luyhs war solchen 

Offerten gegenüber offen und wollte Paris und Wien ebenfalls enger aneinanderbinden.215 

Vorbild war die Allianz zwischen Paris und London vor 1789. 

Die wohl schwierigsten Beziehungen hatte das Habsburgerreich zu London. Beide Nationen 

teilten weder eine gemeinsame Geschichte oder familiäre Banden noch eine geographische 

Nähe. Ferner standen sie sich idiologisch wie auch religiös konträr gegenüber. In der 

Orientfrage waren sich beide Länder uneinig, England wollte das osmanische Reich erhalten, 

Österreich suchte danach, sein Territorium auf dem Balkan auszuweiten.216 Allerdings 

strebten beide nach einer Eindämmung Russlands. In der Deutschen Frage unterstützte 

                                                             
213 Vgl. Schroeder, Österreich, S. 99. 
214 Dabei gab es verschiedene Lager innerhalb des Kabinettes. Strebten Schwarzenberg und nun Buol eher nach 
einer Expansion durch die Integration des Deutschen Bundes, so sah der neue Innenminister Bruck etwa den 
Balkan als Zukunft des Machterwerbes und des Erhalts der Großmachtstellung. Der Kaiser selbst sah Italien als 
wichtigste Region an. Diese Spaltung der Regierung sollte sich auch mit Schwierigkeiten in den Verhandlungen 
niederschlagen, die im Rahmen des Krimkrieges ausgetragen. 
215 Vgl. Schulz, Normen, S. 317. 
216 Vgl. Traeger, Consequences, S. 254. 
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Großbritannien eher das protestantische Preußen, auch weil die kleindeutsche Variante für 

Großbritannien eher das Gleichgewicht der Kräfte förderte als ein österreichisch dominiertes 

Deutschland. Vorrangig sollte für London am besten der Bund in seiner bisherigen Form aber 

nicht unter Habsburger Vormacht bestehen bleiben. Des Weiteren war London ebenfalls einer 

Einigung Italiens nicht abgeneigt, auch, um Österreich einzudämmen.217 

Durch die Balkanfragen blieben die Beziehungen zur Hohen Pforte weiterhin angespannt, da 

beide Nationen Interessen in der Region hatten. Traditionell war die auswärtige Abteilung des 

Habsburgerkabinettes nicht für die Beziehungen nach Istanbul zuständig, sondern der 

Hofkriegsrat. Im Jahr 1848 änderte sich dies, was für die Verbesserungen der Beziehungen 

spricht. Die Kommunikationswege zwischen den beiden Hauptstädten waren sehr gut 

ausgebaut und durch lange Praxis einstudiert aber, was daher Verhandlungen erleichterte. 

Entscheidend für die gute Zusammenarbeit der beiden Länder war die Bedrohung Russlands, 

was dazu führte, dass sich die alten Feinde annäherten.218 

In Summe kann zusammengefasst werden, dass die außenpolitische Situation Österreichs eine 

mit vielen Fragen war, welche ausbalanciert werden mussten. Einer Verlagerung des Fokus 

auf eine Frage allein, wie etwa die Italienfrage, konnte eine Schwächung in der Position einer 

anderen Frage wie der Deutschen Frage nach sich ziehen. Die Uneinigkeit des Kabinettes über 

die Wichtigkeit und die Fragen an sich erschwerten die Position der Habsburgermonarchie 

und machen sie als Partner unberechenbar.  

Fest steht jedoch, dass Wien Partner brauchte, um als Großmacht bestehen zu bleiben. Die 

Frage war, welche Mechanismen die Politiker nutzen würden und welche Partner gewählt 

würden, dabei steht die Neutralität mit verschiedenen Unterausrichtungen als Politik zu 

Verfügung. Scheinbar bedeutete die Verlagerung auf einen Partner den Verlust eines anderen 

und den Verlust von Macht und Einfluss in einer Region, folglich ist eine Lähmung bei Nicht-

Entscheidung möglich. Zentral war es für Österreich, dass das Mächtekonzert benötig wurde 

und aktiv genutzt wurde. Krieg stellte aufgrund der militärischen Unterlegenheit? keine 

primäre Option dar, daher folgte, dass die Diplomatie auf multilateraler Ebene betrieben 

                                                             
217 Die genauen Londoner Pläne für Österreich waren auch laut Schroeder sehr unklar, am wahrscheinlichsten 
scheint jedoch, dass Österreich weiter nach Osten und auf den Balkan expandiert werden sollte, um einen 
größeren Machtblock gegen Russland zu bilden. London war zwar ein Verfechter von Nationalstaaten in Zentral- 
und Westeuropa, jedoch nicht im Osten, darauf wird später eingegangen werden. (vgl. Schroeder, Austria, S. 
106). 
218 Vgl. Doering-Manteuffel, Kongress, S. 187-188. 
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werden sollte, um Konflikte zu lösen und Fragen zu klären. Dabei mussten jedoch stets 

innenpolitische Problematiken des Habsburgerreiches berücksichtigt werden. Die Position 

Österreichs war ein komplizierte zwischen vielen Sesseln sitzend. 

 

3. 2. Der Krimkrieg (1853-1856) – Analyse und Darstellung der militärischen 

Ereignisse 

Nachdem im letzten Kapitel auf die Akteure Europas und ihr Verhältnis zueinander vor dem 

Ausbruch des Krimkriegs eingegangen wurde, sollen in diesem Kapitel nun die 

militärhistorischen Begebenheiten im Krimkrieg erarbeitet werden, die maßgeblich für die 

Analyse im Kapitel 4 sind. Es steht die Ereignisgeschichte im Vordergrund219 und es soll ein 

Überblick gegeben werden, welcher der Orientierung im Hauptkapitel sowie der 

Kontextualisierung dient.  

Das Jahr 1853 markierte zunächst keinerlei große historische Zäsur, bis sich die orientalische 

Krise zwischen Russland und dem osmanischen Reich verschärfte. Wie oft in den 

Jahrhunderten zuvor und danach war das Heilige Land ein Ort für das Entstehen 

internationaler Unruhen. Die zahlreichen Christen, welche im osmanischen Reich lebten, 

hatten zwar Schutz nach dem islamischen Recht durch den Sultan garantiert bekommen,220 

jedoch suchten sie auch nach Sicherheitsgaranten in der westlichen Welt. Seit Jahrhunderten 

beanspruchte der russische Zar das Protektorat über die zahlenmäßig größte christliche 

Gruppe im osmanischen Reich, die orthodoxen Christen. Die Forderung belastete dabei stets 

die internationalen Beziehungen zwischen der Pforte und St. Petersburg.221 

Die Entfernung eines silbernen Sterns in der Geburtskirche in Bethlehem durch den Sultan 

1847 führte zu Protesten seitens der christlichen Gemeinden im Heiligen Land. Zwar wurde 

                                                             
219 Historische Kontroversen zum Konflikt an sich werden in diesem Kapitel vernachlässigt. Es es wird 
weitestgehend den Monographien von Winfried Baumgart und Orlando Figes gefolgt, jedoch werden die größten 
Kontroversen zum militärischen Konflikt in den Fußnoten kurz erwähnt. Debatten um die diplomatische 
Geschichte werden im vierten Kapitel ausführlich behandelt werden (vgl. Baumgart, War, S. 23-24 und Figes, 
Crimea, S. 154-156) 
220 Anstelle der Zakat mussten sie Kopfsteuer bezahlen, sie waren vom Militärdienst befreit und konnten 
teilweise in gemeindeinternen Angelegenheiten ihre eigene konfessionelle Rechtsprechung anwenden, wobei 
bei Streitfällen zwischen den Rechten die Scharia Vorrang hatte. Ein prominentes Beispiel für die legale 
Parallelexistenz sind die Eherechte der Konfessionen.  
221 Vgl. Figes, Crimea, S. 56-57. 
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durch den Sultan Abdülmecid I. der Stern bereits 1852 wieder ersetzt, jedoch wurde die 

anscheinende Bedrohungslage für die Sicherheit der Christen in Palästina durch den Zaren 

Nikolaus I. genutzt, sich selbst zum Protektor aller222 Christen im Heiligen Land auszurufen. 

Diese Einmischung in interne osmanische Angelegenheiten sahen die Türken als inakzeptabel 

an, dabei wurden Christen vom katholischen Frankreich und dem protestantischen 

Großbritannien unterstützt. Diesem scheinbar religiösen Konflikt223 lag jedoch ein weitaus 

tiefgreifender geopolitischer Disput zu Grunde. 

Die sogenannte orientalische Frage beschäftigt sich mit der weiteren Existenz des 

osmanischen Reiches. Der kranke Mann am Bosporus war allein gegen die Feinde an seinen 

Grenzen kaum in der Lage zu überleben, hinzu kamen innere Problematiken224 des 

Vielvölkerstaates. Vor allem Russland wollte seine Macht gegenüber dem alten Konkurrenten 

ausdehnen. Die Hauptziele waren dabei der Balkan mit seiner größtenteils slawischen und 

orthodoxen Bevölkerung, der Kaukasus und Zentralasien, vor allem aber die Meerenge des 

Bosporus.  Damit sollte der freie Handel ins Mittelmeer erschlossen werden225 und die eigene 

Wirtschaft gestärkt werden, der effizienteste Weg war dabei die, wenn auch unrealistisch 

erscheinende, Gesamtzerschlagung des osmanischen Reiches.226 

Dem entgegen stellten sich vor allem die Westmächte Großbritannien und Frankreich, welche 

beide die Türken als wichtige Handelspartner betrachten, vor allem London. Die Inselnation 

war einer der wichtigsten Importeure von Rohstoffen aus dem Osmanischen Reich, welche es 

als erste industrialisierte Nation der Welt benötigte.227 Außerdem stellte der Weg durch das 

                                                             
222 Dies war ein Schritt, welcher vor allem die Katholiken verärgerte. Diese sahen im französischen Kaiser 
Napoleon III. ihren primären Schutzherren. Er selbst sah sich ebenfalls in seiner Position durch den Zaren bedroht 
und es schürte Antipathien gegen Russland. Gleiches ist für Großbritannien zu sagen, welches zusammen mit 
Preußen Teile der protestantischen Glaubensgemeinschaften protegierte. Österreich enthielt sich dieser Frage, 
verwies aber auf bestehende Verträge zwischen dem osmanischen Reich und den anderen Staaten, welche den 
Status der Christen regelten. 
223 Da der Krieg scheinbar aus religiösen Gründen begann bezeichnete etwa Orlando Figes in seinem Buch Crimea 
– The last Crusade (2012) den Krieg als einen Kreuzzug. Eine kontroverse Behauptung, da dieser Konflikt zwar 
Anlass aber nicht Ursache des Konfliktes war. Hierbei ist relevant, dass sich nicht zwei religiöse Lager 
gegenüberstanden, sondern diese konfessionell gemischt waren, daher sehen die meisten Forscher die 
Orientalische Frage als Hauptgrund des Konfliktes, in der die Frage der Konfessionen einen Teil bildete, aber nicht 
den entscheidenden oder gar überlagernden Part darstellte.   
224 Dazu mehr im Kapitel 3.1.5. 
225 Hierbei zeigt sich das klassische Dilemma der russischen geopolitischen Lage: er metaphorisch als 
zugeschnürten Ärmel bezeichneten Situation, dass Russland nach den Meeren und somit Verbindungen nach 
Westen strebt welche für seine Wirtschaft, vor allem den Export von Agrargütern elementar ist. 
226 Vgl. Royle, Crimea, S. 52-56. 
227 Zu dieser Zeit setzte zwar bereits auch auf dem Kontinent und in Nordamerika die Industrialisierung ein, 
jedoch besaß Großbritannien immer noch einen Vorsprung von einhundert Jahren. Dabei war es auf den Import 
von Rohstoffen aus den Kolonien angewiesen, um dann seine günstige in Fabriken produzierten Produkte, vor 
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Osmanische Reiche eine kurze Verbindung nach Indien da, womit Waren auch aus dieser 

schon damals bedeutendsten Kolonie schneller ins Mutterland transportiert werden konnten, 

als auf dem langen Seeweg um das Kap Horn herum. Daher fürchtete man in London, dass 

russischer Einfluss in dieser Region oder gar die Zerschlagung des Bospurusreiches nicht nur 

die Handelswege, sondern am Ende die Herrschaft über die Kolonien228 auf dem indischen 

Subkontinent gefährden könnte und somit das Empire.229 Der Erhalt des osmanischen Reiches 

war daher für London keine rein ökonomische, sondern vor allem eine geopolitische Frage.230 

Frankreich sah in diesem Konflikt eine Chance, wieder aktiver und sogar führender Part im 

europäischen Mächtekonzert zu werden. Kaiser Napoleon III. betrachtete sich nicht nur als 

Schutzherr der katholischen Christen des Osmanischen Reiches und konnte daher die 

Forderungen des Zaren nach dem Protektorat für alle Christen im Heiligen Land nicht 

akzeptieren, sondern wollte vor allem seinen Einfluss in der Region ausbauen.231 Primär sah 

man in Frankreich die Möglichkeit, nun nicht mehr als gefährlichster Feind der Sicherheit und 

Ordnung in Europa angesehen zu werden, sondern sogar eher als Hüter der selben betrachtet 

zu werden, da man nun gegen die scheinbar neue Bedrohung aus dem Osten ins Feld zog.  

Napoleon III. wollte so seine noch junge monarchische Herrschaft232 außenpolitisch festigen 

und Verbündete finden, sowie durch den militärischen Siegesruhm seine Stellung in 

Frankreich manifestieren, wie es einst sein Onkel tat.233 

Daher waren sich die Seemächte einig, dass der Kranke Mann am Bosporus am Leben erhalten 

werden musste und daher Russland im Zaum gehalten werden sollte. Zuerst sollte dieses 

Vorhaben diplomatisch umzusetzen versucht werden, aber beide Staaten waren zum Krieg 

bereit. Der Zar versuchte jedoch vor ihnen dem Konzertgedanken234 entsprechend die Lage 

diplomatisch zu lösen. 

                                                             
allem Textilwaren, nach Europa exportieren zu können (vgl. Knowles, Lillian C. A.: ,,The industrial and commercial 
revolutions in Great Britain during the nineteenth century”, London 1941, S. 23-25). 
228 Indien ist zu der Zeit noch nicht nominell eine Kolonie und wird von der East India Tradeing Company verwaltet 
und steht somit nur indirekt unter britischer Herrschaft.  
229 Diese Befürchtungen waren durchaus übertrieben, jedoch wurden sie durch ein antirussisches Bild in der 
englischen Presse mehr geschürt. Mehr Details zum so genannten Great Game finden sich im Kapitel zu 
Großbritannien. 
230 Vgl. Figes, Crimea, S. 56-59. 
231 Vgl. Goutmann, Guerre, S. 67-70. 
232 Er war erst seit 1852 Kaiser und seit 1849 Präsident Frankreichs gewesen. 
233 Vgl. Arnold, Guy: „Historical Dictionary of the Crimean War”, Lanham-London 2002., 34. 
234 Vgl. dazu Kapitel 
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Nikolaus I. entsendete Ende Februar 1853 den Fürsten Menschikov als Sondergesandten nach 

Istanbul. Dieser forderte die Pforte auf, zwei Verträge zu unterzeichnen, welche nicht nur das 

Protektorat des Zaren über die Heiligen Stätten und deren Renovierung garantierte, sondern 

ihm zum offiziellen Schirmherr aller orthodoxen Christen im Reich des Sultans, immerhin ca. 

ein Drittel der Bevölkerung, erklärten. Damit hätte der Zar in allen innenpolitischen 

Angelegenheiten, welche die Christen betrafen, ein Mitspracherecht. Die Souveränität des 

Osmanischen Reiches wäre somit stark eingeschränkt gewesen. Der Unterstützung durch die 

Westmächte gewiss lehnte der Sultan im Juni 1853 die Forderungen ab.235  

Nun wollte Nikolaus I. seine Forderungen militärisch durchsetzen und marschierte am 26. Juni 

1853 mit 80.000 Mann in die zum osmanischen Reich236 gehörenden Donaufürstentümer 

Moldau und Walachei ein und besetzte diese. Die erste Phase des Krimkrieges hatte damit 

begonnen,237 jedoch kam es bei dem Einmarsch zu keinen Kampfhandlungen. 

Das Konzert der Mächte wollte weiterhin einen Konflikt verhindern, vor allem Österreich war 

daran gelegen und es versuchte zu vermitteln. Außenminister Buol-Schauenstein berief eine 

Botschafterkonferenz für den Herbst in Wien ein und Kaiser Franz Josef lud den Zaren für den 

September 1854 nach Olmütz zu persönlichen Gesprächen. In ihren Bestrebungen wurden sie 

von den Preußen unterstützt. Frankreich versuchte ebenfalls, eine diplomatische Lösung 

herbeizuführen, war aber zum Waffengang bereit, während Großbritannien vollends 

entschlossen war, ins Feld zu ziehen. Die Vermittlungsversuche scheiterten.238 Großbritannien 

ermutigt die Pforte Russland am 16. Oktober 1853, also erst drei Monate nach der Besetzung 

der Donaufürstentümer, den Krieg zu erklären. Bereits im November gingen diese in die 

Offensive und besiegten die Truppen des Zaren am 4. November in der Schlacht von 

Oltenița.239 De facto war damit der Feldzug der Russen gescheitert, da bereits fast zwei Drittel 

der Soldaten an Seuchen gestorben waren und man eine militärische Niederlage erlitten 

                                                             
235 Vgl. Figes, Crimea, 143. 
236 Diese Fürstentümer und ihre Zugehörigkeit waren komplexer Natur, nominell gehörten sie zum osmanischen 
Reich, doch übte der Zar schon seit 1841 ein Protektorat über diese Regionen aus. Die Details werden im Kapitel 
4 betrachtet werden. 
237 Dieser Zeitraum wird in der Forschung als türkisch-russischer Konflikt bezeichnet und vom Juni 1853 bis zur 
Kriegserklärung der Westmächte an Russland im März 1854 datiert (Curtiss, John S.: „Russia’s Crimean War“, 
Durham 1979, 65-66). 
238 Auf die Details dieses Zeitraums legt diese Arbeit ihren Schwerpunkt, da das Konzert als multilaterales 
Verhandlungskonstrukt hier versucht, den Frieden zu wahren und mittels Konferenzen versucht, den Konflikt 
friedlich beizulegen. Daher werden dieser Zeitraum sowie weitere folgende Konferenzen im nächsten Kapitel 
detailliert beschrieben und vor allem mittels der Quellen analysiert.  
239 Vgl. Trevor, Crimea, S. 134-135. 
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hatte. Jedoch gab man den Krieg nicht auf, beide Seiten wollten ihn weiterführen, erneut 

wurden diplomatische Versuche diskreditiert.240 

Da der Krieg zu Lande desaströs ins Stocken kam, versuchte Russland zur See militärisch 

erfolgreich zu sein, griff die türkische Flotte bei Sinope am 30. November 1853 an und 

vernichtete diese vor allem dank des Einsatzes einer neuen technologischen Erfindung,241 den 

Sprenggranaten.  

Auf die Vernichtung der Flotte folgte ein Aufschrei in Europa. In Frankreich und noch mehr in 

Großbritannien war durch die zahlreichen Zeitungsberichte nun die Öffentlichkeit242 der 

Meinung, dass Russland Einhalt geboten werden müsse. Nach erneuten gescheiterten 

Verhandlungen erklären die Westmächte am 26. und 27. März 1854 den Krieg und 

mobilisierten ihre Streitkräfte im April auf der Insel Gallipoli, um diese dann nach Warna in 

Bulgarien auszuschiffen.243 

Dort begannen die Russen zur selben Zeit eine neue Offensive, versuchten vergeblich die 

Festung Silistra einzunehmen und belagerten diese fast zwei Monate lang. Am 30. Mai 1854 

waren die britischen und französischen Truppen bei Warna im heutigen Bulgarien gelandet. 

Die Operation zog sich auf Grund logistischer Fehler in die Länge und Krankheiten breiteten 

                                                             
240 Vgl. Lambert, Andrew: „The Crimean War - British Grand Strategy against Russia, 1853-56,“ 2. Auflage, 
Farnham 2011, S. 187-189. 
241 Diese und viele weitere Erfindungen, wie der Einsatz von Minié-Gewehren durch die Alliierten, Nutzung von 
Eisenbahn, Dampfschiffen und Telegraphen sowie der Versorgung der Soldaten mit Konservendosen, sind der 
Grund, weshalb dieser Konflikt als ein erster modernisierter Krieg in der Forschung betrachtet wird. Dabei 
handelt es sich genauer um eine hybride Übergangsform. Die verwendeten Taktiken und auch die Uniformen 
stammen noch aus napoleonischen Zeiten, jedoch werden die Veränderungen auf dem Schlachtfeld durch 
höhere Verluste sichtbar. Vor allem die Telegraphen haben einen entscheidenden Einfluss auf die Wahrnehmung 
des Konfliktes und die Arbeit der Diplomaten (Crevelt, Martin van: „Technology and War“, New York 1989, S. 45-
47). 
242 Politisch war vor allem in London diese Entscheidung schon lange getroffen worden und eine Mehrheit der 
aktiven politischen Akteure sprach sich für den Waffengang aus. Auch kann gesagt werden, dass Teile der 
öffentlichen Meinung gerade im Kaiserreich Frankreich durch Zensur gesteuert wurden. Ferner ist zu betrachten, 
dass in beiden Ländern bereits in den Jahren davor eine allgemeine anti-russische Stimmung entstanden war und 
diese auch durch öffentliche freie Debatten in den noch jungen, aber steigenden Medien verstärkt wurde. Die 
Unterstützung durch die öffentliche Meinung wurde durch die politischen Akteure gesucht und war gerade in 
London, aber auch für Napoleon von Bedeutung als Garant innerer Stabilität und Absicherung der Außenpolitik 
(vgl. Strachan, Hew: ,,Soldiers, Strategy and Sebastopol” in: Harold E. Rough Jr. (Hg.): ,,The British Army 1815-
1914”, Aldershot-Burlington 2006, S. 420-412). 
243 Vgl. Royle, Crimea, 137-138. 



 

54 

sich in ihrem Feldlager aus.244 Dies führte dazu, dass die Westmächte nicht in die 

Kampfhandlungen eingreifen konnten und trotzdem hohe Verluste hinnehmen mussten.245 

Den Türken gelang es allerding die zaristischen Truppen aus eigener Kraft zurück zu drängen 

und die Stadt Silistra am 23. Juni zu entsetzen und am 22. August 1854 Bukarest wieder zu 

besetzen. Die Russen zogen sich ab Ende Juli aus den Donaufürstentümern hinter den 

Grenzfluss Pruth zurück, damit war der eigentliche Kriegsgrund durch die Intervention 

revidiert worden.246 Nachdem die Russen abgerückt waren, besetzten österreichische 

Truppen die Donaufürstentümer. Bis Oktober standen hier 300.000 Soldaten zwischen den 

Truppen des Zaren und denen des Sultans. Sie sollten dort bis fast ein Jahr nach Kriegsende, 

März 1857, bleiben, griffen aber in die Kampfhandlungen nicht ein.247  

Den Westmächten fehlte aber ein eigener Sieg. Da ein Krieg für sie somit nicht ehrenhaft 

beendet werden konnte und man die Chance sah, Russland weiter zu schwächen, wurde der 

Krieg fortgesetzt. Ein Verhandlungsfrieden wäre möglich gewesen, war aber vor allem seitens 

der Westmächte nicht gewünscht.248 

Die Streitmacht in Bulgarien segelte ab dem 7. September 1854 Richtung der Halbinsel Krim 

mit dem Ziel,249 diese und vor allem die Festung Sebastopol, welche auch der wichtigste 

russische Marinestützpunkt im Schwarzen Meer war, einzunehmen.250 Damit trat der Krieg in 

seine zweite Phase ein. Der Schauplatz der umfangreichsten Kampfhandlungen war schließlich 

namensgebend für den Krieg. 

Am 12. September erreichten die ersten alliierten Truppen nach nur fünf Tagen251 die Krim 

und landeten bis zum 19. September insgesamt 50.000 Soldaten an. Sie marschierten von der 

                                                             
244 Dieses Problem sollten die Alliierten dauerhaft während des Krieges haben, vor allem die Briten. Dabei wurden 
die Hinweise von Offizieren des Versorgungs- und Logistikcorps, welches zu jener Zeit auch medizinische 
Aufgaben übernahm, ignoriert, was mit zu den hohen Krankheitszahlen und Todesfällen beitrug. (vgl. 
Baumgartner, War, S. 146-147. 
245 Vgl. Figes., Crimea, S. 235. 
246 Vgl. Schroeder, Austria, S. 77-78. 
247 Vgl. Traeger, Consequences, S. 245-246. 
248 Vgl. Schroeder, Austria, S. 80. 
249 Neben dieser Operation gab es noch Unternehmungen in der Ostsee und im Kaukasus, welche hier 
vernachlässigt werden, da sie kaum Einfluss auf dem allgemeinen Kriegsverlauf sowie die Wiener Verhandlungen 
hatten. Wichtige Ereignisse werden jedoch bei Notwendigkeit genannt und kurz erläutert. 
250 Vgl. Figes, Crimea, S. 133. 
251 Die schnelle Überquerung war dank dem Einsatz neuer Dampfschiffe möglich. Jedoch galt dies nicht für alle 
Truppen, da viele mit teilweise gecharterten Segelschiffen transportiert werden mussten und von denen die 
Überfahrt länger dauerte, was die Anlandungen neben den taktischen Fehlern und logistischen Schwierigkeiten 
weiter verlangsamen sollte. (vgl. Doyle, War, S. 46). 
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Flotte gedeckt Richtung Süden nach Sebastopol. Am 20. September stellten sich ihnen die 

russischen Truppen am Fluss Alma entgegen. Diese erste direkte Feldschlacht aller beteiligten 

Kriegsparteien zeigte die große Dissonanz zwischen den Kriegsparteien auf.252 

Die Alliierten, vor allem die Briten, begingen mehrere taktische Fahler, wie etwa das Warten 

auf das Vorrücken gegen die auf einem Hügel hinter dem Fluss stehenden Russen in 

Reichweite ihrer Artillerie,253 doch konnten sie dieses Gefecht gewinnen, da sie mit modernen 

Gewehren ausgestattet waren. Diese Waffen mit gezogenen Läufen konnten sogenannte 

Minié-Geschosse abfeuern, welche dreimal so weit und genauer feuern konnten als die 

Glattlaufwaffen der russischen Streitkräfte.254 Allgemein wurden die zaristischen Truppen von 

besseren Offizieren geführt als die der Westmächte und waren ihnen zahlenmäßig überlegen. 

Jedoch besaßen diese die modernere Ausrüstung in Form von neueren Gewehren, Kanonen 

und Schiffen. Der Einfluss von neuer Technologie auf das Kampfgeschehen wurde bereits in 

den ersten Tagen des Krimfeldzuges deutlich. 

Ab dem 9. Oktober 1854 begannen die verbündeten Truppen mit der Umschließung und 

Belagerung der Seefestung. Die Hafeneinfahrt wurde durch die dort versenkte 

Schwarzmeerflotte blockiert, die alliierten Schiffe konnten somit weniger zur Eroberung der 

Stadt beitragen. Erneut begingen die Westmächte einen Fehler, da sie die Stadt nicht komplett 

umschlossen. Der Belagerungsring erstreckte sich nur südlich der Befestigungen, über den 

Fluss nördlich von Sebastopol konnte die  Festung weiter versorgt werden. Ein Aushungern 

der Stadt war nicht möglich, es galt daher sie zu stürmen.255 

Die sich nun südlich der Stadt eingrabenden Westmächte etablierten ihre Versorgungslinien, 

die Franzosen nutzten den Hafen Karmisch und die Briten den Hafen von Balaklava weiter 

südöstlich ihrer Positionen. Dabei begannen sie sogar, eine Eisbahnlinie zu errichten, die erste 

im Krieg genutzte Eisenbahn der Weltgeschichte.256 

                                                             
252 Vgl. Figes, Crimea, S. 143. 
253 Vgl. Strachan, Soldiers, S. 434. 
254 Vgl. Creveld, Technology, S. 56-57. 
255 Diese Entscheidung sollte dazu führen, dass sich die Kämpfe in die Länge zogen, vor allem dadurch bedingt, 
dass die Versorgungslage der Alliierten selbst schlecht war und sie hohe Verluste aufgrund von Krankheiten 
hinnehmen mussten, sowie dass sie die Stadt sturmreif schießen mussten, damit sie dann in verlustreichen 
Attacken genommen werden konnte (vgl. Baumgart, War, S. 204). 
256 Vgl. Trevor, Crimea, S.290. 
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Am 25. Oktober griffen russische Verbände, welche nicht in der Stadt eingeschlossen waren, 

sondern sich im Osten der Halbinsel aufhielten,257 die Stellungen nahe dem Hafen an. Erneut 

siegten die Briten dank moderner Waffen in einer chaotischen Schlacht, jedoch entkamen die 

Russen erneut.258 

Bereits am 5. November versuchten die Truppen des Zaren, welche durch Soldaten von der 

Donau verstärkt wurden, erneut den Belagerungsring zu sprengen. Die Schlacht bei Inkerman 

war wegen des dichten Nebels eine ebenfalls chaotische Schlacht, welche die Briten259 dank 

ihrer modernen Gewehre und schweren Kanonen sowie dem rechtzeitigen Eintreffen der 

Franzosen gewinnen konnten.260 Die Nachrichten von den Ausgängen dieser beiden 

Schlachten erreichte die Hauptstädte Europas261 dank einer Telegraphenleitung sehr schnell, 

auch die Diplomaten in Wien vernahmen die Resultate der Gefechte. Der Krieg hatte 

nachrichtentechnisch neue Dimensionen erreicht so auch die Berichterstattung über die 

Konflikte.262 

Danach sollten die Kämpfe abschwächen und es begann eine Belagerung, deren Stellungskrieg 

und deren Grabensysteme bereits denen im ersten Weltkrieg nahekamen.263 Im Winter 

ruhten traditionell alle Kampfhandlungen, da hier durch die klimatischen Bedingungen 

Schlachten nicht möglich waren. In ihren Winterlagern litten die Soldaten an zahlreichen 

Krankheiten, welche neben dem kalten Wetter auch der schlechten Versorgungslage 

geschuldet waren und die Opferzahlen steigen ließen.264 In dieser Zeit ohne größere Gefechte 

wurde die Diplomatie wieder wichtiger, um den Konflikt zu beenden oder um neue 

Verbündete zu suchen. 

                                                             
257 Hier zeigte sich ein erneuter taktischer Fehler der Alliierten, da sie diese Truppen nicht vernichteten, sondern 
sie immer wieder entkommen ließen. 
258 Vgl. Farmer, Alan: „The Experience of Warfare 1854-1929“ London 2010, S. 89-96. 
259 Die Tatsache, dass scheinbar nur die Briten angegriffen wurden, liegt darin begründet, dass diese die rechte 
Flanke im Osten der Stadt bemannten, welche die exponiertere war und somit leichter angegriffen werden 
konnten. Dieser Zustand sollte nach der Schlacht geändert werden, da die Franzosen nun die Flanken bemannten 
und die Briten das Zentrum (vgl. Trevor, Crimea 265-266). 
260 Vgl. Figes, Crimea, 346-348. 
261 So wurden bereits am Tag nach der Schlacht bei Inkerman im Parlament Debatten zu der Schlacht im britischen 
Unterhaus geführt. DIe Abgeordnete lobten den Einsatz der neuen Waffen und schmälerten die Leistung der  
Offiziere (vgl. Barnett, Correlli: ,,Britain and her Army -  A military, political and social history of the British Army 
1509-1970”, 2. Auflage, London 2000, S. 587-589). 
262 Vgl. Baumgart, War, S. 260. 
263 Vgl. Crevelt, Technology, S. 112. 
264 Vgl. Royle, Crimea, S. 413-415. 
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Im Frühjahr mussten zuerst die Reihen der Seemächte aufgefüllt werden, dies geschah mit 

Söldnern und dem Eintritt Sardinien-Piemonts auf Seiten der Alliierten in Krieg. Damit 

erreichten frische Truppen die Stadt und die Grabensysteme wurden ausgeweitet. 

Währenddessen verstarb Zar Nikolaus I. und sein Sohn Alexander II. folgte ihm auf den Thron. 

Er war offen für Verhandlungen aber auch willig weiter zu kämpfen.265 

Ab dem 9. April begannen besonders intensive Beschießungen der Befestigungen seitens der 

Briten, eine Barrage, die bis dahin unbekannte Mengen an Munition verbrauchte.266 Im Mai 

standen bereits 184.000 alliierte Soldaten auf der Krim, die Belagerung dauerte an und es 

erfolgten weitere Beschießungen.267 Die Verluste der nächsten Monate waren meistens nicht 

den Kampfhandlungen geschuldet, sondern vor allem den Krankheiten und hygienischen 

Verhältnissen im Lager.268 In dieser Zeit des militärischen Stillstandes wurden die 

Verhandlungen intensiviert, vor allem nach dem Scheitern militärischer Aktionen. 

Die Verhandlungen in Wien fanden mit der Eroberung der letzten Bastion von Sebastopol am 

8. September 1855 ein Ende. Nach dieser Niederlage zogen sich die Russen aus Sewastopol 

zurück. Nachdem die militärische Lage von einem Patt im Kaukasus bis zur Aussichtslosigkeit 

auf der Krim reichte, willigten die Russen im Frühjahr 1856 in einen Waffenstillstand und 

Friedensverhandlungen ein und es wurde am 30. März der Frieden von Paris unterzeichnet.  

 

3.3. Übersicht der Akteure und Konferenzteilnehmer269 

 

Österreich: 

Monarch:     Kaiser Franz Josef 

Regierungschef:    Innenminister Kübeck (nominall) 

Außen Minister:    Graf Buol-Schauenstein (de facto Regierungschef) 

Botschafter in London:  Fürst von Colloredo 

                                                             
265 Vgl. Arnold, Dictonary, S. 56. 
266 Vgl. Farmer, Experience, S. 135-136. 
267 Vgl. Conacher, J.B.: „Britain and the Crimea, 1855-56 - Problems of War and Peace“, London und New York 
1987, S. 198-199. 
268 Das Ausmaß der Krankheitstoten zeigt sich nicht nur an der Höhe der Opferzahlen oder ihrer Proportionalität 
an den Gesamtverlusten, sondern auch an den Zahlen der höheren Offiziere, welche Krankheiten erlagen. So 
starben insgesamt drei Oberkommandierende beider Armeen an Krankheiten, eine unnatürlich hohe Zahl, da 
diese meistens verschont blieben aufgrund ihrer besseren Versorgung (vgl. Figes, Crimea, S. 345). 
269 Diese Übersicht ist angelehnt an die von Paul W. Schroeders in seinem Buch: „Austria, Great Britain, and the 
Crimean war - the Destruction of the European Concert“ und durch die Daten in den Protokollen ergänz worden 
(vgl. Schroeder, Austria, S. 10). 
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Botschafter in Paris:    Graf Hübner 

Botschafter in Berlin:    Graf Esterhazy, ab 1855 Graf Thun  

Botschafter in St. Petersburg:  Graf Lebezelten, ab 1855 Graf Esterhazy  

Botschafter in Istanbul:  Fürst Bruck, ab 1853 Baron Prokesch, ab 1854 Graf 

Koller 

Gesandter in Frankfurt.  Baron Prokesch, ab 1853 Baron Reschberg 

Konferenzteilnehme:    Baron von Prokesch von Osten 

 

Frankreich: 

Monarch:    Kaiser Napoleon III.  

Regierungschef:   Der Kaiser  

Außenminister:    Drouyn de Lhyse, ab 1855 Walweski 

Konferenzteilnehmer:  Graf Bourqueny und ab 1855 auch Drouyn de Lhyse 

 

Großbritannien: 

Monarchin:    Königin Victoria 

Regierungschef:   Lord Palmerston, ab 1855 Lord Aberdeen 

Außenminister:   Lord Claredon 

Botschafter in Wien:   Lord Westmorland 

Konferenzteilnehmer:  Lord Russel und Westmorland 

 

Osmanisches Reich 

Monarch:     Sultan Abdülmecid I. 

Regierungschef:   Aali Pascha (Auch Außenminister) 

Konferenzteilnehmer:  Aarif Effendi und Aali Pascha 

 

Preußen 

Monarch:    König Friedrich Wilhelm IV. 

Regierungschef   Freiherr von Manteufel (auch Außenminister) 

Botschafter in Wien:   Graf Arnim 

Gesandter in Frankfurt:  Otto von Bismarck  

 

Russland 

Monarch:    Zar Nikolaus I., ab Februar 1855 Alexander II. 

Regierungschef:   Der Zar  

Außenminister:   Fürst Nesselrode 

Konferenzteilnehmer:  Baron Gorchakov und Titoff 

 

Sardinie-Piemont 

Monarch:    König Victor-Emanuelle II. 

Regierungschef:   Cavour (auch Außenminister) 
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4. Analyse der Wiener Konferenzen und Österreichs Wanken in der 

Neutralität in den fünf Phasen des Krimkriegs  

Da die nötigen Hintergrundinformationen gegeben wurden, sollen nun die diplomatischen 

Handlungen Österreichs auf den Botschafterkonferenzen zwischen 1853 und 1856 betrachtet 

werden. Damit kann gezeigt werden, wie eingeschränkt Österreich durch seine außen- sowie 

innenpolitischen Fragen in seinem Handeln im multilateralen Konzert der Mächte war. Zur 

Untersuchung wird der Konflikt in fünf Teile unterteilt: Zuerst wird die Zeit vor dem 

Ausbrechen der Kampfhandlungen, die sogenannte russisch-türkische Krise, mit dem 

Schwerpunkt auf Österreichs Bestrebungen einen Krieg zu vermeiden (März 1853 - Oktober 

1853). Darauf folgt der russisch-türkische Krieg, die Phase, in der das Konzert versucht den 

Konflikt mittels Konferenzen einzudämmen (Oktober 1853- März 1854). Als drittes wird die 

Zeit der Krimfeldzug mit Schwerpunkt auf der Briefdiplomatie liegen (April 1854 – Februar 

1855). Im vierten Unterkapitel werden der Stellungskrieg mit den Wiener Konferenzen unter 

Leitung Österreichs sowie des Wanken in der Neutralität (März – Juni 1855) und die letzten 

Kampfhandlungen sowie die letzten Verhandlungsversuche mit den Vorbereitungen einer 

Friedenskonferenz in Paris  (August 1855 bis März 1856) untersucht. Dieser letzte Abschnitt 

wird auch die Ergebnisse Pariser Friedenskonferenz mit einbeziehen, sodass die 

Konsequenzen des österreichischen Handelns analysieren werden können. Um einen 

besseren Überblick zu gewährleisten, findet sich im Anhang eine tabellarische Übersicht der 

Konferenzteilnehmer, welche nach Nationen gegliedert ist und angibt, ab wann sie an den 

Wiener Konferenzen teilnahmen. 270 

 

4.1. Die russisch-türkische Krise (März 1853 - Oktober 1853) 

Zar Nikolaus II sah sich in seiner Ehre beleidigt, da ihm der Sultan nicht die angestammten und 

vertraglich garantierten Rechte als Protektor über die orthodoxen Christen zugestanden 

hatte. Die Mission des Admirals Menschikov war damit Ende März 1853 gescheitert. Mit der 

Sendung eines Militärs anstelle eines Diplomaten beging die russische Regierung einen 

schweren Fehler, nicht nur waren die Erfolgschancen in den Gesprächen geringer, auch wurde 

                                                             
270 Siehe dazu Kapitel 3.3. 
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diese Entsendung von Europa als Zeichen missverstanden: Russland schien eher zum Krieg als 

zu einer diplomatischen Lösung bereit sein. Für letzteres wäre ein ausgebildeter Diplomat 

geeigneter gewesen als ein Admiral.271  

Diese diplomatische Schmach für das Zarenreich durch die Ablehnung sollte getilgt werden 

und die das Protektorat wieder zugestanden werden, andernfalls würde Russland die 

Donaufürstentümer Moldau und Walachei besetzen.272  

Die drohende Eskalation der orientalischen Krise ließ die Großmächte ihrer 

Konzertverpflichtung entsprechend aktiv werden. Österreichs Interesse lag vor allem in der 

Vermeidung eines Konflikts an seiner Grenze, in den es hineingezogen hätte werden 

können.273 Die Westmächte, vor allem Großbritannien, stellten sich mit einer Erklärung vom 

14. April 1853 hinter die Pforte.274 

Der Zar vertraute darauf, dass sich Österreich an den Vertrag von Münchengrätz (1833) halten 

würde, welcher die Aufteilung des Balkans unter den Mächten vorsah. Er hoffte ferner, dass 

seine Versprechungen vom Januar 1853 bezüglich Beistandes für den Fall eines Krieges auf 

dem Balkan von Wien erwidert würden, da nun Russland dort bald kämpfen würde.275 Es 

zeigte sich hier zum ersten Mal die schwierige Situation Wiens in diesem Konflikt und seine 

Lähmung durch verschiedene Verträge, Absprachen und Interessen.  

Österreich hätte durch die Heilige Allianz und den Vertrag von Münchengrätz Gründe für ein 

Bündnis mit Russland gehabt. Dieser möglichen Allianz stand eine Verbindung mit dem 

Westen, also mit Frankreich und Großbritannien, gegenüber, in welcher Wien die Interessen 

der Türkei unterstützt hätte. 

Die Abwägung dieser Entscheidung zeigt mehrere offene Fragen der Habsburgermonarchie. 

Eine Allianz mit Russland hätte zwar die Möglichkeit neuer Gebietsgewinne auf dem 

Westbalkan eröffnet,276 aber barg die Gefahr, dass die Westmächte Revolutionen in Italien 

                                                             
271 Vgl. FIges, Crimea, S. 107-108. 
272 Vgl. Schroeder, Austria, S. 64. 
273 Vgl. Trager, Consequences, S. 246. 
274 Vgl. Baumgartner, Crimean, S. 95. 
275 Vgl. Trager, Consequences, S. 244-245. 
276 Hier verzichtete Wien noch auf die Erweiterung seines Territoriums, eine Politik, welche sich 1898 ändern 
würde, als Bosnien und Herzegowina unter Österreichs Protektorat gelangen und schließlich 1908 annektiert 
wurden. Der Grund für die Nicht-Annexion 1853 lag 40 Jahre später nicht mehr vor, denn eine Allianz mit dem 
Westen schied aus, da man mit dem Deutschen Kaiserreich verbunden war und die innenpolitischen Fragen 
wurden wie die Ungarnfrage 1867 oder die Italienfrage ab 1871 geklärt. Die Bedrohung durch Revolutionen war 
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anfeuern und dort eine Front gegen Wien eröffneten, welche schwer zu verteidigen gewesen 

wäre,277 oder Aufstände der Polen und Ungarn unterstützen könnten. Zwar könnte sich der 

Kaiser darauf verlassen, dass der Gendarm Europas ihm erneut Truppen zur Niederschlagung 

senden würde,278 aber folglich würde die Abhängigkeit Österreichs gegenüber Russland weiter 

steigen. Der Verlust der Großmachstellung wäre eine Folge, wenn es Wien erneut nicht aus 

eigener Kraft gelingen würde, die innere Souveränität und politische Stabilität aufrechter 

zuhalten, wie dies zuvor geschehen war.279 

Der gegenteilige Entschluss, eine Verbindung mit dem Westen, würde zwar die Gefahr eines 

Aufstandes oder einer Front in Italien mindern, dadurch könnte aber der mächtige Nachbar 

und Langzeitverbündete Russland vertrieben oder im schlimmsten Fall gegen sich aufgebracht 

werden. Als Resultat könnte Russland Aufstände in Polen oder Ungarn anfachen. Aus Furcht 

vor jedem Verlust schlug Österreich hier zum ersten Mal einen Mittelweg ein und versuchte 

beide Seiten zufrieden zu stellen.  

Das Konzert der Mächte schritt auf Wiens initiative ein, um die Krise mittels 

Telegraphenverkehrs diplomatisch zu lösen. Hier wurden noch keine Konferenzen als Mittel 

der Diplomatie eingesetzt, da sie aufgrund der Technologie der Telegraphie für den Moment 

obsolet waren.280 Die Westmächte warnten Russland vor einer Besetzung der 

Donauprovinzen, Preußen verhielt sich neutral, hoffte aber auf eine friedliche Lösung. Berlin 

zeigte damit zweierlei: erstens, dass die Nichtintervention möglich war und zweitens, dass das 

Konzert zwar als multilaterales System aktiv werden konnte, jedoch ohne, dass alle Mitglieder 

sich beteiligten.281 In der Praxis der Vermittlung durch das Konzert wurde erwartet, dass sich 

die Großmächte stets äußerten. Dabei war eine Neutralitätserklärung eine Möglichkeit. 

Bereits vor der orientalischen Krise wurde dieses Verfahren in mehreren Krisen angewendet, 

es kann von Völkergewohnheitsrecht gesprochen werden.282 

                                                             
daher so abgeschwächt, dass Wien expandieren konnte. Diese beiden Episoden stellen im Vergleich einen 
anschaulichen Kontrast des Einflusses von innenpolitischen Fragen auf Erweiterungspolitik dar, welche weiter 
untersucht werden können. 
277 Vgl. Trager, Consequences, S. 247. 
278 Vgl. Unckel, Österreich, S. 25. 
279 Vgl. Trager, Consequences, S. 246. 
280 Vgl. Trager, Consequences, S. 48. 
281 Vgl. Schroeder, Austria, S. 46-47. 
282 Vgl. Schulz, Normen, S. 318-318. 
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Wien entschloss sich, einer Besetzung der Donaufürstentümer nur zuzustimmen, wenn die 

Osmanen eine solche akzeptierten.283 Hierzu muss gesagt werden, dass es die gängige Ansicht 

der Zeit war, dass Krieg erst mit der Verteidigung beginnt, so statuiert es etwa auch Carl von 

Clausewitz: „Der Krieg ist also ein Akt der Gewalt, um den Gegner zur Erfüllung unseres Willens 

zu zwingen.“284 Folglich benötigt es einen Gegenwillen, so muss eine Besetzung eines 

Territoriums nicht zu einem Krieg führen. Erst der Widerstand mit Waffen oder diplomatischer 

Protest als Form des eigenen Willens gegen den Aggressor führt zum Krieg. 

Folglich kann das Verhalten von Österreich als ein durchaus legitimes Abwarten betrachtet 

werden. Es bestand die Hoffnung, dass sich die Krise durch die streitenden Parteien selbst löst. 

So betrachtet es etwa auch der Historiker Schroeder285 und sah hier noch eine absolute 

neutrale Haltung Wiens, welche sich nur darin von Berlin unterschied, dass Wien mögliche 

Konsequenzen nannte.286 Die Androhung solcher Konsequenzen vermittelte jedoch eine 

Unentschlossenheit und widerlegt Schroeders These. Da Österreich einerseits bereit war 

Russland zu unterstützen, wenn die Osmanen zustimmen, aber gleichzeitig dem Westen Hilfe 

zusagten, wenn diese gegen die Okkupation wären. Es blieb aber die Hoffnung sich nicht 

entscheiden zu müssen, weil negative Konsequenzen einer jeden Entscheidung gefürchtet 

wurden.287 Österreichs Verhalten war also im internationalen System des Mächtekonzertes in 

einer außenpolitischen Frage wie im Jahr 1853 in Anbetracht der innenpolitischen Gefahren 

betrachtet legitim und nachvollziehbar, aber nicht absolut neutral. Seine Hoffnungen auf ein 

Ende der Krise blieben jedoch fruchtlos. 

Russland brach am 21. Mai 1853 alle diplomatischen Beziehungen zur Hohen Pforte ab, damit 

schien ein Krieg wahrscheinlicher. Nun war das Mächtekonzert umso wichtiger aufgrund 

seiner Funktion als Vermittler zwischen den Streitparteien, ohne deren Ehre zu beschädigen. 

Ein Abbruch der direkten diplomatischen Beziehungen und eine darauffolgende 

Wiederaufnahme könnten im In- sowie Ausland als Zeichen der Schwäche und somit 

                                                             
283 Vgl. Schroeder, Austria, S. 54-55. 
284 S. Clausewitz, Krieg, S. 265. 
285 Vgl. Schroeder, Austria, S. 59. 
286Der Politologe Trager widerspricht dabei Schroeder und sieht in der Haltung Österreichs eine erste Trennung 
von Russland und Orientierung nach Westen. (vgl. Trager, Consequences, S. 248). Hingegen folgen die Historiker 
Unckel, Wetzel und Trevor eher der Ansicht Schroeders. (vgl. Unckel, Österreich, S.106 & Wetzel, War, S. 88-89 
& vgl. Trevor, Crimea, S. 80-81). 
287 Vgl. Schroeder, Austria, S. 60-61. 
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unehrenhaft für die Monarchen und ihre Regierungen und Staaten empfunden werden. Wien 

bot sich daraufhin als Vermittler an und bekräftigte so seine neutrale Haltung. 

Dieses Handeln war nicht nur politischer, sondern auch geographischer Natur. Wien war per 

Telegraph direkt mit allen Hauptstädten des Konzertes verbunden, Istanbul war an dieses 

Netzwerk noch nicht angeschlossen. Wien hatte nicht nur besondere und etablierte 

Strukturen für die Kommunikation mit der Pforte,288 sondern war es von dort der kürzeste 

Weg für berittene Boten nach Istanbul. Diese stellten damals die beste nicht telegraphische 

Möglichkeit der Nachrichtenübermittlung dar. Wien lag auch für ein mögliches direktes 

Treffen von Abgesandten der beiden Nationen oder durch einen Mittelsmann289 mittig 

zwischen den verfeindeten Nationen. 

Zunächst kam es kaum zu Gesprächen zwischen St. Petersburg und Istanbul. Allerdings 

sprachen die Nationen gegenseitig wiederholt Warnungen aus, was passieren könnte, wenn 

Russland die Provinzen besetzte.290 Der Zar entschied sich gegen den Rat einiger Minister für 

den Waffengang und die Truppen wurden mobilisiert. 

Am 3. Juli 1853 überschritten 50.000 russische Soldaten den Pruth, den Grenzfluss der 

Donauprovinzen.291 Es kam bei der Besetzung zu keinen Kampfhandlungen, weil in den 

Donaufürstentümern keine Truppen stationiert waren, da es sich um semi-autonome 

Provinzen des Osmanischen Reiches handelte. Dieser Status wurde vom russischen Zaren 

garantiert, welcher de facto die Oberhoheit über die Region besaß, de jure war es jedoch Teil 

des osmanischen Reiches. Der Zar marschierte also in eine Region ein, dessen international 

anerkannter Schutzpatron er war. Diese komplizierte Situation der Machtverhältnisse 

erschwerte folglich die Belegung eines Völkerrechtsbruches. Der Zar vertraute darauf, dass 

Wien Russland entweder bei dieser Besetzung unterstützt oder sich neutral verhält. 

                                                             
288 Vgl. Kapitel 3.2.6. 
289 Hierbei ist gemeint, dass sich zwar beide Botschafter in derselben Stadt oder demselben Gebäude befinden, 
sie aber nicht direkt miteinander redeten. Stattdessen übermittelte ein Botschafter oder eine Gruppe von 
Botschaftern, meistens aus dem Gastland gestellt, Nachrichten an die verfeindeten Parteien. Somit waren 
ehrenhafte und trotzdem effiziente Verhandlungen möglich. Jedoch benötigte dies multilaterale Komponenten 
also ein anerkanntes Mittelland oder eine Konferenz, damit Beschlüsse versichert und umgesetzt werden 
konnten. Ferner konnten die Mittelsmänner selbst mediativ auf beide Parteien separat einwirken, ein weiterer 
Vorteil eines solchen multilateralen Systems.  
290 Vgl. Figes, Crimea, S. 189. 
291 Vgl. Figes, Crimea, S. 192. 
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Da das osmanische Reich Russland nicht den Krieg erklärt hatte, gab es laut eigener Erklärung 

des Kaisertums noch keinen Grund für ein militärisches Einschreiten. Völkerrechtlich war in 

jenem Moment die Besetzung der Fürstentümer sogar akzeptabel, da einerseits das 

osmanische Reich nicht interveniert und somit dem Grundsatz nemo iudex sine actore greift 

und folglich keine Völkerrechtsverletzung vorlag. Da ein Gewaltverbot nicht existierte, wie im 

heutigen Völkerrecht, lag hier nach damaligem Verständnis noch keine 

Völkerrechtsverletzung vor.292 Jedoch sahen die Westmächte und Russland, vor allem dessen 

Außenminister Nesselrode, die Notwendigkeit zu handeln, da nun die Gefahr eines offenen 

Krieges gestiegen war. Das Mächtekonzert griff ein und versuchte die Krise diplomatisch zu 

lösen. Der entscheidende Impuls kam dabei aus Wien.293 

Der Außenminister Buol lud Vertreter des Mächtekonzertes zu einer Konferenz nach Wien ein, 

welche am 24. Juli begann, daran nahmen die Botschafter Großbritanniens und Frankreichs 

teil. Sie fungierten als eine Vermittlerinstanz. Die Abgesandten Russlands und des 

Osmanischen Reiches in Wien sollten dann jeweils von den Konferenzteilnehmern über 

Lösungsvoraschläge informiert werden, zusätzlich wurde der preußische Abgesandte über die 

Geschehnisse informiert,294 nahm aber nicht direkt an den Verhandlungen teil.295 Es handelt 

sich um Vertreter, welche auch an späteren Konferenzen teilnehmen sollten. 

Mit dem Angebot einer Konferenz versuchte Österreich nun aktiver die Rolle eines Vermittlers 

einzunehmen und so seine eigene Stellung zu stärken. Dabei bediente es sich der 

Mechanismen des Konzertes, welches solche multilateralen Vermittlerkonferenzen schon oft 

abgehalten hatte, um Konflikte zu beenden wie etwa während der Belgienkrise 1829 oder in 

der Griechenlandfrage 1830. Vor allem hoffte Österreich so, keinen alten Verbündeten zu 

verlieren und mögliche neue nicht zu vertreiben sowie die Balance der Mächte auf dem 

Kontinent, welche durch ein Annektieren der Donaufürstentümer gefährdet wäre, zu 

bewahren. Das Prestige eines diplomatischen Erfolges wäre des Weiteren für den Dualismus 

                                                             
292 Vgl. Schulz, Normen, S. 331. 
293 Vgl. Schroeder, Austria, 68. 
294 Hier handelt es sich zwar nicht um ein Treffen aller Konzertmächte doch eines Großteils. Das Fehlen kann 
damit begründet werden, dass Russland eine Streitpartei ist und Preußen wenig Eigeninteresse hat der 
Informationsaustausch zeigt jedoch die Wichtigkeit und das Streben möglichst weiter multilateraler Basis bei 
solchen Konferenzen. 
295 Vgl. Schulz, Normen, S. 334. 
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mit Preußen im Deutschen Bund vorteilhaftgewesen. Wien kann hier als Friedens- und 

Sicherheitsgarant auftreten und damit die Mitteldeutschen Staaten näher an sich binden. 296 

Das Ergebnis der dreitägigen Konferenz ist die so genannte Wiener Note.297 Der wesentliche 

Inhalt kann wie folgt zusammengefasst werden: Der Status quo ante zwischen der Hohen 

Pforte und St. Petersburg sollte wiederhergestellt werden. Dies bedeutete die Räumung der 

durch die Russen besetzten Gebiete und die Wiederanerkennung des vertraglich gesicherten 

Protektorats des Zaren über die orthodoxen Christen, aber nicht aller Christen im 

Osmanischen Reich. Am 28. Juli wurde diese Note nach Russland telegraphiert und per 

berittenen Boten nach Istanbul geschickt.298 

Neben der Note vereinbaren die drei Konferenzteilnehmer, auf beide Seiten diplomatischen 

Druck auszuüben. Frankreich wollte die Pforte dazu überreden, die Note anzunehmen und 

hoffte, so den Konflikt zu beenden und seine Beziehungen zu Österreich zu verbessern.299 

Großbritannien sollte sich dem Inhalt der Note anschließen und für ihre Annahme in Istanbul 

werben, innoffiziell verfolgte es aber ein gegenteiliges Ziel: Krieg mit Russland.300 Wien sollte 

auf den Zaren einwirken und ihn dazu bringen, die besetzten Gebiete zu räumen. Die 

Okkupation war auch für die Österreicher beunruhigend, da diese nahe den eigenen Grenzen 

stattfand und man Russlands wachsenden Einfluss auf den Balkan fürchtete.301 Das gewählte 

Mittel war eine Drohung: Außenminister Buol mahnte, dass im Falle einer Ablehnung der Note 

durch Russland und einer Weigerung die Provinzen zu räumen Österreich zum Waffengang 

bereit wäre. Dieses Verhalten und diese Warnungen erschreckten den Zaren, da er glaubte, 

Österreich würde zumindest neutral bleiben.  

Hintergründig erklärt sich Buols Verhalten wie folgt: Dadurch, dass die Beziehungen zu 

Frankreich besser wurden und die Gefahr von Aufständen in Italien gedämpft war, sah er die 

Möglichkeit, Russland zu schwächen und somit zusätzlich Österreichs Situation im Osten zu 

stärken. Jedoch verkalkulierte er sich dabei, denn der Kaiser betrachteten die Lage anders. 

Napoleon III. suchte weniger eine Annährung an Wien als sein Außenminister. Zar Nikolaus II. 

betrachtete diese Drohung als Verrat und die Entfremdung der alten Verbündeten nahm 

                                                             
296 Vgl.  Doering-Manteufel. Kongres, S. 56. 
297 Vgl. Schroeder, Austria, S. 42-43. 
298 Vgl. Schroeder, Austria, S. 45. 
299 Der Gedankenführer hinter dieser Idee ist der französische Außenminister Drouyn de Lyhse. 
300 Vgl. Schulz, Normen, S. 354. 
301 Vgl. Traeger, Consequences, S. 251. 
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weiter zu und sein eigener Kaiserwollte keinen Waffengang gegen Russland und vermittelte 

dem Zaren dies, somit entschärfte er die Drohung.302 

Der Irrglaube einen neuen Verbündeten zu haben, führte zu interne Differenzen zwischen 

Kaiser und Außenminister und dies zu einer außenpolitischen Lähmung, da nun wieder 

Unsicherheit bestand, was das Habsburgerreich unternehmen würde, wenn Russland die Note 

ablehnen würde. Dieses Verhalten schadete also dem Vertrauen aller möglicher Partner, der 

einzige verbuchbarer Erfolg war es, dass man nun unverzichtbar für weitere Verhandlungen 

wurde und Grundlagen ausgearbeitet hatte, wobei man sich des multilateralen Systems 

bedient hatte. 

Durch die kaiserliche Entschärfung der Note empfand Russland die Vorschläge als zu seinen 

Gunsten gestellt, glaubte an den Beistand Wiens, nahm die Note folglich aus 

Siegesüberzeugung am 2. August 1853 an und telegraphierte dies nach Wien.303 Es schien als 

ob ein Krieg abgewendet wäre, vor allem für Österreich, jedoch erwartete man noch die 

Antwort aus Istanbul, welche zu dem Zeitpunkt noch nicht eingetroffen war. 

Die Pforte war zwar geneigt, diesen Vorschlag der Konferenz anzunehmen und Frankreich 

warb auch dafür, Großbritannien jedoch nicht. London empfahl die Ablehnung der Note, da 

sie diese als Sieg Russlands empfand und glaubte, St. Petersburg würde sie aggressiver 

interpretieren,304 ein Sieg des Zaren sollte vermieden werden. Daher wurde der Sultan durch 

die englischen Botschafter ermutigt, die Note abzulehnen und Änderungen zu fordern. 

Verschiedene Forscher, etwa Figes und Trevor, sahen in diesem Verhalten Großbritanniens, 

dass es den Krieg mit Russland forcieren wollte, um seine Vormacht zu erhalten und Russlands 

Macht einzudämmen. Im Wesentlichen folgt diese Arbeit aber der Linie Schroeders, welcher 

Großbritannien ein zu Beginn belligerentes Verhalten zuschreibt, jedoch kein absolutes. 

Bezüglich Frankreichs ist die Debatte ähnlich. Goutman bejaht Frankreichs und vor allem 

Napoleons Willen zum Krieg, während Figes am überzeugendsten dies relativiert und 

Schroeder vor allem durch Drouyn de Lyhse Auftreten Frankreichs Belligerenz verneint. Zu 

beobachten ist jedoch, dass beide Nationen ihr Verhalten ändern und mal eher zu 

Verhandlungen mal eher zum Krieg bereit sind, ihre Entschlossenheit und ihr Wille zum 

Waffengang sind aber faktisch weitaus größer als die Österreichs, was die Verhandlungen 

                                                             
302 Vgl. Schroeder, Austria, S. 48 & Trager, Consequences, S. 249. 
303 Vgl. Wetzel, War, S.76. 
304 Vgl. Wetzel, War, S. 80-81. 
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erschwerte und für diese Arbeit wichtig ist.305 Diese Ablehnung der Note durch den Sultan 

erreichte am 15. August 1853 Wien. 

Der Schritt überraschte vor allem Frankreich und Österreich, die jedoch erneut versuchten zu 

beschwichtigen. Der Sultan forderte, dass die älteren Verträge mit dem Zarenreich 

überarbeitet werden sollten, um somit die eigene Souveränität und eigene Position zu 

stärken. Österreich versuchte erneut zu vermitteln, dieses Mal jedoch durch den Kaiser. Dieser 

lud den Zaren nach Olmütz ein, der dort am 15. September 1853 eintrifft. Sein Außenminister 

blieb in Wien und führte mehrere Gespräche mit den Botschaftern der Kriegsparteien und 

Großmächte. Er selbst erfuhr spät von diesem Treffen, was die Uneinigkeit der beiden Ämter 

zeigt und das Vertrauen der anderen Akteure in die Handlungen Wiens schrumpfen ließ, denn 

,anders als erwartet, versuchte Franz Josef nicht sehr energisch, den Zaren zu Zugeständnissen 

zu bewegen und vor allem versicherte er seinen Beistand, da Russland die Wiener Note 

angenommen hatte.306  

Der Zar traf kurz darauf in Warschau auf seinen Schwager, den preußischen König Friedrich 

Wilhelm IV., dieser versichert, dass sich Preußen nicht in den Konflikt einmischen würde und 

bot sich als Vermittler an. Dabei ist der Versuch zu erkennen, Österreich die diplomatische 

Führungsposition in den Konferenzen abzunehmen und es somit im Deutschen Bund zu 

schwächen. Allerdings wurde dieser Versuch auf Wirken des preußischen Ministerpräsidenten 

Manteufels schnell fallen gelassen.307 Für Österreich wurde jedoch nun offensichtlicher, dass 

seine Bundesinteressen durch sein Verhalten bedroht sein könnten, was seine 

Handlungsfähigkeit weiter einschränkte. 

Für Russland schienen beide Treffen ein Erfolg, da es sich nun gestärkt für einen Waffengang 

fühlte, da man glaubte Preußen und Österreich würden es nicht behindert. Folglich stimmte 

der Zar marginalen Veränderungen der Wiener Note zu. Allerdings wollten sie nun die direkt 

mit der Pforte ohne das Konzert verhandeln, um somit nicht eingeschränkt zu sein.308 

Hier griff jedoch Buol ein und versuchte erneut über Telegraphie die Notenaustausche über 

Wien laufen zu lassen, also die Verhandlungen auf einem multilateralen Niveau zu halten, 

damit Wien Einfluss auf die Verhandlungen hätte. Es gelang ihm, vor allem, da die Osmanen 

                                                             
305 Vgl. Figes, Crimea, S. 120-121 & vgl. Trevor, Crimean, S. 74. & vgl. Goutma, Guerre, S. 134. 
306 Vgl.  Schroeder, Austria, S. 80. & vgl. Trager, Consequences, S. 252. 
307 Vgl. Schulz, Normen, S. 357. 
308 Vgl. Trager, Consequences, S. 256. 
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drauf bestanden.309 Buol stärkte damit erneut die Situation Österreichs, garantierte vor allem 

seinen persönlichen Einfluss auf die Gespräche und verbesserte seine Position gegenüber dem 

jungen Kaiser. Nach dem Treffen in Olmütz würde Kaiser Franz Josef weniger engagiert in den 

Prozess eingreifen. Nicht nur, da Buol ihn in seiner Einflussnahme beschränken wollte, 

sondern auch, weil er die nächsten Monate viel Aufmerksamkeit auf seine 

Hochzeitsvorbereitungen legen musste und sich daher weniger auf den Krimkrieg 

konzentrierte. Dadurch erhielt Buol mehr Spielraum.310 

Die weiteren Noten wurden jedoch von der Pforte abgelehnt und Russland weigerte sich, die 

Donaufürstentümer ohne Zugeständnisse der Pforte zu räumen. Die Verhandlungen dauerten 

an, allerdings wurden sie durch eine Erklärung aus Istanbul unterbrochen. Am 12. Oktober 

1853 erklärte der Sultan, dass die Besetzungen nicht toleriert würden und sich die beiden 

Länder von nun an im Krieg befanden.311 Vorausgegangen war dieser Erklärung der Druck 

Großbritanniens auf die Pforte, welches von Russland mehr Zugeständnisse forderte und den 

Türken seine militärische Unterstützung zusagte. Frankreich schloss sich dieser Erklärung 

weniger enthusiastisch an und warb gleichzeitig dafür weiterhin zu verhandeln.312 Der Sultan 

zog seine Truppen an den Grenzen der Donaufürstentümer zusammen, bereit, die Russen 

nicht weiter vordringen zu lassen und sie wieder hinter den Pruth zurück zu drängen. 

Es schien, als ob die Diplomaten gescheitert wären und nun die Waffen entscheiden sollten, 

doch blieben die Diplomaten, wie es auch Clausewitz statuierte, trotz des Waffengangs nicht 

schweigsam, vor allem nicht die österreichischen. Nun hieß es nicht mehr einen Konflikt zu 

vermeiden, sondern einen Krieg zu beenden. 

 

4.2. Der russisch-türkische Krieg (Oktober 1853 - März 1854) 

Die erste Bemühung von Buol war es, die Konferenzen und Treffen in Wien nicht abreißen zu 

lassen. Das Ziel solcher weitergehenden Verhandlungen auf multilateraler Ebene war die 

Ausweitung des Krieges in mehrerlei Hinsicht zu vermeiden. Zum einen sollten neben den 

bereits geschaffenen Fronten in den Donauprovinzen keine neuen entstehen, vor allem nicht 

                                                             
309 Vgl. Schroeder, Austria, S. 90 & vgl. Wetzel, War, S. 88-90. 
310 Vgl. Unckel, Österreich, S. 97. 
311 Vgl. Figes, Crimea, S. 127. 
312 Vgl. Goutman, Guerre, S. 124. 
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auf dem Westbalkan. Hier wären Österreichs Interessen bedroht gewesen, denn slawische 

Nationalstaaten könnten den Vielvölkerstaat Österreich destabilisieren sowie eine damit 

einhergehende Umklammerung durch Russland.313 Andererseits sollte der Kriegseintritt 

weiterer Akteure, vor allem Frankreich und Großbritannien, verhindert werden, da dies einen 

möglichen Friedensschließung erschwert hätte. Österreich und vor allem Buol wollten nicht in 

den Konflikt gezogen werden.314 

Österreich verkündete daher am 13. Oktober 1853315 seine Neutralität sowie die Reduzierung 

seines stehenden Heeres.316 Der Kaiser war gegen diesen Entschluss, welcher in einer 

Ministerkonferenz vom 9. Oktober gefällt wurde,317 da es die Absicherung gegen Revolutionen 

verringern würde, vor allem für den möglichen Fall, dass man doch in den Krieg gezogen würde 

und andere Staaten Revolutionen befeuern könnten. Doch die Minister, vor allem Buol, 

setzten sich gegen ihren jungen Kaiser durch.  Dabei wurde dieser vor allem von 

Finanzminister Baumgartner unterstützt, welcher aus finanziellen Gründen gegen den Krieg 

und für eine Reduzierung des Heeres warb. Die Staatsfinanzen waren zu dieser Zeit bereits in 

einer instabilen Lage und einen Krieg zu finanzieren wäre eine enorme, wenn nicht untragbare 

Belastung gewesen.318 Der Innenminister Kübeck, nominell Regierungschef, stimmte dem 

Kaiser zu und war die erste Person, welche die bewaffnete Neutralität als eine Option 

anbrachte, was gegen eine Heeresreduzierung sprechen würde, da hierbei genügend Truppen 

in Bereitschaft gehalten werden mussten. Buol lehnte dies nicht nur aus finanziellen Gründen 

ab, sondern argumentierte ferner damit, dass der Winter bald käme und damit militärische 

Aktionen unwahrscheinlich wären. Dies war eine schlüssige Argumentation,319die seine 

                                                             
313 Vgl. Wetzel, War, S. 134. 
314 Vgl. Unckel, Österreich, S. 139. 
315 Die Erklärung vor offiziellem Kriegsausbruch zeigt, dass sich die Minister in Wien bewusst waren, dass der 
Frieden nicht mehr sicherbar war und die Neutralität somit schon von vornhinein das primäre Ziel Wiens war. 
316 Vgl. Schroeder, Austria, S. 43. 
317 Protokoll Ministerratskonferenz, 13.10.1853. 
318 Vgl. Unckel, Österreich, S. 105. 
319 Im 19. und frühen 20. Jahrhundert wurden Kriege nur von Frühjahr bis Herbst geführt, meistens begannen 
Feldzüge, in Europa wie schon bei den Römern, im März und endeten im Oktober. Hintergrund dafür sind nicht 
nur die klimatischen Bedingungen, sondern auch die Versorgungsmöglichkeiten für die Soldaten und vor allem 
die Packtiere. Im Winter ist es schwieriger diese zu ernähren, da es nicht genug Gras gibt. Die Einführung der 
Konservendose erleichterte zwar die Versorgung der Soldaten, nicht aber die der Transporttiere. Technische 
Neuerungen wie die Eisenbahn, welche im Krimkrieg zum ersten Mal eingesetzt wurde, ermöglichten allerdings 
eine erleichterte Versorgung, die Einschränkungen der Kampfhandlungen aus logistischen Gründen blieb jedoch 
bis zum massiven Einsatz motorisierter Fahrzeuge im 20. Jahrhundert bestehen. Graf Buols Einschätzung ist von 
der Vergangenheit geprägt und die zeitgemäß korrekte Analyse, ihm war bewusst, dass vor allem der Winter mit 
wenig bis keine Kampfhandlungen die Zeit der Diplomaten ist und Telegraphen ihre Arbeit wetterunabhängig 
erleichtern (vgl. Crevelt, Technology, S. 87-88 & vgl. Schroeder, Austria, S.  .78 & vgl. Schulze, Normen, S. 314). 
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Kollegen überzeugte, sich für die Neutralität mit Heeresreduktion auszusprechen. Die 

Reduktion würde die Neutralität unterstreichen, da eine Nation, welche abrüstet, 

wahrscheinlich nicht ins Feld ziehen würde. Eine weitere Auswirkung der 

Neutralitätserklärung würde die Botschaft an die Akteure des Krimkriegs sein: Österreich 

würde von anderen Staaten als absolut neutral wahrgenommen, womit sich Wien nicht nur 

als Ort, sondern auch als Mediator in Verhandlungen anbieten konnte.320 Die schwierige 

Situation Österreichs erkannte selbst der Zar und notierte in einem Brief an seinen 

Außenminister Nesselrode: „It is difficult for Austria, it has a lot of worries regarding Italy and 

Hungary, only this can be an excuse [for its actions].”321 Hierbei wird dreierlei erkenntlich, 

erstens das Bewusstsein der österreichischen Schwachstellen im Ausland, was Staaten 

Möglichkeiten gab Druck auf Wien ausüben zu können. Zum anderen zeigt sich, wie 

eingeschränkt der Handlungsspielraum Österreichs war, weshalb man eine Neutralität in 

London, Paris, Berlin und vor allem St. Petersburg auf Dauer für unwahrscheinlich hielt, 

folglich versuchte man Wien auf seine Seite zu ziehen oder seine Schwäche zum eigenen 

Vorteil auszunutzen – etwa im Deutschen Bund. Drittens wurde erkenntlich, dass die Partner 

der Heiligen Allianz noch nicht komplett entzweit waren, da der Zar selbst hier noch eine 

Rechtfertigung für das Handeln seines alten Verbündeten suchte. Dies geschah natürlich auch 

aus Eigeninteresse. Nicht alle seine Kabinettsmitglieder betrachten die Situation der 

Beziehungen zu Österreich ähnlich positiv wie Nikolaus I., aber seine Position war die 

entscheidende.322 

Der österreichische Außenminister hatte sich durchgesetzt und trieb seine Politik voran. Diese 

war gekennzeichnet dadurch sich weiterhin diplomatisch aktiv zu werden, die Neutralität zu 

festigen und sich dabei den Westmächten anzunähern.323, 324 Er suchte vor allem Frankreichs 

Zusage für den Erhalt der italienischen Gebiete Österreichs mit der vertiefenden 

Unterstützung Großbritanniens. Diese Politik erzürnte Russland soweit, dass der Zar die 

Absetzung Buols forderte.325  

                                                             
320 Vgl. Schroeder, Austria, S. 89. & vgl. Doering-Manteufel, Kongress, S. 67. 
321 S. Schulz, Normen, S. 318. 
322 Vgl. Schulz, Normen, S. 325. 
323 Vgl. Trager, Consequences, S. 250. 
324 Schroeder und Unkel betrachten dies anders in ihren älteren Werken, sie glauben, dass Wien zu jenem 
Zeitpunkt weiterhin versucht primär Neutralität ohne Präferenzen anzustreben und erst später einen Wandel im 
kommenden Jahr vollzogen. Tragers Argumentation wirkt allerdings fundierter und ist die aktuellere. (Vgl. 
Schroeder, Austria, S. 106. & vgl.  Unckel, Österreich, S. 154). 
325 Vgl. Trager, Consequences, S. 251. 
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Die nächste Konferenzrunde im Oktober und Anfang November 1853 brachte wenig 

Fortschritt, auch die Kampfhandlungen ruhten, einzig zeigte sich, dass die Westmächte 

entschlossener zum Krieg waren als zuvor. Sie sendeten ihre gemeinsame Flotte in das 

Marmarer Meer und ankerten vor dem Bosporus in Einklang mit der Meerengenvereinbarung 

von 1841. Im Schwarzen Meer selbst und in Sichtweite der anglo-französischen Schiffe lag die 

osmanische Kriegsflotte bei Sinope vor Anker. Am 30. November wurde diese von der 

russischen Schwarzmeerflotte, dank technologischer Überlegenheit,326 vernichtet.327  

Diese Nachricht erreichte Wien binnen drei Tagen und brachte neue Dynamiken in die 

festgefahrenen Verhandlungen. Die Westmächte wollten nun in den Krieg eintreten. Vor 

allem für Großbritannien waren die Ereignisse eine Angelegenheit nationaler Ehre, denn die 

Öffentlichkeit der Inselnation zeigte ihren Unmut darüber, dass eine solche Vernichtung 

verbündeter Kräfte unter den Augen der Royal Navy geschehen konnte. Die mächtigste 

Kriegsflotte und Garant der Pax Britannica als Statist war für Whitehall,328 Westminster sowie 

die Briten329 nicht akzeptabel. Die öffentliche Meinung in Großbritannien sorgte für eine 

Verschärfung der Verhandlungen und die Zeichen standen auf Krieg.330 Bei Frankreich war es 

ähnlich, da auch Napoleon III. eine solche Schmach nicht akzeptieren konnte.331 Beide 

Nationen würden ihre Forderungen gegenüber Russland intensivieren. Dies hatte Folgen für 

Österreich. 

Nun würden die Westmächte eine Allianz mit Wien fordern, da Österreich aber nicht endgültig 

mit Russland brechen wollte, suchte es einen Mittelweg und vor allem eine völkerrechtlich 

akzeptable Begründung für den Waffengang. Die Vernichtung der Flotte konnte jedoch nicht 

unbeantwortet bleiben. So trafen sich die Großbritannien, Frankreich, Preußen und Österreich 

Botschafter in Wien. Sie erarbeitet bis zum 5. Dezember 1854 ein Protokoll, das so genannte 

Dezemberprotokoll,332 mit Forderungen an beide Seiten: Das Osmanische Reich möge die 

Bedingungen für Friedensverhandlungen nennen und sie an die Konferenz in Wien 

                                                             
326 Es handelte sich dabei vor allem um neuartige Sprenggranaten, welche explodieren sollten, nachdem sie die 
Schiffwand durchdrungen hatten. Ihr Effekt gegenüber Holzschiffen vor allem in dieser Schlacht war verheerend. 
Das Gefecht dauerte nur zwei Stunden und nur ein türkisches Schiff konnte sich retten (vgl. Figes, Crimea, S. 265) 
327 Vgl. Figes, Crimea, S. 167. 
328 In Whithall saß bereits damals die Admiralität der Royal Navy, daher ist hier das Marineoberkommando 
Großbritanniens gemeint. 
329 Hier ist vor allem das Bürgertum gemeint, welches in den Medien und durch einen öffentlichen Diskurs Druck 
auf die Regierung Aberdeen ausübten, gemeint.  
330 Vgl. Schroeder, Britain, S. 115. 
331 Vgl. Roux, Napoleon, S. 67. 
332 Dezemberprotokoll 1853. 
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übermitteln. Ferner legte die Konferenz und somit das Mächtekonzerts allgemeine 

Bedingungen für Friedensverhandlungen und zwingende Punkte für einen Friedensverschluss 

fest, wie die Einhaltung und Wiederinkraftsetzung der alten Verträge bezüglich der 

osmanischen Christen. Vor allem aber war die territoriale Integrität des osmanischen Reiches 

in seinen Grenzen des Frühjahrs 1853 wiederherzustellen. Letzteres sollte im Sinne des 

europäischen Mächtegleichgewichtes geschehen und durch das Mächtekonzert als garantiert 

werden. Die vier Unterzeichner des Protokolls boten sich weiterhin als Vermittler an, eine 

Sechserkonferenz sollte den Konflikt beenden und den Frieden danach garantieren.333 

Die allgemeinen Bedingungen richteten sich gegen Russland, denn sie bedeuteten den 

Rückzug der russischen Truppen und damit den Verlust des Einflusses auf das osmanische 

Reich, alle bisherigen Fortschritte würden revidiert werden. Der Historiker Unckel betrachtet 

Österreichs Unterzeichnung des Protokolls als einen Wendepunkt in dessen Politik, da die 

Entfremdung zu Russland nun endgültiger wird.334 Schroeder hält dem entgegen, dass es nur 

eine vermehrte Ausrichtung nach Westen war, aber kein Bruch mit Russland.335 Begründet 

wird dies durch das spätere Verhalten und in der Uneinigkeit zwischen Buol und dem Kaiser.336 

Außenminister Buol sprach sich für die Unterzeichnung des Protokolls aus, welches nicht etwa 

wie noch die Wiener Note von Österreich federführend erarbeitet worden war, sondern vom 

Westen. Buol sah darin eine Chance, dass die Türken einlenken würden, da sie die Wiener 

Note zuvor abgelehnt hatten und hoffte durch das gemeinsame Vorgehen sich dem Westen 

anzunähern.337 Er bat seinen Kaiser auf den Zaren einzuwirken, sodass dieser das Protokoll 

annehme. Dem Zaren sollte gezeigt werden, dass Österreich andere Allianzen schließen 

könne, also mit dem Westen und gegen Russland. Allerdings entscheidet sich der Kaiser für 

einen weitaus gemäßigteren Ton.338 Er versicherte Nikolaus I. schriftlich, dass man lediglich 

diplomatisch mit den Westmächten kooperieren würde und spricht dabei Buols Drohung nicht 

aus, sondern verspricht dem Zaren gegen „les prétention exagerées des allies du ouest“339 

vorzugehen, also die Unterstützung bei Verhandlungen mit den Seemächten gegen 

                                                             
333 Vgl. Unckel, Österreich, S. 98-99. 
334 Ebd. S. 100-101. 
335 Vgl. Schroeder, Austria, S. 124. 
336 Den Nachweis für die Uneinigkeit der beiden nennt sogar Unckel in seinem Werk und zitiert auch beide. (vgl. 
Unckel, Österreich S. 100). 
337 Vgl. Schroeder, Austria, S. 109. 
338 Vgl. Unckel, Österreich, S. 102. 
339 S. Brief Franz Josef an Nikolaus vom 14.10.1853.  
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übertriebene Forderungen. Das bedeutete diplomatische Kooperation zu Gunsten Russlands, 

das Gegenteil von dem, was Buol ankündigte.340 Begründet wurde das zu vorige anti-russische 

Handeln seitens Wiens unter anderem mit der Angst vor Revolutionen im Habsburgerreich, 

welche vor allem Paris befeuern könnte. Somit offenbart Franz Josef nicht nur Schwächen, 

sondern verdeutlichte sein Misstrauen gegenüber der neuen Verbündeten im Westen. 

Diese Episode der Verhandlungen zeigt nicht nur, dass multilaterale Gespräche und 

Verhandlungsergebnisse durch ein multilaterales System ermittelt werden können, sondern 

auch, dass sich innerhalb dieses Systems möglicher bilateraler Kanäle der Kommunikation 

bedient wird, um ihre Ziele umzusetzen. Folglich ist es essenziell, auch diese Kanäle bei 

Analysen multilateraler Gespräche vor allem durch Mediatoren zu untersuchen. Es zeigt 

jedoch auch, wie fatal es sein kann, wenn dieser zweite Kanal andere Ansichten vertritt als die 

multilateralen Gremien oder deren Forderungen nicht teilt.341 Folglich kann Österreich kaum 

als ein verlässlicher Partner betrachtet werden und wie es sich endgültig verhalten würde, war 

für keine der Seiten jetzt absehbar.  

Den Konferenzteilnehmern war bewusst, dass sie versuchen müssten, zu einer einheitlichen 

Linie zu gelangen, sie müssten sich entscheiden, ob sie dem Westen oder Russland folgen. 

Dem Kaiser und seinem Außenminister sind dabei die Vermeidung von Krieg und der Einsatz 

des Konzertes als Mittel der Konfliktlösung besonders von Bedeutung. Eine Antwort aus 

Russland kam zu Gunsten Buols, der Zar bot erneut Kooperation und Gebiete auf dem 

Westbalkan an, was Kaiser und Außenminister ablehnten. Als Reaktion entsendete Wien 

30.000 Soldaten zusätzlich an seine Ostgrenze. Damit ist der erste Schritt von einer reinen 

Neutralität zu einer bewaffneten hin unternommen.342 

Das Protokoll lehnte Russland jedoch ab, daraufhin lehnte auch Istanbul ab, das seine 

Annahme von der Zustimmung der Russen abhängig gemacht hatte. Über den Winter 

mobilisierten die beiden Konfliktparteien ihre Streitkräfte, dabei würde für die Festung Selistra 

das Hauptziel der Russen sein, während die Verhandlungen in Wien keine weiteren Ergebnisse 

brachten. Die Seemächte vor allem Großbritannien343 haben sich entschieden militärisch aktiv 
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zu werden. Die Schmach von Sinope sollte getilgt werden und man sah wenig Hoffnung oder 

Ehrenhaftigkeit den Zaren noch diplomatisch in die Schranken zu weisen.344  

Das Verhalten Österreichs bewegte die Westmächte ferner dazu zu glauben, dass Wien 

möglichst bald von seiner Neutralität abweichen würde, Buol knüpfte dies vor allem an die 

Bedingung an Russland endlich die Donaufürstentümer zu räumen. Der Kaiser versuchte 

weiterhin einen Waffengang zu vermeiden, aber in den frühen Monaten des Jahres 1853 hat 

Buol einen weiten Handlungsspielraum, da der Kaiser aufgrund seiner Hochzeit politisch 

inaktiv war.345 Die Nachrichten des 27. März 1853 überraschen jedoch auch den 

Außenminister Österreichs.  

Die Seemächte erklärten, dass sie der Hohen Pforte militärische beistehen würden, diese 

offizielle Erklärung wird der Botschafterkonferenz vorgelegt, das Protokoll von jenem Tag ist 

daher sehr kurz und enthält nur die Kenntnisnahme der Note durch die Teilnehmer. Mit der 

Kriegserklärung der Seemächte vom 9.  April 1854 befanden sich nun drei der fünf 

Großmächte im Krieg miteinander. Trotz der Verhandlungen war es nicht gelungen, den Krieg 

zu beenden oder die Eskalation zu verhindern. Vor allem Großbritannien hatte mit seinem 

Einwirken auf die Pforte und der Kriegsbereitschaft sowie Absprachen mit Frankreich für das 

Scheitern der Verhandlungen gesorgt. Das Konzert wurde somit von der zweiten Großmacht 

umgangen.346  

Die neuen Entwicklungen setzten die beiden deutschen Großmächte unter Druck, von ihnen 

wurde nun eine Reaktion erwartet, ob sie in den Krieg einträten oder neutral blieben. Nicht 

nur erwarteten die anderen Großmächte eine Antwort, auch das politische Gebilde in 

Zentraleuropa, von dem Preußen und Österreich ein Teil waren, drängte auf eine Antwort: der 

Deutsche Bund.347 

Für Österreich war die Lage daher noch einmal komplizierter geworden, zum einen war 

Russland erzürnt, der Westen nicht befriedigt und ohne Wien in den Krieg gezogen und zum 

                                                             
wiederhergestellt werden, auch wenn man de facto nicht selbst getroffen wurde. Russland sollte in seinem 
Drängen nach mehr Macht spätestens nun gestoppt werden. (vgl. Strachan, Boldiers, S. 420-421). 
344 Vgl. Schroeder, Austria, S. 85. 
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kaiserliche Trauungen sei.  
346 Vgl. Schroeder, Austria, S. 87. 
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anderen erwarteten die deutschen Partner, Berlin wie Frankfurt, Reaktionen, die nun unter 

Abwägung der drei Akteure vorsichtig gesetzt werden mussten. 

 

4.3. Der Krimfeldzug (April 1854 – Februar 1855) 

Neutralität war im 19. Jahrhundert ein gängiges Werkzeug der Diplomatie vor allem für 

Großmächte, Partner, die sich diesem anschlossen, erleichterten diese Vorgehensweise. Da 

sich bereits drei der vier Konzertmächte im Krieg befanden, wandte sich Wien an Preußen. 

Beide Nationen wollten an ihrer Neutralität festhalten und weiter am Frieden arbeiten, wie 

sie es am 9. April in der Konferenz erklärt hatten. Buol sowie der preußische Abgesandte 

Hübner führten im Zuge des Beginnes der Kriegserklärung der Seemächte an das Zarenreich 

weitere Gespräche.348 

Buol hoffte, in Preußen einen Verbündeten zu finden, da dessen Lage ähnlich schwierig wie 

die Österreichs war. Der preußische Ministerpräsident Manteufel lehnte ein Bündnis mit 

Russland strikt ab, trotz der familiären Bande des Königshauses. Der König349 selbst war 

ebenfalls nicht an einem Krieg allgemein interessiert, vor allem nicht gegen seinen Schwager, 

den Zaren.350  Zwar gab es territoriale Interessen, aber ein verlässlicher Nachbar, mit dem man 

gute Beziehungen unterhielt, war für Berlin von höherer Priorität, vor allem, da man durch 

den Wiener Kongress Gebiete am Rhein im Deutschen Bund erhalten hatte und dort seinen 

Einfluss ausweiten wollte.351 

Manteufel suchte eher ein Bündnis mit England, wie es traditionell oft bestanden hatte, 

allerdings war dieses unwahrscheinlich, da es ebenfalls ein Bündnis mit Frankreich bedeutet 

hätte. Dies war für Berlin nicht akzeptabel. Die antifranzösischen Kreise etwa um die 

Wochenblattpartei wehrten sich entschieden dagegen. Ein solches Bündnis hätte vor allem im 

Deutschen Bund, wo die Furcht vor dem neo-napoleonischen Frankreich noch stärker war als 

die vor Russland, die Stimmung zu Ungunsten Preußens kippen können. Gleichzeitig suchte 

                                                             
348 Vgl. Doering-Manteufel, Kongress, S. 245. 
349 Anders betrachtete es sein Bruder der spätere Wilhelm I., welcher akribisch die Truppenbewegungen der 
Russen verfolgte und die Armee auf mögliche Kampfhandlungen vorbereitete. Ein Briefwechsel zwischen ihm 
und seinem gekrönten Bruder zeigt ihre Uneinigkeit und vor allem den Unwillen des Monarchen Krieg führen zu 
wollen, vor allem nicht im Osten gegen den Partner der Heiligen Allianz. (vgl. Clark, Baumgart, War, S. 36-37). 
350 Vgl. Doering-Manteufel, Kongress, S. 325. 
351 Vgl. Schroeder, Austria, S. 129. 
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der Bund aber auch die Absicherung durch die Großmächte gegen eine Gefahr aus dem 

Osten.352 Preußen würde also höchst unwahrscheinlich in den Krieg auf irgendeiner Seite 

eintreten, da seine Interessen in der orientalischen Frage nicht betroffen waren und ein 

Eingreifen ebenfalls in einer politischen Frage große Nachteile bedeutet hätte. Eher wollte sich 

Berlin als Mediator zwischen den Seiten anbieten.353 

Diese Situation erkannt Buol und handelte initiativ. Er wollte eine gemeinsame 

Neutralitätserklärung von Wien und Berlin, einen festen Alliierten der Neutralität gewinnen. 

Jedoch wollte Buol ebenfalls einen Arm nach Westen ausstrecken und Russland sowie dem 

Deutschen Bund seine Bereitschaft zur Verteidigung der eigenen und deutschen Gebiete 

zeigen. Daher gelang es in nur elf Tagen, einen Vertrag über ein „Schutz und Trutz Bündnis“ 

zwischen Preußen und Österreich zu vereinbaren, welcher der Mächtekonferenz am 20. 

Aprilvorgelegt wurde.354 

Bereits im zweiten Absatz wird verkündetet, dass „keiner der beiden hohen kontrahierenden 

Teile während der Dauer dieses Bündnisses mit anderen Mächten eingehen wird, welche nicht 

mit den Grundsätzen dieses Vertrages in voller Übereinstimmung stehen würde.“ 355,356 Damit 

wurde diese Haltung Österreichs zum ersten Mal während des Krimkrieges offiziell auf 

internationalem Parkett erklärt, jedoch ließ sie Möglichkeiten für weiter Bündnisse offen. 

Die Art des Bündnisses zeigt auch, dass sich der Aspekt bewaffnet gegen Russland richtete, 

denn die Vereinbarung zum Verteidigungsfall im Punkt 2 des Vertrages besagen folgendes: 

Beide Nationen „garantieren sich gegenseitig den Besitz ihrer deutschen und außerdeutschen 

Ländern, so dass jeder auf das Ländergebiet des einen oder des Deutschen Bundes gerichtete 

Angriff, woher er auch kommen mag, auch von dem anderen als ein gegen das eigene Gebiet 

feindseliges Unternehmen angesehen wird.“357 Aus geographischen Gründen bedeutete dies, 

dass ein Angriff nur aus Russland kommen konnte, ein Angriff der Osmanen schien 

unwahrscheinlich. Auch die Erwähnung des Bundesgebietes zeugt vom Versuch des Aufbaus 

                                                             
352 Vgl. Figes, Crimea, S. 189. 
353 Vgl. Doering-Manteufel, Kongress, S. 325. 
354 Vgl. Schulz, Normen, S. 318-319. 
355 S. Schutz- und Trutz Vertrag vom 20. April 1854. 
356 Der Vertrag ist auf Deutsch und Französisch geschrieben, in dieser Arbeit werden aber zugunsten der 
Lesbarkeit die direkten Zitate nur auf Deutsch wiedergegeben. 
357 S. Schutz und Trutz Vertrag vom 20. April 1854. 
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der Hegemonialstellung beider Großmächte und vom Werben um den Bund durch 

Sicherheitsgarantien. 

Da Angriffe von den Westmächten oder der Pforte nicht erwähnt wurden, sollte dieser Vertrag 

der Abschreckung Russlands dienen. Der Zar musste zwar keinen Angriff fürchten, sollte aber 

auch auf kein Bündnis hoffen und es wurde die Bereitschaft bekundet, sich gemeinsam gegen 

einen Angriff aus dem Osten zu wehren. Österreichs Entfremdung zu Russland hatte eine 

nächste Stufe erreicht. Der Kaiser stimmte dieser Vereinbarung auf Druck seines Kabinettes 

hin zu, Buol nutzte dabei dessen Abwesenheit wegen dessen Hochzeit.358 

Die Erklärung der bewaffneten Neutralität im Rahmen dieses Vertrages betrachtete Buol als 

einen Erfolg, dies kann in mehreren Ebenen aufgeschlüsselt werden.359 Zum einen konnte es 

vermieden werden, dass Österreich in den Krieg hineingezogen würde. Es konnte ferner eine 

andere neutrale Großmacht als Partner gewonnen werden und somit die Position für 

kommende Verhandlungen im Konzert der Mächte gestärkt werden, da nun eine weitere 

Nation mediativ in Kooperation auftreten konnte. Die Westmächte zeigten sich über den 

Vertrag erfreut, da ein Bündnis zwischen Wien oder Berlin und St. Petersburg nun 

ausgeschlossen war und somit Russland keine Möglichkeit auf Verbündete hatte, welche die 

militärische Lage der Seemächte erschwert hätten.360 Vor allem Großbritannien hoffte, dass 

diese Erklärung nur ein weiterer Schritt zu Kriegseintritt Österreich – oder, wenn auch weniger 

wahrscheinlich, Preußens – sei und dass London Wien zu diesem finalen Schritt hin zum Krieg 

bewegen könnte.361 Die Verbindung nach Westen war somit gestärkt und genügend Anreiz für 

weitere Verhandlungen und Konferenzen im multilateralen System des Mächtekonzertes 

waren gegeben, da Buol hoffte, Russland würde nach Frieden streben und dies mit dem 

Konzert, Wiens eigener Einfluss auf solche Gespräche war gesichert.  

Die wohlwollende Haltung der Seemächte war gewonnen, was sie auch durch den britischen 

Vertreter Russel im Protokoll des 23. April 1854 erklären: „ Avec plesier nous avons recevoir 

des message sur la nouvelle alliance entre la Prusse et de L’Autriche et expressions que cet 

                                                             
358 Vgl. Trager, Consequences, S. 251. 
359 S. Buol an Hübner 14.3.1854. 
360 Vor allem für Frankreich war die Partizipation Preußens in dieser Erklärung eine positive Nachricht, die Gefahr, 
dass Berlin eine zweite Front am Rhein eröffnen und somit direkt französisches Gebiet bedrohen könnte, war 
somit ausgeschlossen, was die Möglichkeit bot, mehr Truppen zu den Osmanen zu senden. 
361 Vgl.  Schroeder, Austria, S. 114. 
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coalition peut etre une chance pour le paix.“362 Damit zeigt sich, dass die Verträge im Interesse 

des Konzertes ausgehandelt wurden, damit seine Ziele und Grundsätze, vor allem die des 

Dezemberprotokolls, umgesetzt werden können. Dabei wurde der Zar als Bedrohung 

verstanden, welche eingedämmt werden soll.363 

Mit dem Bündnis und der positiven Resonanz der Westmächte darauf war die Gefahr von 

Revolutionen in Norditalien oder anderen Gebieten wie den polnischen gebannt. Sollte 

Russland jedoch Aufstände in Galizien, dem Balkan oder Ungarn befeuern, könnte Wien 

Truppen in die jeweiligen Regionen entsenden, da andere Areale durch den Bund mit dem 

Westen vor Revolutionen geschützt.364 Die Möglichkeit, dass Russland den Rebellen direkt 

militärisch zu Hilfe eilen könnte durch einen Einmarsch, wurde dadurch unwahrscheinlich, da 

dank des Bündnisses Preußen automatisch Österreich helfen würde. Innenpolitische Problem, 

welcher Einfluss auf die Außenpolitik haben könnten, wurden somit gemindert.  

Im Deutschen Bund wurde der Vertrag sehr wohlwollend aufgenommen und stärkte 

Österreichs Stellung. Die Erwähnung des Deutschen Bundes als mögliches Angriffsziel und 

somit Verteidigungsareal des Vertrags war ein Zugeständnis an das Sicherheitsbedürfnis der 

Mitteldeutschen Staaten, welche sich ebenfalls von Russland bedroht fühlten. Da Wien diesen 

Vertrag mit Preußen initiiert hatte und nicht umgekehrt, schwang das Pendel der Gunst eher 

nach Österreich als nach Preußen, da nun Wien als erster Verteidiger und somit Hegemon des 

Bundes auftrat und nicht Berlin.365 Daher würde Buol weiterhin versuchen, dass sich andere 

Deutsche Staaten und der Bund selbst dieser Allianz unter österreichischer Führung366 

anschließen. Die Deutsche Frage konnte somit fürs erste vorteilhaft für Wien gelöst werden, 

indem man dem Sicherheitswunsch des Bundes durch dieses Defensivbündnis entgegenkam 

und dabei den Hauptkonkurrenten Preußen mit auf seine Seite zog. Nicht nur die Stellung im 

Konzert wurde dadurch gestärkt, sondern auch die Stellung im Deutschen Bund, da man 

Preußen schwächte, welches nun als passiver Teilnehmer und nicht als aktive Führungsmacht 

auftrat. Der Doppeleffekt der Verbindung mit Preußen, eigene Stärkung bei Schwächung des 

                                                             
362 S. Protokoll vom 23. April 1854. 
363 Vgl. Schulz, Normen, S. 323. 
364 S. Protokoll vom 23. April 1854. 
365 Vgl.  Müller, Bund, S.98-99. 
366 Diesen Anspruch erhob Österreich dadurch, dass sie die Initiatoren des Vertrages waren und als Großmacht 
im Bund dies auch garantieren konnten. Das Eröffnen der Vertragsverhandlungen untermauerte den 
Führungsanspruch und im Vertrag wurde nichts Gegenteiliges festgeschrieben, damit kann gesagt werden, dass 
Österreich dieses Bündnis führte und im casus belli auch die Truppen - ein klares Zeichen der Vormacht nach 
Frankfurt und nach Berlin. (vgl. Schroeder, Austria, S. 136 & Müller, Bund, S. 101). 
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Gegners, ist erkennbar, vor allem war man sich bewusst, dass die Ablehnung des Bündnisses 

Berlins Position im Bund noch mehr geschwächt hätte als die Annahme.367  

Der Vertrag war folglich nicht nur eine Erklärung der bewaffneten Neutralität zur Vermeidung 

eines Krieges, sondern ein mehrschichtiges Konstrukt zur außen- und bundespolitischen 

Stabilisierung Österreichs. Er war eine Annäherung an den Westen. Dabei wurde auch die 

Absicherung gegen mögliche Aufstände verschiedener Ethnien des Habsburgerreiche 

berücksichtigt. Ferner erklärten beide deutschen Großmächte sich weiterhin für 

Verhandlungen zur Friedensschaffung einzusetzen. Somit sicherte man sich Einfluss auf die 

Gestaltung eines möglichen Friedens. 

Russland jedoch war trotz der Kriegserklärungen der Seemächte und des Defensivbündnisses 

der deutschen Mächte weiterhin entschlossen, den Krieg militärisch zu gewinnen und 

marschierte weiter Richtung Süden auf die Festung Silistra, während die Westmächte ihre 

Truppen mobilisierten und Richtung Balkan ausschifften. Die Verhandlungen in Wien ebbten 

somit ab, bis sie mit der Sitzung am 23. April 1854 endgültig zum Erliegen kamen. Zwar 

versprachen die Teilnehmer, weiterhin diplomatisch für den Frieden zu arbeiten,368 jedoch 

misslang es Buol, dass sie der Konferenzen fortgesetzten und die Erfolge des Aprilbündnisses 

wurden somit in einem ersten Schritt marginalisiert.369  

Mit dem vorläufigen Ende der Wiener Verhandlungen suchten alle Akteure neue Wege der 

Einflussnahme. Die diplomatischen Fragen waren damit nicht gelöst und die bewaffnete 

Neutralität Wiens war nicht stabil. 

 

4.4. Verhandlungen ohne Konferenzen und Krieg auf der Krim (Juni 1854 – 

Februar 1855) 

Die Westmächte drängten weiterhin auf einen Kriegseintritt Österreichs gegen Russland, vor 

allem mit den zunehmenden Angriffen der Russen auf dem Balkan. Die Botschafter der 

Seemächte in Wien, Russel für Großbritannien und Bourqueney für Frankreich, trafen sich 

                                                             
367 Vgl. Schulz, Normen, S. 331. 
368 Vgl. Protokoll vom 23. Mai 1854. 
369 Vgl. Schulz, Normen, S. 334. 
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immer wieder mit Buol und fordern diesen zum Handeln auf, die Erfolge des Aprils drohen 

verloren zu gehen.370 

Den letzten Protokollen der Konferenz folgten nun aggressivere Töne der Westmächte an 

Russland, was eine weitere Handreichung nach Westen bedeutete. Am 3. Juni 1854 sendete 

Wien ein Ultimatum nach St. Petersburg, dabei wurde zur Räumung der Donaufürstentümer 

aufgerufen, andernfalls würde Österreich auf der Seite der Westmächte in den Krieg gegen 

Russland eintreten.371 

St. Petersburg fühlt sich von dem Telegramm wenig bedroht, da man nach dem 

Defensivbündnis mit Preußen, den Bruch bereits als gegeben ansah.372 Am 14. Juni folgte ein 

Vertrag der Habsburgermonarchie mit der Hohen Pforte, welche es den kaiserlichen Truppen 

erlaubte, das Gebiet des Osmanischen Reiches zu betreten, die Russen in den 

Donaufürstentümern zu bekämpfen und die Region vorerst zu besetzen.373 Dieses 

völkerrechtliche Abkommen zeigt nicht nur erneut die anti-russische Tendenz Wiens, sondern 

ebenfalls die Bemühung Österreichs dem Völkerrecht der Zeit und somit den Regeln des 

Konzertes entsprechend zu handeln. Die Einwilligung des Sultans folgte sofort, damit war ein 

für Österreich legitime Rahmen zum Einmarsch gegeben und die Verbindung zum Westen 

enger geworden. Obwohl kein direktes Bündnis mit den anderen Großmächten bestand, war 

de facto eine Allianz geboren, welche im Widerspruch zur bewaffneten Neutralität des 

Aprilbündnisses und der Herbsterklärung 1853 stand. 

Gegen die Erwartungen vor allem der Westmächte kam Russland der Forderung zur Räumung 

der Donaufürstentümer nach. Am 10. Juli war die Belagerung der osmanischen Festung Silistra 

abgebrochen worden, da die Türken mit einem Ersatzheer eintrafen, von da an befand sich 

die russische Armee auf dem Rückzug aus den Donauprovinzen.374 Am 29. Juli überquerten 

dabei die letzten Truppen des Zaren den Pruth und beendeten so die Okkupation von Moldau 

und der Walachei, einer der wichtigsten Kriegsgründe war daher revidiert worden und somit 

theoretisch der Weg für neue Verhandlungen frei.375 

                                                             
370 Vgl. Schroeder, Austria, S. 142. 
371 Vgl. Unckel, Österreich, S. 147. 
372 Vgl. Doering-Manteufe, Kongress, S. 244-245. 
373 Vgl. Trager, Consequences, S. 259. 
374 Vgl. Figes, Crimea, S. 154-155. 
375 Vgl. Schroeder, Austria, S. 57. 
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Dieses Mal jedoch sollte es zu keinen Konferenzen kommen, da die Seemächte beschlossen, 

den Krieg fortzusetzen, in welchem sie selbst noch nicht aktiv waren. Vor allem 

Großbritannien sah nun die Chance, seine konkurrierende Supermacht zu schwächen und vor 

allem dessen Vormacht im Schwarzen Meer zu brechen. Folglich wurde der Krieg auf die Krim 

verlagert, um den wichtigsten Flottenstützpunk Russlands, Sebastopol, einzunehmen.376 

Ferner war es für Großbritannien eine Frage der nationalen und militärischen Ehre, den Krieg 

mit siegreichen Schlachten zu beenden, was auch die Öffentlichkeit auf der Insel und die 

Generalität forderte.377   

Frankreich vertrat eine ähnliche Haltung, da Napoleon III. wie einst sein Onkel seine Herrschaft 

stark auf militärischen Ruhm durch Siege aufzubauen versuchte, um wieder ein stärkerer und 

führender Akteur im Konzert der Mächte zu werden. Folglich war Paris mit dem Vorgehen der 

Briten einverstanden und die Westmächte schifften sich im September 1854 in Richtung Krim 

ein.378 Beide waren zu diesem Zeitpunkt nicht bereit, ohne einen militärischen Erfolg ihre 

diplomatischen Bemühungen gegenüber Russland wieder aufzunehmen. Auf Wien übten sie 

weiter Druck aus.379 

Österreich war nun erneut in einer misslichen Lage, da der Zar erneut den Forderungen aus 

Wien nachgegeben hatte, zuerst der Wiener Note, dann dem Dezemberprotokoll und 

schlussendlich der Forderung zur Räumung der Donaufürstentümer. Die Historiker Figes und 

Trevor behaupten dabei, dass sie im Verhalten Nikolaus II. einen – wenn auch gescheiterten –  

Versuch sehen, den Kriegseintritt Österreichs zu verhindern und die Heilige Allianz auch aus 

seinem Interesse heraus aufrecht zu erhalten, also Wien weiterhin durch diplomatische 

Eingeständnisse als Verbündeten an sich zu binden. Doering-Manteufel und Schroeder halten 

dem entgegen, dass die Entscheidung vor allem militärische Gründe hatte, da die russischen 

Truppen nach der Niederlage vor Silistra sowie durch Typhus zu stark geschwächt waren, um 

die besetzten Gebiete weiterhin zu besetzen. Ferner war die Bevölkerung der Donauprovinzen 

den Russen zwar freundlich gesinnt und leistete keinen Wiederstand, doch waren sie auch 

                                                             
376 Vgl. Figes, Crimea, S. 162. 
377 Vor allem die Zeitungen forderten ein energisches Vorgehen gegen Russland, da der Rückzug als ein Zeichen 
der Schwäche gesehen wurde. Auch sollten die Truppen, welche nun soweit ausgeschifft worden waren, genutzt 
werden und nicht, ohne eine Schlacht geschlagen zu haben, zurückkehren. Westminister und vor allem die 
Regierung Aberdeen folgten diesem Diktum und der Krieg wurde ohne weitere Verhandlungen fortgesetzt (vgl. 
Barnet, Britain, S. 348-349). 
378 Vgl.  Figes, Crimea, S. 186. 
379 Vgl. Doering-Manteufel, Konzert, S. 251. 
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nicht bereit, für den Zaren oder für ihre eigene Unabhängigkeit oder die anderen Slawen auf 

dem Balkan gegen die Osmanen zu kämpfen. Nesselrodes Prophezeiung der 50.000 neuen 

Soldaten erwies sich als falsch, wie auch seine Einschätzung über die Vorgehensweise Wiens. 

Daher war der Rückzug militärisch notwendig und kein diplomatisches Entgegenkommen.380 

Dieser These wird in dieser Arbeit auch gefolgt, jedoch bleibt offensichtlich, dass somit 

Österreich erneut ein Kriegsgrund fehlte und somit die Lage Wiens im Streit um seine Haltung 

im Konflikt erneut entfacht wurde und schwieriger denn je war.381 Nun war theoretisch erneut 

die Möglichkeit gegeben, um zur Konferenzdiplomatie zurückzukehren, wie es Teile des 

Kabinettes,382 vor allem der Baron von Osten, sowie der Monarch selbst fordern. Der 

Außenminister, der solche Konferenzen initiiert hatte und dies nun wieder sollte, verfolgt 

jedoch andere Pläne. 

Buol wollte seinen pro-westlichen Kurs fortsetzen und setzte sich mit der Entscheidung durch 

die Donaufürstentümer zu besetzen. Diese Besetzung war durch den Vertrag mit den 

Osmanen aus dem Juni 1855 erlaubt worden. Den abrückenden Russen folgten ab August 

1855 österreichische Truppen nach.383 Völkerrechtlich war dieses Vorgehen vertretbar, dies 

war in den ersten zwei Punkten des Juni-Abkommens mit den Osmane geregelt: Durchmarsch 

durch osmanisches Gebiet sowie die Bekämpfung der Russen waren durch dessen Rückzug 

entfallen, folglich blieb nur die erlaubte Okkupation über. Die Westmächte nahmen dieses 

Vorgehen zwar positiv auf, aber sie verlangten erneut den aktiven Eintritt in den Krieg, wie 

der österreichische Botschafter in London Colloredo in einer Depesche vom 19. August 1855 

an Buol berichtet: „En réalité on n’est pas très content ici de l’évacuation des Principautés 

Danubiens. On aurait préféré que les troupes Impériales (de l’Autriche) fussent Russe par la 

force. Cela nous aurait engagés définitivement avec les Puissances occidentales et nous aurait 

donné une grande part, selon toute probabilité la plus grande part, à la guerre, ce qu’on désire 

avec passion. […] Lord Clarendon (Ministre des Affaires étranges de la Grand Bretagne) m’a 

                                                             
380 Vgl. Figes, Crimea, S. 160-162 & vgl. Trever, Crimea, S. 159-160 & vgl. Doering-Manteufel, Kongress, S. 256 & 
vgl. Schroeder Austria, S. 104. 
381 Vgl. Wetzel, War, S. 79-80 & Trager, Consequences, S. 248. 
382 Vor allem Finanzminister Bach drängte auf neue Gespräche und eine rasche Demobilisierung der Truppen, da 
deren Aufrechterhaltung die ohnehin angespannten Staatskassen extremst belastete, auch  da er noch Ende des 
letzten Jahres mit einer Reduzierung der Truppenstärke zu berechnen hatte. Dies war im Oktober 1853 in der 
Ministerkonferenz besprochen worden. Nun jedoch bedeutete die Erhöhung und Mobilisierung der Armee die 
Aufnahme von Krediten und somit eine erhöhte Staatsverschuldung, damit die Löcher im Militäretat gestopft 
werden konnten.  
383 Vgl. Unckel, Österreich, S. 148-149. 
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témoigné à plusieurs repris de jà de L’étonnement du déplaisir, des expressions de confiance 

dans les sentiments élevés de l’Empereur de Russie, des ménagements qui paraissant dans les 

rédactions émanées du Cabinet Imp. (de l’Autriche). Je lui réponds que c’est le style auquel tous 

les Etats de l’Europe.“ 384 

Die Besetzung wurde allerdings fortgesetzt und dauerte sogar bis nach Kriegsende in das Jahr 

1857 an385 und hatte weitreichende Folgen für den Kriegsverlauf und die diplomatischen 

Bemühungen und Beziehungen Österreichs. Der offiziell weiterhin bestehende Status der 

bewaffneten Neutralität war inzwischen stark zu hinterfragen, da man nun, wenn auch mit 

Einwilligung der Osmanen, fremdes Gebiet besetzt hatte. Dieses Vorgehen wurde von allen 

beteiligten Mächten als legitim angesehen, selbst von Russland.386 Sie zeigten sich mit dem 

Verhalten nicht einverstanden und hatten moralische sowie diplomatisch-politische 

Bedenken gegenüber dem Vorgehen Wiens, dies hatte mit schwerwiegenden Folgen. 

Die Westmächte waren nicht ganz zufrieden, dass die Provinzen nur besetzt wurden und nicht 

eine zweite Front gegen Russland eröffnet wurden, aber auf diese Weise fiel ihnen nicht die 

Aufgabe der Bewachung zu. Somit konnten alle drei Staaten unbedacht Truppen auf die Krim 

oder für die Osmanen in den Kaukasus bringen. Russland war, ungewiss über das zukünftige 

Verhalten Österreichs, gezwungen, erhebliche Teile seiner Streitkräfte an der Grenze zu den 

Donaufürstentümern und Österreich zu belassen, anstatt sie auf die Krim schicken zu können. 

Somit griff Wien indirekt durch die reine Präsenz seiner Soldaten in den Konflikt ein, da sie so 

russische Truppen an der galizischen Grenze banden und dadurch Kräfteverhältnisse auf der 

Krim zu Gunsten der Seemächte veränderte.387 

Ein weiterer Aspekt, der pro Westmächte gerichtet war, war eine Ausarbeitung gemeinsamer 

Kriegsziele. Diese Tätigkeit stellte noch kein direktes Bündnis dar, aber eine klare Annäherung. 

Am 8. August, einen Tag nach Ankündigung der Räumung der Donaufürstentümer, erklärten 

Wien und der Westmächte folgende Vier Punkte als Bedingungen für einen stabilen Frieden 

in einem Austausch gemeinsamer Noten zwischen Buol und seinem britischen Amtskollegen 

Westmorland: 
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385 Vgl. Trager, Consequences, S. 258. 
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1. Russland sollte das Protektorat über Moldau, die Walachei und Serbien aufgeben und 

die Garantien für deren Sonderstatus im osmanischen Reich von allen Großmächten 

kollektiv garantiert werden. 

2. Die Donaumündung sollte vom russischen Einfluss befreit werden. 

3. Der Meerengenvertrag von 1841 sollte revidiert werden und damit folglich die 

Durchfahrt von Kriegsschiffen durch den Bosporus erlaubt werden. 

4. Der Zar sollte das Protektorat über die orthodoxen Christen im Osmanischen Reich 

erhalten und die Rechte aller Christen im Reich des Sultans sollten durch alle fünf 

Großmächte als Kollektiv gesichert werden.388 

Diese Vier Punkte zeigen deutlich die Sicherung der eigenen österreichischen Interessen unter 

Berücksichtigung der Absichten der Westmächte zu Ungunsten Russlands. Die 

Protektoratsaufgaben unter den Punkten eins und vier verdeutlichen das Interesse, dem 

Einfluss des Zaren im Osmanischen Reich und somit seinen Expansionsbestrebungen 

entgegenzuwirken. Dies ist nicht nur im osmanischen oder britischen Interesse, sondern, da 

es den Balkan betrifft, auch eine österreichische Frage.389 Es stellt eine Absage an Russland 

dar, welches ursprünglich die gemeinsame Protektion der Gebiete oder Teilung der 

Machtfelder vorschlug und verdeutlicht den Bruch mit Russland.390 Die anderen beiden 

Punkte betreffen vor allem Handelsinteressen, denn die Donaumündung war für Österreich 

und Großbritannien ein wichtiger Handelsknotenpunkt nach Osten. Auch Frankreich sicherte 

so seine Getreideimporte vom Balkan und Südrussland.391 Der dritte Punkt galt zum einen der 

Stützung des zweiten Punktes, da mit Kriegsschiffen der Westmächte der Einfluss von 

Russland eingedämmt werden könnte, zum anderen und primär galt es aber, so die 

Vorherrschaft Russlands im Schwarzen zu brechen und damit auch seine 

Expansionsbestrebungen.392  

                                                             
388 Vgl. Buol an Westmorland vom 8. August 1854. 
389 Vor allem gute Beziehungen zu Serbien waren Wien wichtig, man sah hier mögliche Verbündete oder eine 
Einflusssphäre sah, nicht zuletzt da im Habsburgerreich viele Serben lebten. Hoffte man in der Region Einfluss zu 
gewinnen. 
390 Vgl. Trager, Consequences, S. 265 & vgl. Schroeder Austria, S. 170-175. 
391 Vgl. Schulz, Normen, S. 360 
392 Vgl.  Schulz, Normen, S. 364. 
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Neben dem antirussischen Kurs lässt die Note eine zentrale österreichische393 Forderung und 

Weg der Einflussnahme erkennen: die Nutzung des Mächtekonzertes, also eines 

multilateralen Systems, zur Einflusssicherung auf politische Entscheidungen, da alle 

Protektorate nicht einzelstaatlich, sondern kollektiv garantiert und umgesetzt werden sollten. 

Dabei will Wien auf die Erfolge seit dem Wiener Kongress aufbauen und das Mächtekonzert 

erneut stärken.394 Dafür streckt es vor allem dem Westen die Hand aus und entscheidet sich 

gegen die Heilige Allianz als diesen Mechanismus und für das Großmächtekonzert. 

Von September bis November 1855 kam es zu schweren Kampfhandlungen auf der Krim, keine 

der beiden Seiten konnte einen Sieg erringen und eine militärische Pattsituation war die Folge. 

Beide Seiten gruben sich in und um Sebastopol ein, da der Winter nahte, wurden die größeren 

Kampfhandlungen ausgesetzt, wie es zu dieser Zeit üblich war. Die Bereitschaft zu 

diplomatischen Gesprächen und Konferenzen stieg damit an, reichte jedoch nicht aus, um im 

Jahr 1855 die Westmächte dazu zu bewegen, auf Wiens Forderungen nach neuen Konferenzen 

einzugehen.395 

Österreich hatte im Herbst 1854 erneut einen Wandel vollzogen, militärische Aktionen waren 

wieder nicht das primäre Mittel zur Umsetzung seiner Interessen gewesen. Dieses Umlenken 

kam nicht allein von innen heraus, auch der Deutsche Bund forderte Wien hierzu auf. Damit 

war Österreich erneut durch eine seiner zahlreichen außen- und sicherheitspolitischen Fragen 

gedrängt, seine politische Linie zu ändern und war folglich in seinem Handlungsspielraum 

eingeschränkt. 

Im Oktober 1854 standen bereits etwa 300.000 kaiserliche Soldaten396 in den 

Donauprovinzen. Wien hatte zunächst versucht Preußen mit in diese Besetzung einzubinden. 

Berlin lehnte dies mit Verweis auf das Aprilbündnis, welches rein defensiv war, ab. Es sah eine 

Besetzung der Fürstentümer, wenn auch völkerrechtlich durch die osmanische Einwilligung 

legitimiert, nicht als eine Bündnisfall an und beurteilte diese Linie als zu offensiv gegen 

Russland. Ferner war Friedrich Wilhelm IV. nicht bereit, die Vier Punkte anzunehmen oder mit 

                                                             
393 Sie waren von Wien geprägt, da London kein überzeugter Vertreter im Mächtekonzert war und es zu 
schwächen versuchte. (vgl. Kapitel 3.2.1) Daher ist in diesen Punkten die österreichische Handschrift erkennbar), 
während Großbritannien dies als Zugeständnis gibt.  
394 Vgl. Wetzel, Crimea, S. 98 &vgl. Trager, Consequences, S. 260. 
395 Vgl. Schroeder, Austria, S. 178. 
396 Zum Vergleich: Am Ende des Krimkrieges standen insgesamt ca. 230.000 Soldaten für beide Seiten auf der 
Krim, was den enormen Aufwand der Österreicher verdeutlicht. Das größte Kontingent der Alliierten bestand aus 
Österreichern, die nicht aktiv in den Kampf eingriffen (vgl. Figes, Crimea, S. 347-349). 
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zu unterzeichnen und stand gar für Preußens Austritt aus allen Friedenskonferenzen ein,397 

was auch später geschehen sollte. Berlin wollte sich nicht weiter gegen Russland stellen, wie 

es das bereits mit der Vereinbarung im April getan hatte, um seine souveräne und echten 

Neutralität nicht zu gefährden.398 Preußen war desertiert und damit alle Reste der Heiligen 

Allianz Vergangenheit. Als Resultat suchte Österreich neue Partner.399 

Nach der Absage aus Berlin wendete sich Österreich an die Mitteldeutschen Staaten, vor allem 

Bayern. So schrieb Buol am 15. September 1854 an den Gesandten in Frankfurt: „ Die Gründe, 

welche dafür sprachen, dass der Deutsche Bund nicht nur für den Fall eines Angriffes auf 

Österreich um seines Beistandes unzweideutig versichere […] sind so gewichtig, dass die 

Hoffnung einen Bundesbeschluss zu Stande zu bringen vielleicht noch nicht aufgegeben 

werden darf. […] Ein solcher Ausspruch würde dem Bund Gewicht und Ansehen verleihen, die 

schon so große Autorität, der von uns mit den Westmächten aufgesteckten 

Friedensgrundlagen noch erhöhen und dadurch zugleich deine Hoffnungen der Freunde des 

Friedens vermehren.“400  

Aber der Bund hatte sich selbst bereits formiert und gegen eine Beteiligung sowie die 

Besetzung an sich ausgesprochen. Dazu trafen sich bereits im Mai 1854 die Vertreter 401 des 

Dritten Deutschlands unter der Führung Bayerns in Bamberg. In der Bamberger Erklärung 

verkündeten die Staaten ihre eigenständige Neutralität unabhängig vom Verhalten der beiden 

Großmächte. Im September ersuchte Österreich die Mitteldeutschen Staaten um Beistand für 

die Okkupation der Donaufürstentümer, auch um diese somit stärker an sich zu binden und 

die Hegemonie im Deutschen Bund zu erhalten,402 wie es sich auch Schwarzenberg einst 

vorgestellt hatte. Dieser Idee des 60 Millionen Reiches folgte hier auch sein Schüler Buol, 

scheiterte aber.403 

Bayern, welches nun das Sprachrohr des Dritten Deutschland war erklärte, dass es nicht in den 

Krieg eintreten würde und auf eine diplomatische Lösung hoffe, mit Truppen werde man nicht 

                                                             
397 Schulz, Normen, S. 378. 
398 Vgl. Figes, Crimea, S. 235. 
399 Vgl. Doering-Manteufel, Wiener Kongress, S. 252. 
400 S. Buol an Resch 15.06.1854.  
401 Es handelte sich dabei vorrangig um die Abgesandten der jeweiligen deutschen Staaten, welche diese auch 
im Frankfurter Bundestag vertraten. 
402 Vgl. Doering-Manteufel, Wiener Kongress, S. 255-256. 
403 Vgl. dazu Kapitel 3.1.7. 
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helfen so lange nicht Bundesgebiet404 betroffen sei, was nicht der Fall war. Jedoch konnte Buol 

ein Zugeständnis erringen, dass der Bund Österreich bei den diplomatischen Bemühungen 

unterstützen würde. Eine Nation, welche erfolglos Druck auf Bayern ausübte war 

Großbritannien. Die Länder waren dadurch verbunden, dass London verantwortlich für die 

Berufung Ottos von Bayern auf den griechischen Thron war. Nach der Unabhängigkeit 

Griechenlands 1832 vom Osmanischen Reich sicherte Großbritannien den Thronerhalt als 

Schutzmacht. Jedoch betrachteten die Wittelsbacher dies als zwei getrennte Angelegenheiten 

und ein Verlust der griechischen Königswürde war kein geeignetes Druckmittel auf München. 

Folglich gab Bayern nicht nach und trat nicht in den Krieg ein, aber wurde als Zugeständnis an 

Wien und London diplomatisch aktiv, auch, um zu beiden gute Beziehungen zu unterhalten. 

Diese Episode zeigt, wie in den Sicherungs- und Garantiestrukturen nach Möglichkeiten der 

diplomatischen Einflussnahme sowie zur Bündnisbildung gesucht wurde, auch, wenn der 

angehende Konflikt weitab stattfand und die angesprochenen Nationen nicht beteiligt waren. 

Gegenhilfe für Hilfe als eine Forderung war und ist ein gängiges Mittel in den internationalen 

Beziehungen.405 Die mitteldeutschen Staaten übten diplomatischen Druck auf Preußen aus, es 

sollte die Vier Punkte zu ratifizieren, diese Forderungen sowie Österreich damit zu 

unterstützen und somit das April Bündnis zu erneuern.  Berlin folgte auch auf Grund seiner 

Interessen im Bund und dem Wissen um die Notwendigkeit dieses Gebildes für seine eigene 

Stellung als Großmacht den Forderungen der Bamberger Konferenz, unterschrieb am 15. 

November die Vier Punkte und forderte neue Verhandlungen auf multilateraler Ebene.406 

Der österreichische Außenminister Buol hatte sogar mit dem Austritt Österreichs aus dem 

Deutschen Bund und gar dessen Auflösung407 gedroht, dies wollten die Mitteldeutschen 

Staaten verhindern. Diese Maximaldrohung hatte zwar Erfolg, aber er könnte sie nicht 

nochmals aussprechen. Zum einen würde dies wenig Erfolg haben, zum anderen benötigte 

                                                             
404 Die Grenze des Deutschen Bundes verlief damals mitten durch das Kaisertum Österreich etwa auf denselben 
Linien wie später die Grenzen zwischen Cis- und Transleithanien. Ungarn und vor allem die besetzten 
Donaufürstentümer waren weit ab von der Bundesgrenze, da her der Verteidigungsfall nicht gegeben war und 
zu offensiven Aktionen die Zustimmung fehlte (vgl. Müller, Bund, S.167). 
405 Vgl. Doering-Manteufel, Kongress, S. 254-55. 
406 Vgl. Schulz, Normen, S. 362. 
407 Gerade diese Drohung war nach ihrer realen Umsetzbarkeit zu hinterfragen, da der Bund auch ohne Österreich 
durchaus weiter existieren hätte können. Es wäre lediglich ein Mitgliedsstaat aus einem völkerrechtlichen Verein 
ausgetreten, ähnlich wie im Jahr 2018/19 Großbritannien aus der EU. Lediglich die Modalitäten des Austrittes 
und Gremienreformen hätten geregelt werden müssen. Der Verlust einer der beiden Großmächte wäre jedoch 
groß gewesen und hätte der Bundesidee widersprochen, folglich suchten die Mitglieder, auch Preußen, 
Österreich im Bund zu halten. 
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Wien für seine Großmachtstellung den Deutschen Bund, vor allem da nun die Heilige Allianz 

verschwunden war.408 Allerdings trug dieses Verhalten trotz des diplomatischen Erfolges auf 

der europäischen Ebene zur Entfremdung Wiens und somit seiner Isolation in diesem bei, der 

Erfolg war teuer erkauft. 

Die Situation im Deutschen Bund war folglich angespannt. Die Nationen des Mächtekonzertes, 

welche die Ereignisse mitverfolgten, waren sich bewusst, dass der Deutsche Bund Reformen 

und eine Umgestaltung benötigte. Diese würden indirekt Teil von Friedensverhandlungen zur 

Beendigung des Krimkrieges sein, wie bereits die deutsche Frage auf dem Wiener Kongress 

Bestandteil war.409 Ein Kriegsende war jedoch nicht in Sicht. Die Herbstschlachten hatten eine 

endgültige Pattsituation geschaffen und mit dem nahenden Winter gruben sich die Truppen 

ein.410 

Mit der Heiligen Allianz zerstört, vom deutschen Bund und Preußen nach dem Einmarsch in 

die Donauprovinzen abgewiesen und dem damit einhergehenden Verlust diplomatischer Hilfe 

vor allem zum Erhalt der Neutralität sowie zur Einflussnahme brauchte Österreich weiterhin 

eine neue Allianz. Folglich kam es zu einer weiteren Annäherung an die Westmächte. 

Dabei nutzte Wien die militärische Pattsituation nicht für die Einberufung von Verhandlungen 

aus, sondern entschloss sich ein weiteres Bündnis einzugehen. Am 2. Dezember 1854 schloss 

Kaiser Franz Josef auf Drängen seines Außenministers einen Bündnisvertrag mit den 

Westmächten.411 Dieser war vor allem auf das Betreiben des französischen Außenministers in 

Einklang mit Buol zustande gekommen.412 Frankreichs Politik der eigenen Reintegration und 

Primusstellung im Mächtekonzert wird erneut erkennbar und Österreich nimmt die letzte 

mögliche Variante einer Allianz war. Großbritannien war weniger energisch auf dieses Bündnis 

eingestellt, da man Wien als unsicheren wankelmütigen Partner betrachtete und glaubte, 

alleine mit Frankreich den militärischen Sieg erringen zu können, unterstützt dadurch, dass 

                                                             
408 Viele Kabinettsmitglieder forderten nach dem Debakel mit dem deutschen Bund Buols Rücktritt, der Kaiser 
setzte den mächtigen Minister jedoch nicht ab, seine Stellung war zu stark gefestigt und dem Kaiser fehlte der 
Rückhalt sowie ein Nachfolger (vgl. Doering-Manteufel, Kongress, S. 256). 
409 Vgl. Müller, Bund, S.35-36. 
410 Vgl. Kapitel 3.1. 
411 Mit dem Osmanischen Reich hatte man bereits im Frühjahr einen Vertrag ausgearbeitet, daher war dies hier 
nicht mehr notwendig. 
412 Vgl. Schroeder, Austria, S. 170 & Doering-Manteufel, Kongress, S. 257. 
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Wien viele russische Soldaten auf dem Balkan festhielt durch seine Okkupation von Moldau 

und der Walachei.413  

Wien entschied sich erneut für den Bruch mit Russland zu Gunsten des Westens als neuen 

Partner auch als Absicherung gegen die möglichen Revolutionen im eigenen Land vor allem in 

Italien. Dieses Bündnis bedeutete eine Wende in den Beziehungen zum Deutschen Bund, da 

man nun schwerlich noch von Neutralität in irgendeiner Form sprechen konnte.414 Folglich 

kam es zur Entfremdung von Frankfurt zu Gunsten der Westallianz. Preußen hatte sich zwar 

durch sein Verhalten auch auf Konzertebene isoliert, da weder England noch Russland an ein 

mögliches Bündnis mit Berlin glaubten, da sie hier keinen sicheren Partner sahen wie auch in 

Wien. Preußen suchte aber anders als Österreich nicht aktiv eine Allianz und blieb neutral, 

dadurch wurde die Position im Deutschen Bund gestärkt. Der Verlust wurde durch einen 

Gewinn aufgewogen.415 

Österreichs eigene Isolation im Bund durch das Bündnis mit London und Paris bedeutete, dass 

die Mitteldeutschen Staaten nun eher Preußen folgten, da dieses sich weiterhin neutral 

verhielt und die deutschen Länder dieser Haltung wie auch in der Bamberger Erklärung selbst 

proklamiert, folgten. Das Interesse an der Nichtbeteiligung im Krieg einte Berlin und das Dritte 

Deutschland. Auch das diplomatische Interesse am Konflikt sollte für alle Länder im Bund 

außer Österreich zurück gehen. Diese Situation erkannte auch der junge preußische Vertreter 

in Frankfurt, Otto von Bismarck, welcher von nun an stärker gegen Österreich mit Vorwürfen 

zu dessen Handeln sprechen würde, um die Isolation Wiens und die Hegemonie Berlins im 

Bund auszubauen. Ein Schritt hierzu war die Erklärung von Preußens Neutralität und der 

Verzicht auf sämtliche Mobilmachungen der preußischen Armee gegen Russland durch 

Bismarck selbst vor dem Bundestag in Frankfurt am 8. Februar 1855.416 

Österreichs Lähmung in der Außenpolitik wurde erneut deutlich, da Wendungen folgten, die 

auf einer Ebene negative Folgen hatten, während sie auf einer anderen Ebene positive Effekte 

haben sollten. Jedoch blieb Wien nicht bei einer klaren Linie und versucht wieder, sich dem 

Deutschen Bund anzunähern, indem es trotz seines Bündnisses nicht militärisch aktiv wurde 

                                                             
413 Vgl. Schroeder, Austria, S. 172. 
414 Vgl. Doering-Manteufel, Kongress, S. 260. 
415 Vgl. Schulz, Normen, S. 333. 
416 Vgl. Schulz, Normen, S. 335-37. 



 

90 

oder eine Aktion im Winter, bei ruhenden Kriegshandlungen, vorbereitet. Im Gegenteil 

drängte vor allem Buol kurz nach dem Bündnisvertrag wieder zu Verhandlungen.417  

Es war inzwischen der fünfte politische Richtungswechsel seit Beginn des Konfliktes, dies 

schadete der Glaubwürdigkeit und der Reputation im multilateralen System des 

Mächtekonzertes und der Großmachtstellung Österreichs. 

Eine weitere Nachricht, welche eine neue außenpolitische Frage aufkommen ließ, Österreich 

erneut lähmte und Druck auf Wien ausübt, ereilte das Land am 15. Januar 1855. Die 

geschwächten Alliierten hatten weiterhin nach Partnern418 gesucht, vor allem Großbritannien. 

Im Königreich Sardinien-Piemont fanden die Westmächte eine Nation, welche bereit war, 

bereits im Frühjahr Soldaten auf die Krim und somit anders als Österreich aktiv in den Krieg zu 

schicken.419 Der sardinische Premierminister Cavour hatte dieses Bündnis voran getrieben, 

dabei nutzte er seine Kontakte zu Napoleon III., welcher Unterstützer des Nationalismus in 

Europa war und mit den Ideen eines geeinten Italiens unter sardinischer Führung 

sympathisierte, weniger jedoch als sein Außenminister Droun de Lhyse , welcher der primäre 

Ansprechpartner für die Außenpolitik war. Dieser wollte weiterhin ein Bündnis mit Österreich 

forcieren, um Frankreichs Position zu stärken. Folglich wendete Cavour sich an 

Großbritannien, welches die militärische Unterstützung suchte und die nach den 

Richtungswechseln Wiens weder Glauben noch Wunsch nach einer festen Koalition mit Wien 

hatten. London gelang es dabei auch, Paris für das Bündnis zu gewinnen, Napoleon III. 

befürwortete aus denselben Gründen wie Großbritannien das Bündnis mit Turin. Der Vertag 

wurde am 14. Januar unterzeichnet.420 Dies hatte Folgen für Österreich. 

Die versuchte Annährung zur Entspannung der Italienfrage war damit gescheitert. Nun hatte 

Sardinien nicht mehr nur Frankreich auf seiner Seite, sondern konnte auch auf 

Großbritanniens Unterstützung für die Zeit nach dem Krimkrieg hoffen. Weiters Hoffte Turin 

vor allem auf territoriale Zugeständnisse in einem Friedensvertrag, welche zu Ungunsten 

                                                             
417 Vgl. Trager, Consequences, S. 260 & Doering-Manteufel, Kongress, S. 263. 
418 Neben dem Königreich Sardinien warb man etwa auch um Bayern und Griechenland, welche beide vom 
Geschlecht der Wittelsbacher regiert wurden. Dafür wurden vor allem Zugeständnisse auf dem Balkan und im 
Schwarzen Meer gegeben, allerdings lehnte der bayerische König die Avancen vor allem auf Grund der 
innerdeutschen Fragen sowie Bamberger Neutralitätserklärung ab (vgl. Baumgart, War, S. 234). Die Briten 
heuerten zahlreiche polnische, Schweizer und vor allem deutsche Söldner an, eine auch in den Jahrhunderten 
zuvor oft angewendete Praxis. Dies stellte auch nach damaligem Völkerrecht keine Verletzung der Neutralität 
jener Staaten dar, dessen Bürger sich von den Briten anwerben ließen (vgl. Figes, Crimea, S. 287).  
419 Vgl. Wetzel, Crimean, S. 120. 
420 Vgl, Wetzel. Crimea, S. 124. 
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Österreichs in Norditalien geschehen könnte, auch wenn es dafür andere Regionen erhalten 

würde.421 Die Italienfrage gewann somit an Wichtigkeit und Österreich wollte vor allem auf 

Friedenskonferenzen die Bedingungen aushandeln, welche dieses Bündnis bestimmen sollten. 

So schrieb Buol bereits im Jänner an seine Botschafter in London und Paris: „J’en conclue que 

du moment que la Russies s’engagent aux quatre points formulés dans les notes du mois 

d’Aout, les Puissances maritmies (La France et la Grande Bretagne), du terme de notre Traité, 

ne peuvent guère se refuser à entrer en négociation.“422  

Hiermit wird deutlich, dass sich Österreich eine Garantie für die italienischen Gebiete 

wünschte. Dabei hoffte es durch den eventuellen Einsatz von Soldaten vor allem aber 

Konferenzdiplomatie den Krieg zu beenden, möglichst bevor Sardinien durch militärische 

Erfolge weiterhin die Gunst der Westmächte gewinnen konnte, um somit seine eigenen 

Position zu stärken.423 Die nun entstandene Koalition war bizarr, da zuvor verfeindete Parteien 

zusammen gegen Russland im Krimkrieg standen. Die Allianzen waren aber auch ein 

Druckmittel in Verhandlungen und Österreich hatte seinen Draht zum Westen somit 

abgeschwächt. Nun sollten durch Verhandlungen diese Bindungen wieder gestärkt werden.424 

Russland und die Westmächte stimmten Verhandlungen nicht zu. Erst nachdem die Generäle 

Jänner und Februar 425 den alliierten Truppen vor Sebastopol schwere Verluste zufügten und 

vor allem in England die Presse von der desaströsen Versorgungslage der eigenen Soldaten 

schockiert war und somit die Öffentlichkeit schnelles Handeln forderte, um den Krieg zu 

beenden, war London für Gespräche offen. Ähnliches gilt für Frankreich, welches 

vergleichbare wenn auch weniger gravierende militärische und logistische Probleme hatte 

und versuchte, den Konflikt zu lösen. Beide Nationen strebten aber einen militärischen Sieg 

zur Beendigung des Kriegs an.426  

In Russland war es ein Todesfall, welcher die Tür für Verhandlungen neu öffnete: Am 2. März 

1855 starb Zar Nikolaus I., der Gendarm Europas, an einer Lungenentzündung. Ihm folgte sein 

Sohn Alexander II. als Zar auf den Thron nach. Er wollte den Krieg beenden, da er Meinung 

                                                             
421 Vgl.  Schulz, Normen, S.338. 
422 S. Buol an Hübner/Colloredo vom 04.01.1855. 
423 Vgl. Figes, Crimea, S. 290 
424 Vgl. Doering-Manteufel, Kongress, S. 268. 
425 Diese Metapher verwendete Nikolaus I. wie bereits Zar Alexander I. 1812/13 zur Beschreibung der 
Kriegswinter in Russland, welche den gegnerischen Truppen in Russland aufgrund der Witterung große Verluste, 
schwere Versorgungslage und massiven Krankheitsfälle mit Todesfolge bringen. (TEMP?) 
426 Vgl. Figes, Crimea, S. 293. 
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war, dass er nicht mehr zu gewinnen war.  Da der neue Herrscher aber für den Machterhalt 

auch Stärke demonstrieren musste, öffnete er zwar den Weg für Verhandlungen, ließ jedoch 

die Kampfhandlungen fortsetzen und seine immer noch einflussreichen Generäle die Truppen 

für das Frühjahr vorbereiten.427 

Aufgrund der nun entstandenen Bereitschaft zu Verhandlungen beider Seiten lud Buol für den 

März 1855 nach Wien zu erneuten Konferenzen, welche sich von den vorhergehenden 

äußerlich und inhaltlich unterscheiden sollten. 

 

4.5. Der Stellungskrieg (März 1854 – September 1855)  

 
Buol veranlasste, dass die Treffen künftig stets in seinem Ministerium am Ballhausplatz in 

Wien stattfinden sollten. Dieses Mal sollten nicht nur die Botschafter in Wien anwesend sein, 

sondern ein weiterer spezieller Gesandter428 jeder Nation, welcher mit Sondervollmachten 

ausgestattet war, die dem Eröffnungsprotokoll beigelegt wurden.429  

Die Außenminister waren nicht persönlich anwesend, außer Buol als Gastgeber.430 Dies 

bedeutete aber nicht, dass die Politikgestaltung den Vertretern überlassen wurde, denn ihrer 

Vollmachten galten nur im Außenverhältnis in der Konferenz, nicht im Innenverhältnis 

gegenüber ihren Vorgesetzten, den Außenministern, den Regierungschefs oder 

Monarchen.431 Dank der Telegraphenverbindung war es für diese Vorgesetzten nicht 

notwendig, direkt in Wien zu sein, da sie per Telegramm informiert werden und aus der Ferne 

Anweisungen geben oder das weitere Vorgehen absprechen mit den Vertretern vor Ort 

absprechen konnten. Die Einbeziehung dieser Technologie zeigt sich schon im Terminplan der 

Konferenzen., so fanden die Treffen nun regelmäßiger statt im Abstand von ein bis zwei Tagen, 

wenn kein anderer Termin am Abschluss einer Sitzung vereinbart wurde. Dies gibt den 

Abgesandten Zeit, sich mit ihren Regierungen abzusprechen. Daher ist der Terminplan dieser 

Konferenzen enger als noch etwa beim Wiener Kongress. Nun konnten sie bequemer von 

London oder Paris aus mit verhandeln und notwendige Absprachen dank des Telegraphen 

                                                             
427 Vgl. Baumgart, War, S. 287. 
428 Liste dazu siehe Kapitel: 3.23. 
429 Vgl. Vollmachten der Abgesandten beigefügt dem Protokoll vom 23. März 1855. 
430 Vgl. Schroeder, Austria, S. 210. 
431 Vgl. Schulz, Normen, S. 386. 
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schnell durchführen. Dies beschränkte folglich den Spielraum der Vertreter vor Ort, 

garantierte jedoch auch eine größere Sicherheit, dass das Vorgehen mit vielen Akteuren 

abgesprochen wird. 

Die regelmäßigeren Treffen verdeutlichen auch die Intensivierung und Institutionalisierung 

der Verhandlungen, da nun versucht wurde, durch dauerhaftes Verhandeln im größeren Kreis 

unabhängig von den Kriegshandlungen eine Lösung des Konfliktes zu suchen. Dies war vor 

allem ein Erfolg für Buol, der somit Österreichs Einfluss wieder stärken konnte.432 

Jedoch war auch Buol nicht als alleiniger Vertreter Österreichs an den Verhandlungen beteiligt 

und der Abgesandte, welchen der Kaiser an seine Seite gestellt hatte, stand nicht voll und ganz 

auf der Linie des Außenministers. Der Baron Prokesch von Osten war zwar einem Westbündnis 

nicht abgeneigt, doch war er weitaus pro-russischer eingestellt als der Außenminister und 

setzte sich für stärkere Verbindungen nach St. Petersburg und eine Verbesserung der 

Beziehung ein. Vor allem durch Kooperation mit dem neuen und jüngeren Zaren Alexander II. 

sollte dies erreicht werden. Wie auch Buol fürchtete Prokesch Aufstände im Habsburgerreich. 

Er war ein Verfechter pro Russland und pro Deutschen Bund Politik und für ihn war eine 

Abspaltung Italiens möglich, wenn notwendig. Folglich forderte er eine 

Schwerpunktverlagerung nach Osten für die Stabilität des Reiches, etwas das Buol nicht 

akzeptiert.433  

Diese Konstitution des Dualismus zwischen den Abgesandten lässt sich nicht nur bei 

Österreich beobachten, sondern auch bei den Vertretern der anderen Nationen, welche 

meistens zwei Diplomaten entsendeten, deren Linien sich an entscheidenden Stellen 

unterschieden, etwa der Frage zu Russland, Italien oder dem Balkan.434 

Preußen nahm auf eigenen Wunsch hin nicht teil, die Konferenzteilnehmer beschlossen 

jedoch mit dem Botschafter Berlins in Wien, Baron Hübner, eng in Kontakt zu bleiben. Der 

preußischen Botschaft wurden daher die Protokolle und Ergebnisse der Verhandlungen 

übermittelt. Vor allem Buol verdeutlichte immer wieder, dass Preußen jederzeit mit an den 

Verhandlungstisch kommen konnte.435 Berlin intensivierte seine diplomatischen Bemühungen 

                                                             
432 Vgl. Doering-Manteufel, Kongress, S. 289. 
433 Dies zeigte sich nicht nur im Krimkrieg, sondern auch später etwa während der Italienkrise 1859. 
434 Vgl.  Schroeder, Austria, S.223. 
435 Vgl. Schulz, Normen, S. 348. 
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aber auf anderen Ebenen, etwa im direkten Briefwechseln mit Russland oder im Deutschen 

Bund, wo es versuchte, die eigenen Position zu stärken.436 

Die Verhandlungen begannen am 15. März 1856 am Ballhausplatz in Wien. Der österreichische 

Außenminister Buol führt den Vorsitz als president des conferences, damit war es ihm 

gelungen, vor allem durch die Gastgeberrolle437 eine zentrale leitende Position der Konferenz 

zu übernehmen. Ihm oblagen primär die Tagesordnungssetzung und auch Terminsetzung 

obliegen, damit konnte Österreich wichtigen Einfluss auf die Friedensverhandlungen 

nehmen.438 

In den einleitenden Worten verdeutlichte Buol, dass die „Quatre Points negotiaté sont pour 

les pelepoinetaire ici ont ensemble pour trouver une solution pour la guerre en côte pour 

trouver une paix généralement pour l’Europe.“439 Damit wurde an die Vorerfolge der 

Verhandlungen angeknüpft, die anwesenden Mächte stimmten den Vier Punkten als 

Grundlage für Verhandlungen zu.440 So zeigte Russland erneut seine Einwilligung für 

Friedensgespräche. Der Historiker Schroeder sieht dies in der Konferenz vorhergehenden 

Gespräche zwischen Buol und Gorschakov begründet und erkennt daher einen erneuten 

Wechsel Österreichs als bewiesen an.441 Ebenfalls ist die Interpretation möglich, dass 

Österreich zwar wieder weg von seiner Westallianz, aber nur hin zu seiner neutralen Haltung 

wechselte.442 Dieser These kann eher gefolgt werden vor allem in Verbindung mit einer 

zweiten Aussage Buols aus demselben Protokoll zum Ziel der Verhandlungen: „Faire en sante 

que l’union de l’Europe si nécessaire aux progrès de la claniser.”443  

Hier zeigte Buol seine paneuropäischen Ideen und seine Überzeugung, dass nur durch die 

Erneuerung444 des Mächtekonzertes dauerhaft Frieden in Europa gesichert werden könnte, 

also durch ein multilaterales System wie es nach dem Wiener Kongress geschaffen wurde. 

Damit dies gelingen könnte, bräuchte es neutrale Friedensvermittler und diese Rolle sollte 

                                                             
436 Vgl. Schulz, Normen, S. 365. 
437 Bereits im 19. Jahrhundert war der Gastgeber meistens Leiter von Konferenzen oder hat diese zu mindestens 
eröffnet. Das ist eine Tradition, welche sich bis heute erhalten hat. 
438 Vgl. Trager, Consequences, S. 260. 
439 S. Protokoll vom 15. März 1855. 
440 S. Protokoll vom15. März 1855. 
441 Vgl. Schroeder, Austria, S. 
442 Vgl. Unckel, Österreich, S. 167. 
443 S. Protokoll vom 15. März 1855. 
444 Damit geht die Einsicht einher, dass das Mächtekonzert zu diesem Zeitpunkt zerfallen ist und nicht mehr 
funktionierte, was durch die Kriegshandlungen der Großmächte gegeneinander bestätigt wird. Dieser Zustand 
sollte durch die Verhandlungen wieder revidiert werden. 
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Österreich übernehmen, da es noch nicht aktiv in die Kampfhandlungen eingetreten war. 

Somit ist der Schritt Wiens eher einer zurück zur weiterhin bewaffneten Neutralität, wobei die 

Donaufürstentümer besetzt bleiben. Die Neutralität wurde nunmehr für Verhandlungen 

genutzt und somit rückte ein aktiver Kriegseintritt Österreich weiter in die Ferne, was die 

Beziehungen zum Westen verschlechterte, die mit Russland und vor allem dem neuen Zaren 

jedoch verbessert.445  

Die andauernde Okkupation konnte Wien unter andrem damit rechtfertigen, dass 

protokollarisch festgestellt wurde, dass die Protektoratsfrage über die Provinzen als ungeklärt 

galt und die Besetzung somit als eine effektive Maßnahme bis zur Klärung betrachtet wurde. 

Somit wurde die Okkupation diplomatisch erneut legitimiert und mehr die Wertung als eine 

Handlung bewaffneter Neutralität gesehen wurde als zuvor.446 Trotz dieses diplomatischen 

Erfolgs in Wien waren beide Seiten aufgrund des Verhaltens Österreichs verärgert, da es dem 

Westen nicht weit genug und Russland zu weit ging.447 

Bereits bei der ersten Sitzung zeigte sich, dass vor allem der Dritte Punkt in den kommenden 

Verhandlungen problematisch werden würde. Denn die Schwächung der russischen 

Schwarzmeerflotte war ein zentraler Punkt der Osmanen und Briten, welchen die Russen nicht 

hinnehmen konnten. Vor einer möglichen Ratifizierung sollte dies noch intensiv verhandelt 

werden.448 

Die zweite Sitzung fand am 17. März 1855 statt. In dieser Sitzung versuchte Österreich erneut, 

das gesamte multilaterale System in Form des Mächtekonzertes zu mobilisieren und dabei 

zusätzlich zur Friedensfrage Lösungen für zwei seiner eigenen zentralen außenpolitischen 

Fragen in die Wege zu leiten. 

Buol schlägt in der Sitzung vor: „Preußen würde sehr zu Frieden sein, seine eigene Lage durch 

unsere Hilfe zu verbessern und zugleich unser Verhältnis zu den Westmächten zu lockern, aber 

es bietet uns keine Bürgschaft für die Zukunft, und hält es nicht einmal für nötig, in 

Deutschland einer gegen uns Einhalt zu tun. […] Den übrigen deutschen Staaten gegenüber 

wird unsere Haltung in dem jetzigen Augenblick und solange der Ausgang der Wiener 

Konferenzen nicht vorhergesehen von derjenigen, die wir gegenüber Preußen beobachten 

                                                             
445 Vgl. Schroeder, Austria S. 178. 
446 Vgl. Unckel, Österreich, S. 187. 
447 Vgl. Figes, Crimea, S. 256. 
448 Vgl. Wetzel, War, S. 146. 
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genötigt sind, sich kaum viel unterscheiden können.[…]. Es beliebt uns daher für jetzt nur 

übrig, ruhig den Augenblick zu erwarten, in welchem ein stärkerer Druck von uns ausgeübte 

werden kann […] uns einstweilen auf Betreiben der militärischen Vorbereitungen des Bundes 

zu besprechen.“449  

Damit verdeutlicht sich, wie der österreichische Außenminister versuchte, das multilaterale 

Prinzip durch die Einladung Preußens zu stärken, um eventuelle Beschlüsse sicherer 

umzusetzen zu können. Ferner ist zu erkennen, dass Österreich wieder mehr zu seiner 

neutralen Position zurückkehren wollte, wie im April 1854 damals mit Preußens 

Unterstützung. Des Weiteren sollte damit die Position im Deutschen Bund zweierlei gestützt 

werden: Zum einen sollte mit der Rückkehr zur neutralen Haltung das Dritte Deutschland 

wieder näher an Wien gebunden werden und somit die Hegemonie wiederhergestellt werden. 

Zum anderen sollte Preußen miteinbezogen werden, damit es in Frankfurt weniger gegen 

Österreich agitieren könnte. Die Bestrebungen einer versuchten Entfremdung der 

mitteldeutschen Staaten und sowie der Ausbau der Vormachtstellung Berlins sollten 

unterbunden werden, da es in der Neutralität Wien folgen müsste.  

Jedoch scheiterte Buols Vorstoß, da sich zwar alle Konferenzteilnehmer für einen allgemeinen 

Austausch mit Berlin aussprachen und für eine Unterzeichnung eines Friedensvertrages mit 

Preußen standen. Die Abgesandten sahen jedoch keine Notwendigkeit, dass sich das neutrale 

Berlin an den Verhandlungen so früh beteiligte.450 Der Vorstoß misslang. Allerdings fällt auf, 

dass Österreich nur Preußen anspricht nicht Sardinien, gegen dessen Beteiligung sich Wien 

außerhalb der Konferenzen vehement wehrte. Dies verdeutlicht ein Memorandum des 

Feldzeugmeisters Hess, welcher die Absichten des Staates in Norditalien wie folgt beschreibt: 

„Le Astres est donc de toute nécessité que des payes comme la Suisse, le Piémont et les Etats 

au-delà du Pô restent dans le même system (contre Autriche). C’est aussi pourquoi, sous ce 

rapport comme encore sous plusieurs autres, il est indispensable que l’unité de vue politique 

                                                             
449 S. Protokoll vom 17. März 1855. 
450 Großbritannien lehnte dies ab, da man nicht von der Haltung Preußens zu den eigenen Interssen hin überzeugt 
war und wenig Interesse am Mächtekonzert hatte. Daher sind weniger Akteure zur Schwächung dieses Systems 
London lieber und wie auch Frankreich wollte keinen weiteren auch nur möglicherweise pro-russischen Akteur 
in den Konferenzen, denn der Zar selbst war der Neffe des Preußischen Königs. Frankreich sah ferner Berlin als 
einen allgemeinen Konkurrenten an. Russland betrachtete die Frage der Haltung Preußens neutraler, da man 
sich über die Haltung Preußens nicht im Klaren war, es war aber für einen Beitritt Berlins zu den Sitzungen offen. 
Folglich wurde der Vorschlag mehrheitlich abgelehnt (vgl. Wetzel, War, S. 170 & Doering-Manteufel, Kongress, 
S. 280). 
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à établir entre l’Autriche et la France.“451 Folglich sollte Sardinien nicht Teil des von Buol 

angestrebten Bündnisses sein, weil es ein Hindernis darstellt. 

Durch die Nichtbeteiligung Turins sollte verhindert werden, dass dieses zu viel Einfluss auf die 

Verhandlungen und die Abschlussnote nehmen und somit etwa Gebiete fordern könnte, 

welche Österreich gehörten, auch wenn dieses entschädigt werden würde etwa mit den 

Donauprovinzen.452 Hier blieb Österreich erfolgreich, da Sardinien nicht an den 

Verhandlungen in Wien teilnahm,453 vor allem weil deren Alliierte es nicht versuchten 

Sardinien einzuladen. Die war ein Zugeständnis an Wien, um es dem Westen gegenüber 

positiv zu stimmen. Die Taktik geht den austrophilen französischen Außenminister Drouyn de 

Lhyse zurück.454 Damit konnte auf einen Erhalt der italienischen Provinzen trotz des eigenen 

Nichtbeteiligens bei aktiver Partizipation des italienischen Konkurrenten in den 

Kampfhandlungen gehofft werden. 

In der Sitzung vom 19. März 1855 versuchte Russland mit dem Angebot des Protektorates 

über Serbien Österreich auf seine Seite zu ziehen. Es kam zur erwartenden Ablehnung seitens 

der Seemächte, doch es war als Zeichen Russlands zu verstehen, die Verhältnisse zu Wien zu 

wollen.455 

Österreich versuchte am 21. März 1855 in der insgesamt vierten Sitzung der Abgesandten 

einen für sich selbst wichtigen Vorstoß: Der zweite Punkt der Vier Punkte sollte erörtert 

werden, die Schaffung der Regulierung der Donauschifffahrt. Vorbild war hierfür die 

Regulierung der Rheinschifffahrt in der Schlussakte des Wiener Kongresses. Nun sollte die 

Chance genutzt werden und dies für die Donau geschaffen werden, da gerade die wichtigsten 

Beteiligten vor Ort waren.456 

Neben dem wirtschaftlichen Interesse lässt sich auch ein starkes politisches Interesse hinter 

diesem Schritt Wiens erkennen. So schlug Buol vor, dass sich die Anrainerstaaten an einer 

                                                             
451 S. Hess-Memorandum vom 01.05.1855. 
452 Vgl. Schulz, Normen, S. 368. 
453 Zum preußischen sowie sardinischen Botschafter in Wien wurde weiterhin enger Kontakt gehalten und sie 
wurden über die Entwicklungen in den Verhandlungen vom österreichischen Außenministerium informiert und 
Absprachen wurden getroffen. Somit war die Tür für eine eventuelle Teilnahme weiterhin offen, Österreich war 
bemüht, diese vor allem für Berlin offen zu halten (vgl. Schulz, Normen, S. 370). 
454 Vgl. Wetzel, War, S. 180. 
455 Vgl. Protokoll vom 19.3.1855 & vgl. Schroeder, Austria, S. 190, 
456 Vgl. Munteanu, Michaela: „The Danube Question during the Period oft he Vienna Peace Conference and 
Kongress of Paris (1855-1856)“ in Revista Hiperborea, 2012 Band 2/1, S. 108-132. 
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solchen Vereinigung beteiligen sollten, also auch die süddeutschen Mächte, was auch im 

russischen Interesse wäre.457 Österreich versuchte somit erneut, in der Deutschen Frage 

wichtige Verbündete zu gewinnen. In diesem Fall waren es die katholisch geprägten 

süddeutschen Donauanrainerstaaten,458 die Königreiche Bayern und Württemberg.  Mit den 

Verhandlungen in deren Namen und der Vertretung derer Handelsinteressen zu ihren 

Gunsten wollte man diese Staaten, welche durch das eigene politische Handeln entfremdet 

worden waren, wieder an sich zu binden. Ein weiteres Ziel war es, Österreichs Hegemonie im 

Bund auszubauen, da diese Gesellschaft der Donauanrainer im Deutschen Bund gemeinsam 

stärker Interessen verfolgen könnte, was sich vorrangig gegen Berlin richtete.459 Die 

Verzahnung von Handelspolitik und österreichischer Außen- sowie Bundespolitik wurde 

sichtbar und wie diese zu Vorteilen der jeweils andere Sphäre genutzt werden sollte. 

Dieser Vorschlag wurde von den teilnehmenden Staaten angenommen. Dies war ein Teilerfolg 

für Österreich, aber er sollte später verhandelt werden, da mit der Frage eine weitere neu 

belebt wurde: der dritte der Vier Punkte.  

Im Rahmen der Sicherung des Donauhandels sollten es allen Großmächten erlaubt werden, 

jeweils zwei Kriegsschiffe im Bereich des Donaumündungsdeltas zu stationieren, für Osmanen, 

Russen und Österreicher ist dies aus geographischen Gründen unproblematisch, für 

Frankreich und Großbritannien jedoch aufgrund des Meerengenvertrags nicht möglich. 

Folglich wäre eine Ausnahme für besagte zwei Schiffe pro Nation innerhalb dieses Vertrags 

notwendig. London forderte die Revidierung und komplette Neuverhandlung des 

Meerengenvertrags in Anlehnung an die Donaudeltastationierungsregulierung.460 Russland 

lehnte ab, da dies seine Vormacht im Schwarzen Meer bedroht hätte.461 Gleiches galt für die 

                                                             
457 S. Protokoll vom21. März 1855. 
458 Hier lässt sich erneut die Trennung der deutschen Lande in Nord und Süd erkenne, welche nicht nur religiös, 
sondern auch politisch begründet ist. Österreich nutzte dabei die Topografie um diese engeren Partner im Kampf 
um die Vormacht weiter an sich zu binden (vgl. Unckel, Österreich, S. 105). 
459 Vgl. Munteanu, Danube, S. 112. 
460 Vgl. Munteanu, Danube, S. 115. 
461 Zum besseren Verständnis soll dieses mögliche Szenario von geopolitischen Standpunkten her erläutert 
werden: Vor Beginn des Krimkrieges bestand die russische Schwarzmeerflotte aus sieben Kriegsschiffen, welche 
den der Osmanen technologisch weit überlegen waren. Die Donaudeltastationierungsregulierung für zwei Schiffe 
pro Nation könnte dieses Gleichgewicht verschieben, denn es würde erwartet werden, dass Russland selbst zwei 
Schiffe der Schwarzmeerflotte in das Donaudelta entsendete und durch die Meerengenschließung keine neuen 
Schiffe in die Region senden könnte. Der Neubau von Schiffen wäre teuer und zeitaufwendig gewesen, folglich 
eher unwahrscheinlich. Österreich, Frankreich und Großbritannien würden jeweils zwei Schiffe entsenden. Da 
auf keine Annäherung der Seemächte mit St. Petersburg zu hoffen war, wären diese vier Kriegsschiffe potenzielle 
Gegner der Schwarzmeerflotte. Allgemein galt die russische Flotte den Kriegsschiffen der Franzosen vor allem 
aber der Engländer als unterlegen. Die Folge wäre eine Gefährdung der Vormacht Russlands im Schwarzen Meer, 
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Forderung aus Punkt drei, die Reduzierung seiner Flotte, welcher im Zusammenhang mit der 

Donauregulierung zur Sprache kam. Die hätte Russlands Vormacht nur beseitigen können.462 

Der dritte Punkt umfasst die Abrüstung der russischen Schwarzmeerflotte, welche 

Großbritannien energischst forderte. Dabei lassen sich in den Protokollen vom 24. Mai 1855 

und 7. Juni 1855 die verschiedenen Auslegungen und Spezifizierungen des dritten Punktes 

erkennen. So setzte sich Großbritannien nach dem Regierungswechsel in London energischer 

gegen Russland 463 und für folgende Ideen ein: Die Festung Sebastopol sollte geschliffen und 

somit die wichtigste Marinefestung464 der Russen und zugleich die Bedrohung der Osmanen 

beseitigt wären. Die Zahl der Schiffe sollte auf vier reduziert werden, also die Hälfte der 

Vorkriegsstärke, und der Neubau von Kriegsschiffen für die Schwarzmeerflotte oder die 

gesamte russische Marine sollte unterbunden werden.465 

Dem entgegen stand der moderate Vorschlag des österreichischen Abgesandten Prokesch von 

Osten, welcher vorsah, dass die Schwarzmeerflotte ihre Vorkriegsstärke von sieben Schiffen 

beibehält und die in dieser Zeit wichtige466 Aufrüstung unter Auflagen gestellt würde.  So 

wurde etwa vorgesehen, dass für jedes vom Stapel laufende Schiff der Russen die Osmanen 

                                                             
welche mit der Sicherung handelspolitischer Interessen einherging. So versuchen mehrere Konferenzteilnehmer 
mittels Handelspolitik ihre geopolitischen Ziele indirekt umzusetzen oder deren Umsetzung zu erleichtern. Diese 
Episode verdeutlicht die Wichtigkeit der Analyse verschiedenster politischer Interessensräume, vor allem in den 
internationalen Beziehungen und in multilateralen Systemen, zum Verständnis der gesamtpolitischen 
Motivationen zur Interessensicherung. 
462 Vgl. Wetzel, War, S. 190 & vgl. Trager, S. 260. 
463 Der Regierungswechsel hin zu Lord Palmerston sollte den in der Bevölkerung unbeliebten Krieg möglichst 
schnell beenden und Russland nachhaltig schwächen, folglich wurden die Verhandlungen seitens der Briten 
aggressiver. Im Idealfall würde der Krieg auf der Krim entschieden, so London. 
464 Eine Marinefestung hatte insofern militärische Bedeutung, als dass sie einen sicheren Rückzugspunkt für eine 
Flotte bildete und somit ihre Zerstörung vermeiden konnte. Die anderen russischen Häfen im Schwarzen Meer 
Odessa, Kertsch und Sotschi waren nicht stark befestigt. Somit hätte die Flotte also keinen sicheren Hafen und 
könnte leichter vernichtet werden. Es fehlte weiters ein Reparatur- und Schiffsbaupunkt.  
465 Vgl. Schroeder, Austria, S. 374. 
466 In der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts fanden in der Marinetechnologie tiefgreifende Veränderungen 
statt. Neben den neuen Sprenggranaten wurden Schiffe nun mit Eisen oder Stahlplatten als Schutz vor eben 
diesen Granaten gepanzert. Die Antriebssysteme wechselten von klassischen Segelschiffen hin zu Dampfschiffen, 
Geschütze erreichten neue Kaliber und erhielten neue Zielmechanismen. Jede bestehende Seemacht oder die 
Nationen, welche eine werden wollten, mussten in dieser Zeit aufrüsten. Im Krimkrieg selbst kamen diese neuen 
Technologien bereits zum Einsatz und zeigten ihre Wichtigkeit. Großbritannien, die führende Seemacht, würde 
dieses Wettrüsten anführen. In der Forderung zur Abrüstung und Rüstungskontrolle lässt sich somit ein 
diplomatischer Schachzug erkennen, der die einen potentiellen Gegner zur See beschränken sollte unter 
Berücksichtigung und Erkenntnis der radikalen technologischen Umwälzungen der Zeit. Technologische 
Neuerungen hatten folglich bereits im 19. Jahrhundert großen Einfluss auf Friedensverhandlungen, ein 
Phänomen was noch detaillierter untersucht werden muss. (vgl. Crevelt, Technology, S. 206). 
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eines bauen dürfen oder die Alliierten ein weiteres in das Schwarze Meer entsenden könnten, 

wobei die erste Option präferiert werden sollte.467 

Prokesch ging noch einen Schritt weiter und vermittelte dem russischen Abgesandten, dass 

Österreich weiterhin für die Abminderung dieses Punktes sowie den Erhalt der 

Vorkriegsstärke einstünde. Für den Fall, dass er so umgesetzt werden würde, hätte Wien 

Unterstützung bei der Umgehung des Abkommens geleistet.468 So schrieb er in einem 

Memorandum vom 4. April 1855: „Pour mettre fin à la prépondérance de la Russie dans la 

mer noire trois systèmes peuvent être pris en considération, celui de la neutralisation de cette 

mer, l’autre de la limitation des forces russes et finalement celui de la pondération des forces 

réciproques. […] le pondération seule réunit les deux avantages d’êtres efficace et praticable, 

parce qu’elle est indépendante de l’acceptation de la Russie.“469 Die klare Offerte wird 

angenommen. 

Österreich wechselte erneut die Seiten, was als eine versuchte Rückkehr zur Heiligen Allianz 

gesehen werden kann, welche mit dem neuen Zaren geschaffen werden sollte, um Österreich 

innenpolitisch zu stabilisieren.470 Vor allem schien aber die Annäherung Sardiniens an die 

Westmächte der entscheidende Punkt in dieser erneuten Wendung zu sein. Man hoffte mit 

Russland einen Partner zu haben, welcher einen im Kampf in Norditalien unterstützen 

könnte.471 Für Russland war dieser Punkt nicht akzeptabel, da er die Ehre der Nation und die 

Stellung als Großmacht gefährden würde.472 Eine europäische Großmacht ohne eine 

angemessene Kriegsflotte konnte sich kaum als eine solche bezeichnen. Vorrangig mit dieser 

Begründung lehnte Russland ab und Österreich pflichtete dem bei, was die Westmächte 

erzürnte, vor allem Großbritannien, welches nun komplett an der Glaubwürdigkeit Wiens 

zweifelte. Frankreich war auch nicht erfreut, aber versuchte weiter zu vermitteln und wollte 

                                                             
467 Vgl. Unckel, Österreich, S. 229. 
468 Wie genau dieses Umgehen des Aufrüstungsverbotes geschehen sollten, blieb unklar. Eine Möglichkeit war 
der Konzessionsbau russischer Kriegsschiffe, welche dann an die Marine des Zaren überstellt wären oder 
Nachverhandlungen des Vertrages oder gar die Abwendung von Repressalien bei Vertragsverletzungen.  
469 S. Prokesch-Memorandum vom 04.04.1855. 
470 Vgl. Unckel, Österrecih, S. 231. 
471 Dies ist kein unbekanntes Verfahren, schon Prinz Eugen hatte im Spanischen Erbfolgekrieg russische Truppen 
als Unterstützung am Rhein und in Italien erhalten. Während der napoleonischen Kriege war ein Armeekorps 
unter dem General Barschikov 1801 nach Norditalien gesendet worden, um die vorjährigen Eroberungen 
Napoleons zu revidieren. Auf eine ähnliche Unterstützung hoffte Kaiser Franz Josef nun erneut für den Fall eines 
Krieges mit Sardinien und Frankreich sowie möglicherweise England. Indem man sich Russland wieder annähert, 
hoffte Wien mit dieser Unterstützung. (vgl. Unckel, Österreich, S. 239). 
472 Vgl. Schulz, Normen, S. 369. 
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so den Krieg möglichst schnell beenden, wie auch das Osmanische Reich. Folglich reisen die 

beiden Außenminister, Drouyn de Lhyse und Ali Pasha, zum 20. Mai 1855 direkt nach Wien, 

um persönlich an den Verhandlungen teilzunehmen, um so den Einfluss der Konferenz sowie 

ihre Erfolgschancen zu erhöhen.473 Trotz Telegraphen blieb das persönliche Treffen die beste 

Möglichkeit für erfolgreiche Gespräche. 

Lhyse wurde von verschiedenen Punkten getrieben. Der Krieg war in dieser Zeit vom Stillstand 

geprägt, der Unmut über den Konflikt im eigenen Land stieg und im Umkehrschluss sanken 

die Sympathiewerte des Kaisers. Napoleon III. wollte persönlich auf die Krim reisen und das 

Kommando direkt474übernehmen, um ein schnelles Ende des Kriegs zu erreichen. Jedoch 

versuchten die Politiker seines Kabinettes und die Militärs dies zu verhindern. Zu groß war die 

Gefahr, dass der damals kinderlose Kaiser durch Krankheit stirbt475 oder als Feldheer scheitert, 

was möglicherweise den Untergang des zweiten Kaiserreiches bedeuten können hätte. 

Folglich plante der französische Außenminister, den Krieg zu beenden, bevor der Kaiser 

aufbrechen konnte.476 Dabei hielt er weiterhin an seiner pro österreichische Haltung fest und 

ist zu Zugeständnissen auch bezüglich des dritten Punkts bereit.477 

Die Verhandlungen drehten sich weiter um den dritten Punkt, aber eine Einigung war kaum in 

Sicht. Österreich verteidigte in den Protokollen vom 17. April und vom 28. April 1855 seine 

weitere Haltung. Die beiden Auszüge zeigen, wie Österreich seine Bindung zu Russland wieder 

zu stärken suchte. Ein Abschluss der Verhandlungen war kaum in Sicht und da im Mai 1855 

neue Truppen auf der Krim eingetroffen waren, flammten die Kampfhandlungen erneut auf 

                                                             
473 Vgl. Doering-Manteufel, S. 298. 
474 Zuvor hatte er täglich mittels Telegraph Befehle an seine Oberkommandierenden vor Ort gesendet, dafür 
hatte er eine eigene Telegraphenstation in seinem Palast genutzt. Nun suchte er aber den Schlachtfeldruhm im 
Sinne seines Onkels (vgl. Figes, Crimea, S. 369). 
475 Es waren im Winter zuvor der englische Oberkommandierende Lord Reglan und der französische Saint Armand 
der Cholera erlegen. Dies war ungewöhnlich, da Epidemien zwar oft viele der einfachen Soldaten töteten aber 
selten die höheren Offiziere. Dass dies nun hier geschah, war ein Zeichen für die extremst schlechten 
hygienischen Bedingungen der Belagerer. Ein weiteres Beispiel für die Auswirkungen der Epidemien lässt sich an 
den Verlusten des Königsreich Sardiniens verdeutlichen. Hier starben sechs Soldaten durch Kampfhandlungen 
aber ca. 11.000 starben an Krankheiten. Die Sorge der Generäle und Minister war also berechtigt und man besaß 
wenig Vertrauen in das militärische Talent des Kaisers. Folglich suchte vor allem Frankreich weiter 
Verhandlungen und war für Zugeständnisse an Österreich offen. (vgl. Figes Croímea, S. 378 & vgl. Baumgart, War, 
S. 289). 
476 Letztendlich wurde Napoleon III. durch einen Staatsbesuch bei Königin Victoria von dieser von seinem Plan 
abgebracht, auf die Krim zu reisen, auch weil sich durch den Besuch ein Aufbruch so verzögern würde, dass der 
Kaiser erst im Herbst eintreffen könnte, wenn die Kampfhandlungen ruhen würden. Dass Napoleon III. auch von 
den Engländern abgehalten wurde, auf die Krim zu reisen, war ebenfalls ein diplomatisches Handeln von Lhyser, 
welcher dafür warb. Diese Episode zeigte auch, welchen Einfluss Staatsbesuche auf Handlungen und 
Verhandlungen haben können, neben dem Zeichen von Einheit (vgl. Schulz, Normen, S. 364.) 
477 Vgl. Doering Manteufel, Kongress, S. 290. 
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mit bis dahin unbekannte Intensität. Die Alliierten wollten die Festung mit neuen 

großkalibrigen Kanonen von Land und See her sturmreif schießen und hatten für die bessere 

Organisation den französischen General St. Armand zum gemeinsamen Oberkommandierten 

ernannt.478 Folglich sank das Engagement der alliierten Abgesandten in Wien drastisch, mit 

Ausnahme Ali Pashas und vor allem Drouyn de Lhyse. Letzterer fiel jedoch wegen seine pro-

österreichischen Haltung in Paris in Ungnade und ihm drohte eine Absetzung,479 weil er in der 

Flottenfrage, anders als England, einen Kompromiss suchte. 

In der Sitzung vom 26. April wurde das Flottenthema erneut aufgegriffen, nachdem an St. 

Petersburg durch den Abgesandten Gorshakov die groben Ideen und Modifikationen der Vier 

Punkte übermittelt worden waren und man eine Antwort des Zaren und seiner Regierung 

erhalten hatte. Die Antwort fiel wie erwartet aus, die Punkte Eins und Zwei wurden 

angenommen, jedoch nicht der Punkt drei, die Flottenreduktion. Hier war man nicht bereit, 

abzurüsten, die Festung Sebastopol zu schleifen oder auf Neurüstungen zu verzichten, wenn 

dann nur für einen bestimmten Zeitraum. Entgegenkommend würde man jedoch die 

Konvention von 1841 überarbeiten und fremde Kriegsschiffe passieren lassen, um die 

Integrität des osmanischen Reiches zu wahren.480 Dies wollten die Seemächte so nicht 

akzeptieren vor allem nicht Großbritannien, welches genauere Zahlen der Schiffsstärken und 

hierbei eine starke Limitierung forderte, aber auf die Auflösung Sebastopols verzichte.481 

Eine Einigung konnte auch in dieser Verhandlungsrunde nicht erzielt werden, Frankreich und 

vor allem Österreich sind um einen Kompromiss bemüht, welcher: „Elle (la Russie) n’en a pas 

besoin, ni pour Elle-même, puisqu’Elle les trouve dans ses propres forces, ni pour la Sublime 

Porte, qui n’en réclame pas de ce côté : mais il est juste que les Puissances alliées en 

demandent á la Russie dans l’intérêt de la Porte et contre retour de dangers qui ont été pour 

toute l’Europe une cause de si graves perturbations et de si énormes sacrifices. “482 Folglich 

wurde die nächste Sitzung nicht angesetzt und es fanden inoffizielle Verhandlungen statt. 

Hierbei kann noch von keinem Scheitern der Verhandlungen gesprochen werden, da solche 

                                                             
478 Vgl. Figes, Crimea, S. 345  
479 Vgl. Schroeder Austria, S. 187. 
480 Vgl. Protokoll vom 26. April 1855.  
481 Vgl. Protokoll vom 26. April 1855. 
482 S. Protokoll vom 26. April 1855. 
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Schritte für multilaterale Konferenzen durchaus üblich waren, wie bereits auf dem Wiener 

Kongress.483 Das Gremium traf sich erst wieder am 4. Juni 1855. 

In dieser Zeit verlor Österreich einen wichtigen Verbündeten, denn im Mai 1855 wurde der 

Französische Außenminister wegen seiner für Napoleon III. zu pro-österreichischen und vor 

allem seiner pro russischen Haltung, welche der des Kaisers entgegenstand, entlassen. Von 

seiner Entlassung erfuhr er in Wien per Telegramm. Sein Nachfolger wird ein getreuer 

Napoleons der polnisch-französische Graf Walewski.484 Dieser teilte die Haltungen seines 

Vorgängers nicht und reiste auch nicht selbst nach Wien, sondern telegraphiert lediglich 

Gedanken und Anweisungen. Für ihn war die Annahme des dritten Punktes durch Russland 

ebenfalls zentral, auch wenn er weiterhin zu Zugeständnissen bereit war. Sein Amtsantritt 

verzögerte jedoch das Stattfinden der nächsten Sitzung, da er mehr Vorbereitungs- sowie 

Koordinationszeit benötigte. Dies ließ er Buol über den österreichischen Botschafter in Paris, 

Alexander von Hübner, per Telegraphen am 28. Mai 1855 mitteilen.485 Der neue 

Außenminister glaubte, dass Russland einen neu ausgearbeiteten Vorschlag annehmen 

könnte und wollte daher an der neuen Ausarbeitung beteiligt werden, folglich verzögerte sich 

die Fortsetzung. 

Da Russland jedoch nicht gewillt war, auf die neuen Forderungen einzugehen, forderte auch 

Walewski in Einklang mit London die Schließung der Konferenz, welche mit der ablehnenden 

Haltung des Zaren gegenüber der Frage um Punkt Drei zu begründen sein sollte.486 Der 

französische Botschafter warnte am selben Tag in einem weiteren späteren Schreiben487 vor 

einer weiteren Annäherung Österreichs an den Osten, dabei nutzte Frankreich die Angst vor 

möglichen Revolutionen, um Wien an sich zu binden.488 Napoleon III. benötigte jedoch auch 

einen militärischen Sieg auf der Krim, um seine eigene Position nicht zu gefährden, folglich 

schwand die Chance auf Erfolg in den Verhandlungen weiterhin. Österreichs Position wurde 

weiterhin geschwächt und die Entfremdung mit den Westmächten vor allem Frankreich 

wurde vorangetrieben, während gleichzeitig keine großartige Annäherung an Russland oder 

                                                             
483 Vgl. Schulz, Normen, S. 365. 
484 Vgl. Schroeder, Austria, S. 217. 
485 Vgl. Hübner an Buol vom 28.05.1855. 
486 Vgl. Colloredo an Buol vom 28.05.1855. 
487 Hier zeigt sich erneut, wie sich neue Dynamiken durch die Technologieentwicklungen ergaben. Eine solche 
Dauerfolge von Schriftstücken wäre vor dem Telegraphen kaum möglich gewesen, vor allem da die Post länger 
gebraucht hätte. 
488 Vgl. Hübner an Buol 28.05.1855. 
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eine Stärkung im Deutschen Bund erfolgte. Wien wurde isoliert und verlor somit seinen 

Großmachtstatus.489 

In London war die Situation ähnlich wie in Paris, was Buol durch den dortigen Botschafter 

Colloredo am 28. Mai 1855 mitgeteilt wurde: „Dans l’état présent de l’esprit public, du 

sentiment national excité, il y aurait beau jeu à proclamer que la paix laisse la Russie dans la 

possession de ses moyens […] que les intérêts, l’honneur et la gloire de l’Angleterre ont été 

trahis par ceux qui l’ont (la guerre) conclue.“490 Zwar war der britische Gesandte Russel bereit 

für Friedensverhandlungen und warb direkt für diese in London, aber die Regierung 

Palmerston stand dem entgegen, was auch der nationalistischen Öffentlichkeit geschuldet 

war, wie es Colloredo vermutete. Allerdings wendete sich die Stimmung der medialen 

Öffentlichkeit Großbritanniens zu jener Zeit gegen den Krieg und somit gegen die Regierung 

Palmerston. Dies drängte Westminster dazu, den Krieg schnell zu beenden. Wollte Russel eine 

diplomatische Lösung, hoffte der Premierminister auf einen militärischen Erfolg, den auch 

Frankreich benötigte. Somit waren die Würfel gefallen, der Krieg sollte mit den Waffen 

entschieden werden und dies ohne Österreich, welches man nicht für einen 

vertrauenswürdigen Partner hielt und neutral war.491 

Berlin ließ verlautbaren, dass es auf eine Entfremdung mit den Westmächten hoffte, damit 

fiel es als Partner weg. Aber Österreich wollte Preußen nicht mehr als Partner an , da die 

Konkurrenz im Bund nun zu groß war, damit gewann die Deutsche Frage für Wien an 

Wichtigkeit und somit das Werben um die Mitteldeutschen Staaten.492 

Die letzte und vierzehnte Konferenzsitzung fand am 4. Juni 1855 statt, schon die verringerte 

Teilnehmerliste493 ließ das Scheitern der Treffen erkennen. Jedoch sollte eine 

Abschlusserklärung verfasst werden, welche als eine Basis oder zu mindestens Leitlinie für 

Friedensverhandlungen dienen sollte.494 

                                                             
489 Vgl. Doering-Manteufel, Kongres, S. 469. 
490 S. Colloredo an Buol vom 28.05.1855. 
491 Vgl. Trager, Consequences, S. 261. 
492 Vgl. Esterhazy an Buol vom 30.05.1855 und Doering-Manteufel, Kongress, S. 271. 
493 Lord Russel war nicht mehr anwesend so wie auch kein zweiter französischer Abgesandter neben Bourqueny. 
Walewski hat hier nicht die Position seines Vorgängers eingenommen, das verringerte Interesse der Westmächte 
wird somit erkenntlich. 
494 Vgl. Doering-Manteufel, Kongress, S. 275. 
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Buol eröffnet die Sitzung mit der Verlautbarung von drei Grundprinzipien für die Lösung der 

Frage um den Dritten Punkt für einen Friedensvertrag, welcher nach einem Waffenstillstand 

ausgehandelt werden konnte: 

„1. Rattacher l’existence de l’Empire ottoman plus complètement à l’équilibre européen. 2. 

Etablir une juste pondération des forces maritimes entre les deux Etats riverains de la mer 

noire. 3. Donner une nouvelle consécration à la règle de la fermeture des détroits, tout en à 

la Sublime port la faculté d’appeler les flottes de Ses alliés lorsqu’Elle se croirait menacée.“ 495  

Dabei sollte diese Lösung für beide Seiten ehrenhaft sein, was erneut ein Zugeständnis an 

Russland darstellt, da schon im Wortlaut die Interessen der Westmächte zweitrangig waren.496 

Die Westmächte sprachen sich für starke Reduzierungen der Schwarzmeerflotte aus, welche 

Russland weiterhin ablehnte. Weiters sahen sie den Vorschlag Österreichs als zu vage an, er 

würde Russland zu viel Freiraum lassen und die Forderung ad absurdum führen. Russland war 

dem Vorschlag gegenüber positiv gestimmt, wollte jedoch auch nähere Details geklärt haben 

und lehnte zu starke Reduzierungen als de facto entmachtend ab.497 Prokesch appellierte an 

Russland, einen Vorschlag zur Limitierung der Flotte und somit nicht zur absoluten Abrüstung 

in Erwägung zu ziehen.498 Er versicherte zuvor in Einzelgesprächen, dass es weiterhin Mittel 

und Wege geben würde, diese Auflagen zu umgehen oder dass sie später revidiert werden 

können.499 Durch die verhärteten Fronten schlug Buol vor, dass ein konkreter Vorschlag für 

ein Konzept zur Flottenfrage durch Russland ausgearbeitet würde . Abschließend wurden 

folgende Punkte erklärt und nach St. Petersburg übermittelt: „Après quelques observations 

du prince Gortrhakoff tendant à modifier l’impression produite sur le Baron Bourqueney par 

la circulaire de M. le Chancelier de l’Empire de Russie, la séance a été levée.“500  

Damit schloss die Sitzung, ohne dass ein neuer Termin festgelegt wurde. Buol erkannte das 

Scheitern der Konferenzen und informierte seine Botschafter in Paris und London. Er 

begründete dies mit der ablehnenden Haltung der Westmächte gegenüber der Konferenz, 

ihrer Unwilligkeit zu Kompromissen im Dritten Punkt und ihrem Kriegswillen. So schreibt er 

am 6. Juni 1855: „C’est aux Plénipotentiaires de France et de l’Angleterre à en assumer la 

                                                             
495 S. Protokoll vom 4.06.1855. 
496 Vgl. Schulz, Normen, S. 340. 
497 Vgl. Protokoll vom 4.06.1855. 
498 Ebd.  
499 Vgl. Schroeder, Austria S.267. 
500 S. Protokoll vom 4.06.1855. 
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responsabilité, car ce sont eux qui, d’après leurs instructions positives, ont décliné la 

discussion; ils ont prononcé, sans fin […] Dans cet état de choses nous avons dû déclarer de 

notre part que nous nous trouvions à bout de proposition, et nous avons accepté la clôture 

des Conférences prononcée par eux.“ 501 

Damit war Österreichs Vermittlungsversuch im Krimkrieg offiziell gescheitert, es war Wien 

nicht gelungen, den Krieg mittels Verhandlungen zu beenden. Dabei zeigte sich, dass die 

Richtungs- und Seitenwechsel nach und nach verschiedene mögliche Verbündete 

entfremdeten. Buol selbst glaubte, dass Österreich mit dem nicht endgültigen Eintreten in den 

Konflikt seine eigene unabhängige Position gestärkt habe: „On aurait commençait à s’habituer 

à l’idee que l’Autriche devait se prêter aux convenances d’autrui et subir les boutades. On 

aurait trouvé commode d’annoncer simplement au Parlement que les Conférences avaient 

été closes, de criailler en faveur de la guerre et de se tenir une porte ouverte à la paix“ 502 Doch 

er hatte sich geirrt, Österreich war während des Konflikts kein leichter Partner und in den 

internationalen Beziehungen gerade zu Russland sollte dies Folgen haben. Die Eigenschaft, 

nicht leicht als Partner gewonnen zu werden, führte eher dazu, dass es als Bündnispartner 

wenig gefragt war, was zur eigenen Isolation und dem Verlust wichtiger Partner führte. Dies 

war vor allem bei den zahlreichen außen- und sicherheitspolitischen Fragen Wiens fatal, denn 

Partner sind in der Zeit nach dem Krimkrieg mit einem sich auflösenden Konzert wichtiger 

denn je.503 

Nun sollte es vor allem das Ziel Wiens sein, seine Position im Deutschen Bund durch seine 

wenn auch erfolglose Friedensstifterpositionen zu stärken und sich hier gegenüber Preußen 

zu platzieren, wie es auch der Botschafter Österreichs in Berlin empfahl.504 An den 

Friedensbemühungen zur Beendigung der Kämpfe war auch für Wien nicht mehr zu denken, 

dieser Krieg sollte militärisch entschieden werden.505 

 

                                                             
501 S. Buol an Hübner/Colloredo vom 06.06.1855. 
502 S. Buol an Hübner/Colloredo vom 06.06.1855. 
503 Vgl. Trager, Consequences, S. 260. 
504 Vgl. Abbenhuis, Tools, S. 10. 
505 Vgl. Abdenhuis, Tools, S. 12. 
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4.6. Die letzten Kampfhandlungen und Pariser Frieden (Juli 1855 – März 1856) 

Die Alliierten versuchten nicht weiter, Österreich in die Kampfhandlungen einzubeziehen, sie 

bedauerten zwar dessen Nichtteilnahme, sie wollten aber auch keine weiteren 

Verhandlungen führen, wie es auch der französische Außenminister am 15. Juli 1855 nach 

Wien telegraphiert.506 Russland begrüßte die Haltung Wiens zwar, vor allem die des Kaisers, 

der sich letztendlich weigerte, aktiv in den Krieg einzutreten, allerdings misstraute man 

weiterhin Buol, der als antirussisch galt. Es gelang Wien, sein Verhältnis zu St. Petersburg zu 

verbessern, aber eine Allianz lag in weiter Ferne. Vor allem war diese unwahrscheinlich, so 

lange Buol im Amt war. Jedoch war auch aus russischer Sicht klar, dass Österreich in der 

Zukunft ein möglicher Partner bleiben würde, eher als Frankreich oder Großbritannien. Das 

Verhältnis war fortan jedoch abgekühlter denn je und Preußen wäre für St. Petersburg der 

verlässlichere Partnergewesen. Gründe dafür waren nicht zuletzt die familiären Bande und die 

Tatsache, dass Berlin neutral blieb ohne russische Truppen zu binden. Folglich war das 

Misstrauen in Österreich groß.507 

Im August gingen die Kämpfe weiter und Russland telegraphierte am 1. September 1855 nach 

Wien, dass man weiterhin nicht mit dem dritten Punkt einverstanden wäre und versuchen 

wollte, durch eine gute militärische Lage vor Friedensverhandlungen eine starke Position für 

einen ehrenhaften Frieden zu haben.508  Dabei wollte man bis zum Winter den Krieg 

überstehen und dann im Frühjahr nach einer erfolgreichen Offensive über den Frieden 

verhandeln.509 

Eine Woche nach dem Telegramm änderten sich die militärischen Bedingungen erneut, die 

Alliierten nahmen die Festung Sebastopol ein, ohne jedoch dabei die russischen Streitkräfte 

zu vernichten, diese konnten abziehen und sich im Norden der Halbinsel neu formieren. Da 

der Winter nahte, verfolgten die Alliierten die Russen nur zaghaft und hofften, allein mit der 

Einnahme der Festung Sewastopol sowie bereits im August der Festung Kalycic den Zaren zur 

Kapitulation bewegen zu können.510 

                                                             
506 Vgl. Hübner an Buol vom 15. Juni 1855. 
507 Vgl Trager, Consequences, S. 261. 
508 Vgl. Karnicki an Buol 20.08.1855 
509 Vgl. Baumgart, War, S. 278. 
510 Vgl. Figes, Crimea, S. 389. 



 

108 

Wieder forderten die Alliierten St. Petersburg direkt auf, an den Verhandlungstisch zu 

kommen, jedoch ohne Erfolg, erst warteten die russischen Generäle erneut den Winter ab. 

Dieses Mal gelang es Wien nicht, die verfeindeten Parteien an den Konferenztisch zu 

bekommen, was ein Ausdruck des geschwundenen Einflusses auf das Mächtekonzert war. 

Dies war nicht nur der militärischen Lage, sondern vor allem der vielen Seitenwechsel 

geschuldet, weil keine der beiden Seiten glaubte, dass Österreich in Friedensverhandlungen 

für die eigenen Interessen nützlich oder vertrauenswürdig sein könnte.511 Im Frühjahr setzten 

die Alliierten zu Angriffen an, welche keinen Erfolg brachten, sondern offenbarten, wie 

geschwächt die russischen Truppen bereits waren.  

Erneut forderten die Westmächte Berlin und Wien dazu auf, den Zaren Alexander II. zu 

Friedensverhandlungen zu bewegen. Franz Josef wendete sich daraufhin direkt an den Zaren, 

dieser lehnte noch ab, da er einen militärischen Erfolg benötigte, um nicht schwach in die 

Verhandlungen einzutreten. Dieser Sieg kam am 29. November 1855 mit der Einnahme der 

Festung Kars in der Türkei, die Lage auf der Krim blieb jedoch aussichtslos. Zuletzt willigte 

Alexander II. in Friedensverhandlungen ein, nachdem sein Onkel, der preußische König, ihn in 

einem direkten Schreiben vom 2. Dezember 1855 darum bat.512 Friedrich Wilhelm IV. wurde 

von London aus gedrängt aktiv zu werden und Einfluss auf den Zaren zu nehmen, wenn 

Preußen eine Großmacht würde sein wollen.513 Alexander II. lenkte ein, daraufhin wurde 

Österreich noch einmal aktiv. Dies war nicht nur ein erfolgloser Annäherungsversuch an den 

Westen, aber vor allem im Deutschen Bund Preußens Erfolge mindern sollte. 

Österreich sendete unter der Führung Buols, mit Einvernehmen des Kaisers mit Einwilligung 

der Westmächte und der Unterstützung Preußens den Grafen Esterhazy im Januar 1856 nach 

St. Petersburg. Dort legte er die Vier Punkte in einer neuen Formulierung aber mit ähnlichem 

Inhalt als Grundlage für abschließende Verhandlungen vor. Am 16. Januar 1856 ließ der 

russische Regierungschef Nesselrode dem Grafen Esterhazy ausrichten, dass Zar Alexander II. 

die Vier Punkte ohne weitere Vorbehalte als Friedenspräliminarien annehme.514 Damit 

                                                             
511 Vgl. Trager, Consequences, S. 262 und Schroeder, Austria, S. 245. 
512  Vgl. Wetzel, War, S. 185. 
513 Preußen drohte auch mit einem Kriegseintritt, ob dies jedoch geschehen wäre, ist umstritten. der Hauptgrund 
für das Handeln war wohl die Aussicht auf schlechte Beziehungen nach London sowie Prestigeverlust. Ferner 
konnte Berlin sich erneut stärker als Österreich im Deutschen Bund als Friedensstifter positionieren und somit 
die Vormacht im Bund beanspruchen. Dieser Anspruch sollte in den kommenden zehn Jahren wachsen und 
letztendlich militärisch ausgetragen werden (vgl. Schulz, Normen, S. 365). 
514 Vgl. Schroeder, Austria, S. 246. 
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wurden die ausgehandelten Punkte der Wiener Konferenzen doch noch zu einem Grundpfeiler 

für den Frieden, sie waren daher nicht nutzlos und Österreich konnte auf weiteren Einfluss bei 

der Gestaltung des Friedens und auf mögliche neue zu knüpfende Bande auf dem 

internationalen Parkett hoffen. 

Buol versuchte, die Verhandlungen erneut und dauerhaft nach Wien holen zu können. Am 1. 

Februar trafen sich die Abgesandten der Konferenzen erneut in Wien und legten nochmals 

gemeinsam fest, dass die vier Punkte in der nun bestehenden Form Grundlage für Frieden 

seien.515 

Jedoch gelang es den Westmächten, sich mit dem Verhandlungsort durchzusetzen, es wurde 

gegen den Willen Österreichs Paris zum Ort der Friedensverhandlungen auserkoren, wo diese 

auch am 15. Februar 1856 begannen.516 

Die Wahl des Ortes hatte mehrere bemerkenswerte Aspekte:  Dass die Hauptstadt Frankreichs 

gewählt worden war, war ein klares Zeichen für die Wiedererlangungen der Europäischen 

Großmachtstellung Frankreichs.517 Es ist jedoch auch ein Zeichen der Abwendung von Wien. 

Die Abwahl als ein neutraler Verhandlungsort ist für Österreich ein Dämpfer. Hatte man vorher 

den Anspruch die Verhandlungen hier abhalten zu können, wurde man nun nicht nur 

übergangen, sondern kategorisch abgelehnt trotz der Vorarbeiten.518 Ferner wurde gezeigt, 

dass vom Konzertsystem abgegangen wurde. War Wien noch die symbolische Hauptstadt 

dieser Verhandlungen gewesen und dieses Systems bedeute, dass das Ende des 

Mächtekonzertes eingeleitet wurde und das Zeitalter des Nationalismus sowie des Friedens 

im Land der Sieger begann. Für die Großmächte hieß dies, im Falle eines Endes des Konzerts 

neue Partner suchen zu müssen, vor allem für Wien.  

Als letztes wird die Frage aufgeworfen, wie Österreich trotz seiner diplomatischen Misere den 

Frieden mitgestalten konnte. Dafür werden hier nur einige Auszüge des Pariser Friedens 

                                                             
515 Vgl. Schulz, Normen, S. 367. 
516 Vgl. Doering- Manteuffel, Kongress, S. 280. 
517 Die Historikerin Doering-Manteuffel sieht darin sogar den Ausdruck der Vormachtstellung oder auch nur den 
Anspruch dadurch Napoleon III. für das Kaiserreich erhoben. 
518 Der Finanzminister hingegen war sehr erfreut, da solche Kongresse oft mit großem Finanzaufwand 
einhergingen und der Krieg schon enorme Summe verschlungen hatte. 
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behandelt.519 Was konnte aus den Wiener Protokollen aktiv umgesetzt werden und was 

konnte Österreich für Erfolge verbuchen? 

Artikel 4 des Pariser Friedens erklärte die Donauschifffahrt für frei, ähnlich der 

Rheinschifffahrtserklärung von 1815 im Rahmen der Wiener Note. Festgelegt wurde ferner, 

dass eine Kommission für die Donauschifffahrt bestehend aus den Anrainerstaaten zu gründen 

wäre, was auch 1857 geschah. Die Donau-Uferstaaten-Kommission, welche aus Vertretern aus 

Österreich, Bayern, der Türkei, Württemberg sowie aus Kommissaren für Moldau, die 

Walachei und Serbien bestand, verabschiedete die 47 Artikel umfassende 

Donauschifffahrtsakte, die am 7. November 1857 in Wien unterzeichnet wurde. Damit konnte 

Wien einen zentralen Punkt, welche es in den Verhandlungen angebracht hatte, durchsetzen. 

Hier war die Möglichkeit gegeben, in Zukunft vor allem die Süddeutschen Staaten enger an 

sich binden zu können.520 

Im Rahmen dieses Punktes konnte auch ein Standpunkt der Westmächte in verminderter 

Form umgesetzt werden: Es wurde den Großmächten erlaubt, jeweils zwei leicht Kriegsschiffe 

in den Donaumündung für Zoll- und Polizeiaufgaben zu stationieren, aber nicht, wie 

ursprünglich vorgesehen, normale Kriegsschiffe. Damit konnte hier ein Kompromiss 

durchgesetzt werden, welcher von Russland und mit Österreichs Unterstützung erzielt 

wurde.521 Dies stellt also einen Teilerfolg für Österreich dar. 

Die Flottenreduzierung und die Revidierung des Meerengenvertrags von 1841 konnten 

abgewendet werden, dieser Erfolg konnte in Kooperation zwischen Russland und Österreich 

erreicht werden, wie vorher von Prokesch versprochen. Dieser kleine Erfolg der Westmächte 

konnte kaum verstärkt werden, da auch im Rahmen des Meerengenvertrages das Schwarze 

Meer für neutral erklärt worden war. Als Folge legte eine besondere Konvention die Zahl der 

Kriegsschiffe und Rüstungsparitäten fest, also wie viele Schiffe jede Nation haben durfte, um 

so ein Gleichgewicht bei den Aufrüstungen zu schaffen. Vorrangig sollten beide, Osmanen und 

Russen, nicht aufrüsten, um die Neutralität des Meeres zu gewährleisten. Die Festung 

Sewastopol blieb erhalten, hier konnte Wien ebenfalls einen Teilerfolg verbuchen, da die 

                                                             
519 Eine gesamte Untersuchung auch in Hinblick auf die Frage des Ende des Konzertes und die einhergehende 
Neuordnung des Mächtesystems in europäischer Perspektive kann hier auf Grund des Arbeitsanfangs nicht 
gegeben werden, jedoch kann gerade die Zeit zwischen 1856 und 1866 für Österreich in anderen Arbeiten 
betrachtet werden. 
520 Vgl. Doering-Manteufel, Kongress, S. 287. 
521 Vgl. Doering-Manteufel, S. 390. 
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große Krise, die Abrüstung der Schwarzmeerflotte, verhindert werden konnte, sehr zum 

Ärgernis der Westmächte.522 

Ein letzter Erfolg konnte mit Frankreich erzielt werden, da es durch gemeinsames Einwirken 

auf London gelang, den Friedensvertrag auch durch Preußen unterzeichnen zu lassen. Selbst 

wenn diese nicht den Inhalt der Urkunde gestalteten, war jedoch ein Versuch zu erkennen, 

das Konzert der Mächte erneut zu beleben.  Dies kann auch für die kurz darauf folgende 

Pariser Erklärung, welche vor allem das Seerecht und die Orientalische Frage aufgriff,523 gesagt 

werden. 

Jedoch blieben diese kleinen Erfolge ohne größere Wirkung, das Mächtekonzert, einst einer 

von Österreichs wichtigsten Mechanismen in der Außenpolitik, war kaum mehr als ein 

formales Konstrukt ohne wirkliche Durchsetzungsmacht, mit fehlenden Institutionen und drei 

wichtigen Akteuren, London, Berlin und St. Petersburg, welche kaum noch Interesse an 

diesem Konstrukt besaßen. Damit begann ein Abstieg in die Bedeutungslosigkeit des 

Mächtekonzerts und somit auch eine Schmälerung der Position Österreichs in Europa.  

Den de jure Erfolgen müssen die de facto Konsequenzen gegenübergestellt werden. Zwar 

konnte der Frieden aktiv mitgestaltet werden, aber nur ein eigenes Ziel, die Freiheit der 

Donauschifffahrt, konnte umgesetzt werden. Vorrangig wurden im Konzert das zentrale 

Interesse der Russen unterstützt und schließlich mit Kompromissen umgesetzt: die Frage der 

Schwarzmeerflotte. Dafür konnte kein Bündnis mit St. Petersburg wiederbelebt werden, zu 

tief war das Misstrauen zwischen den ehemaligen Partnern der Heiligen Allianz nach den 

mehrfachen Seitenwechseln Wiens und dem Allianzvertrag mit dem Westen sowie der 

Besetzung der Donaufürstentümer. Vor allem die Person Buol war unbeliebt, da dieser als pro 

westlich galt.524 Die Unterstützung bei Revolutionen im eignen Land war ungewiss, die 

Ungarnfrage von neuem Interesse, da es neue Absicherungsmechanismen gegen Erhebungen 

brauchte. 

Buol konnte sich mit seiner Politik nicht durchsetzen, ein Bündnis mit einem der Westmächte 

war nicht in Sicht. Großbritannien hatte noch weniger Interesse an einer Allianz mit einem 

                                                             
522 Russland hatte seine Schwarzmeerflotte de facto im Krimkrieg verloren, hatte nun aber legale Möglichkeiten 
der Aufrüstung und bei der Größe der Schiffe wurden keine Limitierungen etwa nach BRT, Länge oder anderen 
Kriterien festgelegt, nur die angestrebte Höchstzahl von sieben Schiffen und das Paritätssystem für alle weiteren 
Gefährte galt (vgl. Crevelt, Technology, S. 188). 
523 Vgl. Trager, Consequences, S.252. 
524 Vgl. Schroeder, Austria, S. 378 &Wetzel, War, S. 187. 
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unzuverlässigen Partner, denn der hätte die eigenen Interessen gefährdet.525 Frankreich 

vertrat mit dem neuen Außenminister eine ähnliche Position, da Österreich unzuverlässig war 

und man selbst nun stark genug im Mächtekonzert stand, auch wenn dieses geschwächt war. 

Dafür war die Bindung an das Sardinische Königreich stärker denn je und wurde von 

Großbritannien unterstützt.526 Somit hatte ein Konkurrent Österreichs, welches seine 

italienischen Gebiete bedrohte, einen mächtigen Partner noch stärker an sich gebunden, die 

Eskalation der Italienfrage warf ihre Schatten voraus. 

Die Deutsche Frage konnte nicht zu den eigenen Gunsten gedreht werden, Preußen hatte 

seine Position durch seine eigene neutrale Haltung gefestigt, sich als Hegemonial- und 

Schutzmacht angeboten und diese Frage neu eröffnet, vor allem Bismarck hatte dafür gewirkt. 

Zwar bestand die Möglichkeit die Süddeutschen Staaten durch die 

Donauschifffahrtskommission weiter an sich zu binden, aber eher wirtschaftlich, als politisch. 

Die unsichere und wechselhafte Haltung Österreichs bedeutete einen Vertrauensverlust bei 

den Mitteldeutschen Staaten und somit begann hier der Verlust der Vormachtstellung im 

Bund und in Einbeziehung der anderen nun offeneren Fragen der drohende Verlust des 

Großmachtstatus.527 Österreich musste neue Partner suchen und sollte erst nach der 

Reichsgründung 1871 wieder fündig werden. Im Jahr 1853 wurde der Fokus neuerdings auf 

den Balkan gelegt, wobei man versuchen sollte, die sich anbahnende Auflösung des 

Osmanischen Reiches zu seinem Vorteil zu nutzen. Die Außenpolitik verlagerte sich 

zunehmend hierher, ein Prozess, welcher sich bis 1914 auch aufgrund anderer Ereignisse 

verstärken würde.528 

Hinzu kam neben dieser außenpolitisch prekären Lage, dass der Krieg enorme Geldsummen 

verschlungen hatte, die Besetzung der Donaufürstentümer, welche gemäß des Pariser 

Vertrages Anfang 1857 beendet worden war, hatte die Staatskassen schwer belastet.529 

Folglich wurde das Militärbudget wie der gesamte Haushalt gekürzt, was sich in den 

kommenden Kriegen fatal auswirken sollte. Die mit unterfinanzierter Armee geführten Kriege 

in Italien und gegen Preußen resultierenden in Niederlagen und verursachten einen 

                                                             
525 Vgl. Figes, Crimea, S. 419-420. 
526 Vgl. Michaelis, Napoleon, S. 52-54. 
527 Vgl. Schulz, Normen, S. 369 & Doering-Manteufel, Kongress, S. 356. 
528 Vgl. Trager, Consequences, S. 253 & Unckel, Österreich, S. 257. 
529 Vgl. Unckel, Österreich S. 264 & vgl. Baumgart, War, S. 294. 
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Staatsbankrott, der schlussendlich innenpolitischen Reformen nach sich zog, auch um 

Revolutionen zu verhindern. 
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5. Schlussbetrachtung 

Die in der Forschung lang übersehene Rolle Österreichs im Krimkrieg bietet zahlreiche 

verschiedenen neue Blickwinkel, vor allem in Fragen der Wirksamkeit von Neutralität und 

Richtungswechseln in einem multilateralen System, wie dem Konzert der Mächte des 19. 

Jahrhunderts.  

Zu Beginn des Konfliktes war Österreich stark bemüht, diesen nicht eskalieren zu lassen, damit 

handelte Wien gemäß den zentralen Leitlinien des Mächtekonzertes aus dem Jahr 1815: Ein 

Krieg in Europa sollte auf jeden Fall vermieden werden, besonders zwischen den 

Großmächten, um Konflikte wie die napoleonischen Kriege nicht zu wiederholen.530 Das 

gleiche galt für die Revolutionen von 1848/49, welche Österreich an den Rand des Untergangs 

brachten. 

Die orientalische oder russisch-türkische Krise des Jahres 1853 versuchte Österreich neutral 

zu lösen, dabei nutzte es vor allem seine historischen Beziehungen zu Russland, welche durch 

die Heilige Allianz enger waren als die von St. Petersburg zu anderen Staaten. Vor allem nach 

dem Abbruch der direkten Beziehungen zwischen dem Zaren und dem Sultan ab dem 21. Mai 

1853 bot Wien sich als ein akzeptabler Vermittler sowie ein praktischer Verhandlungsort an.531 

So sind die objektiven Züge der Neutralität definitiv erkennbar, jedoch zeigten Österreichs 

Positionierungen und Motivationen auch einen anderen Grund für Neutralität: Der Wunsch 

nach Garantie der inneren Sicherheit vor allem im Falle einer Revolution bei gleichzeitigem 

Gewinn neuer Partner. Ein Bündnis mit dem Westen, welches vor allem von Buol angestrebt 

wurde, sollte die Gefahr von Revolutionen mindern, da die möglichen Unterstützer von 

Erhebungen, vor allem Frankreich, Verbündete Wiens wären. Somit gäbe es Lösungen für die 

Italienfrage und die Revolutionsfrage. Ebenfalls befürworteten die deutschen Staaten die 

Neutralität, da diese Russland eher als eine Bedrohung wahrnahmen als Frankreich, folglich 

würde auch die Deutsche Frage so positiv gelöst werden. Hingegen wollte Wien gleichzeitig, 

vor allem der Kaiser, den alten Verbündeten Russland nicht verlieren, da dieser der einzige 

Garant für direkte militärische Unterstützung im Fall einer Revolution war.532 Gleichzeitig 

                                                             
530 Vgl. Trager, Consequences, S. 245. 
531 Vgl. Wetzel, War, S. 56. 
532 Dies ist auch aus geographischen Gründen ersichtlich. 
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fürchtete Österreich allerdings eine zu große Abhängigkeit vom Zarenreich und dessen 

Machtzuwachs im Balkan, welcher auch im Interessengebiet der Donaumonarchie lag.  

Auf Grund dieser Uneinigkeit in der Frage der Ausrichtung in den internationalen Beziehungen 

und der angespannten Finanzlage sah Wien in der temporären Neutralität die profitabelste 

Möglichkeit des Verhaltens. Neutralität einer Großmacht wurde folglich zum politischen 

Mittel der Willensdurchsetzung. Für diese sollten die Mechanismen des Mächtekonzertes in 

Form der Konferenzdiplomatie genutzt werden. Dafür nutzt Buol Wiens zentrale Lage 

zwischen den Konfliktparteien und neue Technologien, wie den Telegraphen, um die Krise 

schnell zu lösen. Die Pläne Buols wurden begünstigt, da sich die (theoretische) Ausrichtung 

des Konzertes und das politische Hauptinteresse Wiens, Frieden in Europa vor allem unter den 

Großmächten, überschnitten. Das Konzert sollte Mittel zum Zweck der Stabilität des 

Habsburgerreiches sein. Jedoch scheiterten diese Versuche und im Oktober 1853 brach der 

Krieg aus. Um dies zu verhindern, förderte Österreich diplomatische Bestrebungen, sodass die 

Kriegsparteien durch diese den Krieg beenden könnten.533 

Während der Krieg zwischen der Hohen Pforte und St. Petersburg begonnen hatte, war Wien 

entschlossen, zunächst weiterhin neutral zu bleiben, diese Neutralität sollte jedoch eine 

bewaffnete sein. Dieser Schritt aber war eine erste Handlung, welche eine pro-westliche 

Haltung Österreichs erkennen lässt. Da die Mobilisierung und Bereithaltung von Truppen, 

welche einer solchen Erklärung folgte, sich schon aus geographischen Gründen nur gegen 

Russland wenden konnte.534 In der Auffassung der Zeit war diese Neutralität aus rechtlicher 

Sicht akzeptabel, da sie nur der Verteidigung galt. Des Weiteren wurde im multilateralen 

System des Mächtekonzertes von den Großmächten erwartet Stellung zu beziehen und 

Neutralität war eine mögliche Haltung.535 Erneut zeigt sich der Versuch, möglichst viele 

potentielle Alliierte und gleichzeitig den Einfluss auf das Geschehen zu behalten. Folglich 

wurden die Konferenzen in Wien fortgesetzt.  

Die Vernichtung der türkischen Flotte bei Sinope im November 1853 zwang das Konzert und 

somit auch Österreich erneut zum Handeln. Während sich die Alliierten weiterhin für 

militärische Wege Russland zu stoppen einsetzten, wollte der Kaiser seinen alten Verbündeten 

                                                             
533 Vgl. Schrooeder, Austria, S. 189. 
534 Vgl. Traeger, Consequences, S. 256 
535 Bis zum Frühjahr 1854 waren auch die Seemächte offiziell neutral, aber zeigten klar ihre Sympathien 
gegenüber den Osmanen. Folglich war das Verhalten Wiens genauso akzeptabel wie deren, oder Preußens, 
welches absolut neutral war.  
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nicht verlieren. Der pro-westliche Außenminister Buol konnte sich nicht durchsetzen, folglich 

wurde erneut ein Mittelweg in den Mechanismen des Konzertes gefunden. Das 

Dezemberprotokoll zeigt, wie Wien gemeinsam mit Großbritannien, Frankreich und Preußen 

unter der Zuhilfenahme des Konzertes seine Neutralität und seinen Einfluss zur Geltung zu 

bringen versuchte und dabei den Krieg beenden wollte, um nicht selbst hineingezogen zu 

werden.536 

Der Vorstoß scheiterte jedoch an der durch den Westen befeuerten Ablehnung durch die 

Hohe Pforte. Die Episode zeigt die Uneinigkeit der Regierung in Wien, wobei der 

Außenminister versuchte, den Westen zu gewinnen und der Monarch das Gegenteil bei einem 

Treffen mit dem Zaren anbrachte. Daher kann hier von Neutralität auf Grund von Uneinigkeit 

gesprochen werden, eine Lähmung wird erkennbar, die durch die Uneinigkeit, welche der 

politischen Fragen entscheidender und welcher außenpolitische Kurs zu nehmen wäre, 

hervorgerufen wurde.537 

Der Eintritt der Westmächte in den Krieg im März 1854 zeugte von einem wiederholten 

Scheitern der diplomatischen Bemühungen, die weitere Ausbreitung des Krieges konnte nicht 

verhindert werden. Die nun folgende Handlung Österreichs verdeutlicht seine bewaffnete 

Neutralität und unterstrich, dass man jederzeit bereit war, in den Kampf einzuschreiten: Die 

Besetzung der Donaufürstentümer im August 1854. Hierbei bleibt Österreich zwar noch 

neutral, aber nur im weiteren Sinne. Es zeigte sich die anti-russische Tendenz des Handelns, 

da die Besetzung dieser Gebiete, während sich der Krieg auf die Krim verlagert, de iure als die 

Schaffung einer Pufferzone zwischen den kriegsführenden Parteien betrachtet werden kann, 

vor allem mit der Erlaubnis der über die Donauprovinzen herrschenden Osmanen. Aber de 

facto richtete sich das Vorgehen gegen Russland. Der Präsenz der 300.000 Soldaten sollte viele 

russische Soldaten während des Krieges binden und so blieben die Truppen bedrohlich. Das 

kann als kein rein neutraler, sondern muss als ein pro-westlicher Akt gesehen werden.538 Es 

scheint, als sei Österreich zum Krieg bereit gewesen. 

Jedoch zeigten die Aktivitäten des Herbsts und Winters 1854 das Gegenteil, da Wien nun 

erneut versuchte, den Konflikt diplomatisch zu lösen. Dies wurde nicht nur durch die 

angespannten Finanzen erklärt, sondern auch durch Druck aus Deutschland. Die Deutsche 
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Frage hatte in diesen Monaten die Priorität und vor allem die Mitteldeutschen Staaten 

favorisierten Neutralität und würden im Krieg nicht auf der Seite Österreichs stehen. Auch 

Preußen war gegen die Stationierung kaiserlichen Truppen in den Donaufürstentümern und 

versuchte so, seine eigene Position im Bund zu stärken.539 Die Deutsche Frage konnte durch 

das Defensivbündnis mit Berlin April 1854 und den möglichen Beitritt hierzu des gesamten 

Bundes oder einzelner Teile positiv gelöst werden. 

Folglich musste Wien durch seine außenpolitische Lähmung seinen Kurs in anderen Fragen, 

der Balkanfrage und den Beziehungen zu Russland, wechseln, um im Deutschen Bund die 

Vormacht zu behaupten. Erneut wurde, auch durch das Kriegsgeschehen begünstigt, der 

diplomatische Mechanismus des Konzertes genutzt, Konferenzen sollten den Krieg beenden - 

wieder in Wien.   

Zuvor war versucht worden, über bilaterale Gespräche mit den Botschaftern in Wien und dem 

Zaren eine Einigung zu erreichen. Dadurch gelang es im Sommer 1854 die Vier Punkte zu 

verfassen, welche die Grundlage für die Friedensverhandlungen darstellen sollten. Der 

Deutsche Bund war mit dem Verhalten Österreichs und Preußen unzufrieden. Die Mitglieder 

nutzten diese Situation zu ihren Gunsten und stärkten ihre eigenen Positionen im Bund. Da 

Russland als Verbündeter verloren war und es scheinbar nicht gelingen sollte, die deutschen 

Staaten für sich zu gewinnen, suchte Wien neue Verbündete. Buol konnte den Kaiser zu einem 

Bündnisvertrag mit dem Westen am 2. Dezember 1854 drängen, jedoch griff Wien wieder 

nicht in die Kampfhandlungen ein und beharrte trotz der neuen Allianz auf die Neutralität, um 

die Optionen für Allianzen im Deutschen Bund und mit Russland offen zu halten. Auch 

aufgrund der finanziellen Situation wollte Österreich nicht aktiv in den Krieg eintreten.  Die 

Ängste vor Verlusten möglicher Partner, großer Geldsummen und der Vormacht im Bund, so 

sollten weiterhin Verhandlungen den Krieg zu einem Ende bringen und so Österreichs 

Interessen bedient werden. Folglich appellierte Buol mit Berufung auf die vier Punkte für 

Verhandlungen ab dem Winter 1854/55. Damit verdeutlichte erneut, wie Österreich die 

Strukturen und Mechanismen des Mächtekonzertes nutzen wollte, um seine eigenen außen- 

und sicherheitspolitischen Fragen zu lösen, durch die Verhandlungen der Boden für neue 

Allianzen und Stärkung von Positionen gelegt werden sollte. 
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Jedoch kommt es erst nach dem Tod des Zaren sowie hohen Verlusten der Seemächte im 

Winter 1854/55 und der daraus resultierenden Pattsituation im Feld zu Verhandlungen in 

Wien.540 Die Wiener Konferenzen begannen, dabei versuchte Österreich, das Konzert erneut 

als Mittel zu nutzen und vor allem Preußen in die Verhandlungen miteinzubeziehen, auch 

damit Berlin nicht weiter gegen Wien agitieren könnte. Dies scheiterte jedoch, die Konferenz 

wurde nur von den kriegsführenden Mächten und Österreich geführt. Es gelang Wien, eine 

Nation aus den Verhandlungen heraus zu halten: das seit Jänner 1855 dem Westbündnis 

beigetretene Sardinien-Piemont, Wiens Hauptkonkurrenten in Italien. 

Diese neue Koalition im Kampf gegen Russland sorgte für eine Richtungsanpassung, in der 

Österreich sich vom Westen hin zu Russland neigte, da die italienische Frage somit in den 

Vordergrund in der Außenpolitik trat. Sardinien aus den Gesprächen heraus zu halten, war ein 

Erfolg, jedoch der erste Schritt zur Entfremdung vom Westen. Die Unterstützungen, die 

Russland in den folgenden Monaten bezüglich der Relativierungen und Umdeutungen des 

Dritten Punktes erhielt, sollten Österreich und Russland wieder enger verbinden, dafür wurde 

das multilaterale System des Konzerts genutzt. Jedoch gelang es nicht, die Punkte so wie 

geplant durchzubringen. Trotz der Abwandlung des Dritten Punktes scheiterten die Wiener 

Konferenzen da die Westmächte hofften, auf dem Schlachtfeld die Entscheidung herbeiführen 

und somit die für sie günstigeren Friedensbedingungen gestalten zu können. Folglich verließen 

sie den Verhandlungstisch im Juni 1855 und konnten nach einigen Erfolgen im Pariser Frieden 

die Bedingungen neu verhandeln, jedoch änderten diese sich kaum im Vergleich zu den 

erarbeiteten Konzepten der Wiener Konferenz. 

Was bleibt zu sagen? 

Die Politik Österreichs während des Krimkrieges war komplex, undurchsichtig und von 

Seitenwechseln geprägt. Die in der historischen Forschung zum Krimkrieg vor allem bei 

Schroeder und Doering-Manteufel bestehende Meinung der bewaffneten Neutralität ist mit 

heutigen Standards und Definitionen des Begriffes Neutralität nur schwer vereinbar, war 

jedoch für die Zeitgenossen nominell ein neutrales Verhalten, welches in die Regularien und 

das Völkergewohnheitsrecht der Zeit passte. Es muss beachtet werden, dass Neutralität in 

ihrer Form nicht absolut sein musste oder auch heute nicht sein muss. Sie kann Tendenzen 

haben und Richtungswechsel beinhalten und somit temporär und, wie nach Vattel, 
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unvollkommen sein. Dies ist im vorliegenden Beispiel der Fall. Neutralität als kleinster 

gemeinsamer Nenner, in älterer wie modernerer Definition, kann als die nicht-aktive 

Partizipation an Kampfhandlungen beschrieben werden.541 Folglich ist eine Neutralität zu 

bejahen, aber hierbei sind die Hintergründe des Handelns aus zweierlei Betrachtung analysiert 

worden: Der Strukturen und der Motivation von Wiens Vorgehen. 

Die Motivationen sind die fünf genannten außen- und sicherheitspolitischen Fragen, wobei 

Österreich nur bereit war, eine Lösung dann zu akzeptieren, wenn diese möglichst die eigenen 

Interessen erfüllte. Des Weiteren wurde nicht kontinuierlich an einer Frage gearbeitet, 

sondern immer die jeweilig relevante, je nach Koalitions- oder Kriegslage, in den Vordergrund 

gestellt. Damit einher ging auch ein Wechsel oder eine Bevorzugung verschiedener Partner 

abhängig von der aktuellen Situation. So war man vor den Wiener Konferenzen durchaus pro 

westlich, nahm aber ab dem Eintritt Sardiniens die Position nahe Russland wieder stärker wahr 

und versucht den Deutschen Bund günstig gestimmt zu halten. 

Wien nutzte die Strukturen des Konzerts der Mächte, um seine dreischichtigen Probleme zu 

lösen. Dieses multilaterale System der Großmächte bot Österreich die Möglichkeiten, seine 

Politik vor allem mit dem Mittel der Neutralität umzusetzen. Dabei fanden sich dort auch die 

Mechanismen und Gewohnheiten, Konflikte ohne aktive Kriegsteilnahme zu lösen, in Form 

der Konferenzdiplomatie.  

Von der Großmacht Österreich wurde wie von jeder der fünf eine Reaktion erwartet, als der 

Krieg ausbrach, diese Handlungen kamen auch. Sie zeigten den Versuch und die Spielräume 

einer Politik im 19. Jahrhundert. Neutral ist nicht gleich neutral, vielmehr kann im 19. 

Jahrhundert die Neutralität als eine Mittel zum Zweck der Politik auf mehreren Ebenen 

gesehen werden. Wobei die Verwebungen verschiedener Politikbereiche deutlich wird und 

die daraus folgende Lähmung, wenn eine Nation nicht bereit ist, Niederlagen in einer Frage 

hinzunehmen, sondern stets versucht die aktuell aufkommende zu lösen. Die 

Richtungswechsel haben Folgen. 

Zwar kann Österreich eine de iure Neutralität mit de facto wechselnden Favorisierungen 

behaupten, jedoch schafft es so seine eigene Isolation. Die Verbündeten der ehemaligen 

Heiligen Allianz waren zu Konkurrenten auf dem Balkan oder noch mehr im Deutschen Bund 
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geworden, wo der Verlust der Vormachtstellung drohte. Die Westmächte konnten nicht als 

neue Partner gewonnen werden, schlimmer noch wurde die Position des Konkurrenten in 

Italien, Sardinien-Piemont, durch sein aktives Eingreifen in den Krieg noch gestärkt.542 Hinzu 

kamen desaströse Finanzen nach dem Konflikt, welche außenpolitische und innenpolitische 

Folgen haben sollten, die Neutralität als Politik, welche Mittel zum Zweck wurde, scheiterten 

im Erreichen der Ziele Wiens. 

Der Einblick in dieses Fallbeispiel zeigt, wie die Mechanismen eines multilateralen, wenn auch 

wenig institutionalisierten Systems genutzt werden konnten, eine politische Linie, welche 

bereits in ihrer Zeit bekannt und weit verbreitet war, genutzt werden konnten. Das Scheitern 

Wiens ist weniger mit den Strukturen des Systems, sondern eher mit den anderen beteiligten 

Akteuren zu erklären. Diese Staaten, ihre Methoden und Hintergründe in ihrer Diplomatie 

bleiben zu untersuchen. Dies gilt auch für die allgemeineren Transformationen des 

Mächtekonzertes, welches Ansätze eines Sicherheitsrates zeigt, vor allem aber, wie diese 

Arbeit zeigt eine Plattform der Diplomatie für die Kriegsparteien zur Verfügung stellte. Die 

gezeigte Transformation oder gar Auflösung des Mächtekonzertes nach dem Krimkrieg543 ist 

von der Forschung noch weiter zu untersuchen. Diese noch offenen Ergebnisse können in 

Kontrast mit anderen Strukturen internationaler Systeme und einzelnen Fallbeispielen von 

Friedensverhandlungen gestellt werden. Die Strukturen, welche sich in Europa veränderten 

und zum Beginn des 20. Jahrhunderts in völlig veränderter Form vorlagen, schufen sich nicht 

einfach ab, sondern transformierten sich und somit steht das Mächtekonzert der Wiener 

Ordnung vermutlich eher in Kontinuität zu den internationalen Organisationen des 20. 

Jahrhunderts als nur ein Vorgänger zu sein, jedoch dies bleibt zu untersuchen. 

Die gewonnenen Erkenntnisse sind vor allem in der internationalen Geschichtsforschung als 

Teil der neuen Diplomatiegeschichte zu verorten, wobei das 19. Jahrhundert eine der weniger 

stark untersuchten Zeiträume darstellt. Die Arbeit untersucht nicht nur eine wenig 

betrachtete Epoche ab, sondern zeigte gleichzeitig die Fähigkeit der internationalen 

Geschichtsforschung als eigenen Modus für die Schreibung nationaler Geschichte auf. Dabei 

zeigt sich die Einwirkung von internationalen Strukturen und Normen auf das mögliche 

Handeln einer Nation und somit wie die Existenz eines Staates an sich durch dieses System 

beeinflusst wurde. Diese Phänomene können auch für andere Epochen betrachtet werden 

                                                             
542 Vgl. Trager, Consequences, S.260. 
543 Vgl. Schulz, Normen, S. 368. 
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und sind in der Gegenwart ebenfalls nachweisbar. Die Erforschung von Konferenzen der 

Vergangenheit zur Friedenssicherung kann ein lehrhaftes Beispiel für heutige Verhandlungen 

sein und unterstreicht die Relevanz der neuen Diplomatiegeschichte. Ferner ist der Einfluss 

von neuen Technologien ein weiteres offenes Feld der Analysen, dessen Einfluss auf 

Verhandlungen hier in Nuancen in Form der Telegraphie aufgezeigt wurde. 

Obwohl diese Arbeit eine Lücke in der Diplomatiegeschichte zu schließen hofft, laden noch 

weitere diplomatische Aspekte des Konflikts zur vertiefenden Forschung ein. So kann Buols 

Einfluss auf die Verhandlungen und Resultate kaum abgesprochen werden, so wie die des 

französischen Außenminister Drouyn de Lhyse und die Folgen durch das Erscheinen und 

Umdenken seines anders eingestellten Nachfolgers Walewski, welcher gegen Österreich 

stand, oder die Auswirkungen von Otto von Bismarcks bewusster Agitationen gegen Wien der 

auf einer anderen Ebene in komplexen multilateralen Systemen agierte. Diese Fragen sind 

noch zu klären. 

Für die Neutralität bleibt zu sagen, dass sie eine Fortsetzung der Politik mit einem flexiblen 

Mittel darstellt und sie für einen Staat viel Geld und Verbündete kosten kann, wie es im 

untersuchten Zeitraum für Österreich der Fall war. 
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